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Das Verkehrs bild auf Autobahnen und Fernstraßen 
Von Dr. Walter Linden 

Vorb . emerk~ng: 
Die Motor" . . . deutlim k',crung d" Straßenv«kehrs bat seit dem ersren Weltkriege in drei 
die sich C< fCnb",en Wellen ung,heUet rasme Fortschritte gemamt. Die Zifkrn, 
eine crh~h rund d" amtlichen Smtisti~en leimt zusammenstellen lassen, .. igen 
Iiällte dO te ZulLilime des Kraltfahrzeugb",mndes insbesondere in der zweiten 
D", Ku er zwanzlg" Jahre und dann v«stärkt in d" Zeit von 1934 bis 1939. 
bedingr

e 
hat zum dritten Male _ all"dings ""n einem durch den KriegsaUsgang 

eine Ae!;~ßerordenflichen Tiefstand aUS - lUch dem zweiten Weltkrieg "neut 
Währu u artsbewegung begonnen; ihr V"laul ist insbesondere nach der 
SPanne ~gsrelorm SO sted nam oben gerichtet, wie es in keiner IrUhe

ren Zei~ 
kelt ka JemUa s der Fall war. Das sind Tat~"hen, über die in breire

r 
Dellentlich, 

Es w' um nklarheit bestehen dürfte. an Kx~1tf~" zu wenig bedacht, daß eS nicht nur auE den tatsächlichen Bestand 
verkeh a k'""gen ankonunt, wenn man den UmEang des motorisierten Straßen' 
v"keh': tennen .wtll, sondern daß wesentlich wichtiger das Ausmaß w,r 
nuch in s;"tungen ~st. In dieser Beziehung wird man zu bedonken haben, daß 
zeuges' e;; zwanZlger Jiliren die jährliche Kilumetedeistung dnes Kraftl

ah

" 
der Zo';'" . urmschnitt verhältnismäßig g<ring war und daß sie erst im Lauk 
dadureh' mlt der st"geoden Gewöhnung an dies" B,/örd"ungsmittel und dem 
steigend w"hs,nden Verkehrsbedü'!nis zunahm; die Gewöhnung lührie zu 
mehr er Benutzung, und diesc wiederum brachte es mit sich, daß es mehr und Faehh.~' G,w?hnheit wurde, den KraftWagen zu verw~nw,n. Es .'

in
1. jetzt in 

Ieistu s~n E,orterungen darüber in> Gang~ ob es zutelll
t
, daß d1< Kliumetero ~or l~g /mes Kraftfahrzeuges (PKW) tat;äcbJich doppelt so groß ist ~h noch 

. dup!, I a1=n. Es soll an dieser Stelle Ulcht untersucht werden, ob em

e 

VW 
Vertu' jm

g 
der durchschnittikhen Jahr"leistung wirklich eingetreten, odec ob die 

der T"ru~g nom großer ist, aber die Fachleute sind sich darüber einig, daß in 
daß ~\ eme erhebliche Zunahme ZU v_ichneo ist. Es kommt no,h hinzu, 
ZWei';: e ~traßenzüge und daß allgemein d" La~dstraßen erstor .und vor alle~ 
vielf I Ord~ung vom Du"hgongsverkehc gem1<d

en 
worden •. emmal wed 51e 

geradC ~ 10 emern bedauerlich schlemten Zusmnd sind, und zum anderen, wetl 
brüek' un Zuge dieser weniger hc<Ientenden Straßen noch immer zabJreiche Not' 
des V":: k'nd dergl. den Verkehr behindern. Dadu"h ergibt sichdn., Bu~deIu.ng 
wesentU

eh
,:" aul Autobahnen und Bundeskrnstraßen, .I« cusatzbehhlcr e"!e 

jemal ch hohere V crkehrsdimte bedingen, als sie vo' dem Krleg
e 

oder uberbaupt 
D

rsa 

SI vorhanden war und die ErkliUung liegt, wie wir gesehen haben, in 

Clen v h' d' . Heh . ersc Leener Art. %uv:; .. d"" GUtecvorloehr aul den Straßen gibt es bis zum heutigen Tage kdne 
der : 'h

slgen 
statistischen Unt"lagen. Es ist aher hekannt, daß die Ausnutzung 

v <rhh, rzeuge hn Nahvorkehr und Fe,:"verkehr, im. gewerblichen. und im Werk, 
.ls a I "~terseh"dlieh groß ist; das telElt sowohl Eu' d,e JahreskuometerielStung 
., 1 Un fur die Beladung der Fahrzeuge zu. Ebensowenig wk man die Zahi dor 
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Eahrzeuge, die für die ,einzelnen Wirtschafts" und .Verkehrszweige ~.olizeilich 
zugelassen sind, miteinander v,erglcichen kann, umemcn Maßstab dafur zu be:.: 
kommen, in welchem Umfange diese vom Kraftfahrzeug Gebrauch machen, 
ebensowenig kann man mit Laderaumziffern argum.entieren, weil die ~usnutzllng 
der vorhandenen Kapazität allzu unterschiedlich 1St. .We!lD auch dIe ~~mdes" 
anstalt für den Güterfernv,erkehr mit Kraftfahrzeugen SIch Jm Laufe der nachsten 
Zeit um die Gewinnung statistischer Unterlagen berr;tühen wird, .. mag ernstlich 
bezweifelt werden ob schon nach den ersten Aufschreibungen genugend brauch:.: 
hares Material vorgelegt werden kann. Erste Jahresergebnisse aber sind nicht vor 
Sommer oder Herbst 1955 zu ,erwarten, weil die Erhebungen für das laufende Jahr 
noch nicht begonnen haben, also frühestens das Jah: 1954 umfassen kön~en, 
so daß Abschlußziffern nicht vor dem genannten Zeitpunkt zu erwarten smd. 

Unter diesen Umständen ,erschien ,es dem Verfasser reizvoll, durch eigcne Be" 
obachtungen über den Verkehrsablauf auf ~uto?ahnen u~d Bundesfernstr~.ßen 
Zahlenmaterial zu gewinnen, das geeignet ware, eme ungcfahre V'o~stellung uber 
Zahl und Art der Kraftfahrzeuge, die sich im Fernverkehr auf dIesen Straßen 
bewegen, zu vermitteln. 

E!'fassungsbereich und ~methode . 
In der Zeit vom 20. Februar bis 30. Mai 1953 hat der Verfasser im Kraftfahrz.eug 
folgende Autobahnen und Bundesfernstraßen, zum Teil mehrfach, befahren: 

Düsseldorf Nord *) - Köln Frankfurt - Kassel 
Köln - Bonn Essen - Hannov·er 
Köln - Frankfurt Essen - Münster 
Frankfurt - Ettlingen Münster - Osnabrück 
Ettlingen - Basel Osnabrück - Oldenburg 
Ettlingen - Stuttgart Osnabrück - Bremen 
Stuttgart - München Bremen - Hamburg 
München - Salzburg 

ferner die Kraftfahrzeugstraßen Essen - Düsseldorf und Köln - Bonn 
sowie den Ruhrschnellweg. 

Die Beobachtungen des Verkehrs erfolgten vom fahrenden Fahrz·eug au~, wobei 
im allgemeinen eine Geschwindigkeit zwischen 80 und 100 Stundcnkilometer 
eingehalten wurde. Die Zählungen fanden mit einer Ausnahm.! aus.schlicßlich 
bei Tageslicht statt, eine Feststellung, die für alle nachfolgenden :ZIffern von 
großer Bedeutung ist, weil der Nachtverkehr außer Betracht bleIben mußte. 
Zählungen bei Dunkelheit hätten wohl auf Bundesfernstraßen v-orgelliommen 
werden können, aber nur bei erheblicher Herabminderung der Geschwindigkeit 
und bei ·erhöhter Unfallgefahr. Ein einziger vorgenommener Versuch einer 
Nachtzählung auf der Autobahn zwischen Köln und Essen, über den noch be" 
richtet werden wird,. zeigte interessante Ergebnisse, wurde aber wegen der er" 
höhten Schwierigkeiten nicht wiederholt. 

Gezählt wurden alle 'eindeutig ·erkennbaren fahrenden und parkenden Fahr" 
zeuge in beiden Richtungen; gelegentlich konnten also <einzelne PK\V und LKW 
nicht berücksichtigt werden, wenn sie beispielsweise durch die geschlossene 
Bewachsung des Grünstreifens auf der Autobahn verdeckt waren. 

*) Dio Autobahnanffahrt "DüsseldorJ' Nord" crhielt auf Anregung des Verfassers vor 21/2 Jahren 
in der Süd-Nord-HidiluH" die llezoichnung "Mülheim/Esscn". "Venn nachstehend Autohahn­
abschnitto östlich von Esse~ erwähnt worden, dann ist die Auffahrt "Essen / Gladbeck" gemeint. 

Das VcrkehrsbiJd auf Autobahncn und Fcrnstraßen 139 

A~ßer, Betr~~l~.t ~classen wurden sämtliche Fahrz,euge der Besatzungsmächte, 
s~len.cs Mihtardlenstwagcn oder Privatfahrzeuge. Ebenso blieben unherüch 
~lchhgt alle Kraftomnibusse sowie Giiterkraftfahrzeuge von weniger als einer 
r'Ül~ne. Nutzlast, ferner alle Autobahndienstfahrzeuge (Baukraftwagen) und 
Po lZeifahrzcuge. 

I?ie ~ufschreibungenerstr,ecken sich auf Zählungen an 37 Tagen, unter denen 
~t~ ~unf So~n" ux:d Feiertage b~finden. Gutes und schlechtes Wetter hielten sich 

a. el un~efahr :~he Waag~. Wie bedeutsam speziell die Witterungsverhältnisse 
bel derarhgen Zahlungen smd, .erhellt aHein aus der hier schon vorab mitgeteilten 
Tatsache~ daß der Umfang der Baustoff transporte auf der Autobahn zwischen dem 
Ruhrgebiet und Fr~nkfurt sich mit Beginn der wärmeren Jahreszeit (in diesem 
Jahre etwa genau mit der Münatswende März/April zusammenfallend) schlagartig 
nahe:;:u verdoppelt ~at. Das zdgt sich aber auch daran, daß die Anzahl der PKW 
und .ms~esondere ~le Anzahl der Motorräder bei gutem Wdter im Tagesdurch~ 
schmtt slcherhebhch steigert, wobei man für die Motorräder eine Zunahme bis 
auf das Z:vanzigf~c~1e feststellen kann - ohne dabei Sonderveranstaltungen oder 
etwa speZIelle zelthche Zusammenballungen im riickflutenden Ausflugsv,erkehr 
zu berücksichtigen. 

D.~e Zählmetho~e war denkbar einfach, indem der Vterfasser selbst, oder unter" 
stutzt durch Mltfahrer, von Zeit zu Zeit Aufschreibungen machte, um si,e nach: 
A?schluß de: Fahrt zusammenzufassen. Dabei ,ergaben sich nach und nach Ver" 
femerung~n msoweit, als !einige Sonderzählungen eingeschoben werden konnten 
und bestlmmte Str,eckenabschnitte getrennt erfaßt wurden. Fast alle oben" 
genannten Straßenzüge sind mehr als 'einmal befahrcn worden undcs hat sich 
b~~~rken~werter:veise . überall ,ergeben, daß bei wiederholter' Zählung r,cgel" 
maßlg . bemahe dIe gleIchen Ergebnisse festgestellt werden konnten. Diese Tat" 
sache ms?esondere ,ermutigt den Verfasser, die festgestellten Ziffcrn bekannt" 
zugeben m der Annahme, daß die herausgefundenen Zahlenwerte den tatsäclv 
lichen V,erhältnissen in hohem Maße entsprechen und dn wirklichkeitsnahes 
Spiegelbild des Verkehrsablaufes auf Autobahnen und Bundesfcl'l1straßen gebcn. 

P.ersonen~ und Güterverkehr 

Die Aufmerksamkeit wurde zunächst auf den Güterkraftverkehr gerichtet, und 
,erst bei späteren Zählungen kam der Versuch hinzu, die Verhältniszahlcn für 
LKW, PKW und Krafträder herauszufinden. W'enn mit diesen letzten Ziffern 
begonnen werden darf, so mag hier zunächst festgestellt werden, daß bei Zäh" 
lungen an sieben Werktagen und dnem Sonntag auf Autobahnen und Bundes:.: 
fcrnstraßen. 

2253 LKW 
2918 PKW 

550 Krafträder 

39,2 0/0 
51,3 0/0 

9,5 % 

5751 Fahrzeuge = 100 0/0 

festgestellt wurden. Bemerkenswerterweis·e verschieben sich diese Verhältni~ 
zahlen aber völlig je nachdem, ob es sich um einen W1erktag oder um einen 
(in diesem Falle traf es zu) SchönweUer"Sonntag handelt: 

LKW 
PKW 
Krafträder 

W,erktag Sonntag 
40,1 % 9,1 0/0 

51,5°/0 13,8 0/0 

8,4 % 47,1 0/0 
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Man darf ohne weiteres unterstellen, daß bei einem Schlechtwetter:::Sonnt.1g der 
:Anteil der Krafträder bei weitem nicht so hoch gewesen wäre. 

\Venn wir nun einzelne S t r aß e n a b s ch n i t t e unter die Lupe nehmen, cl.ln:1 
treffen wir auch hier auf recht unterschiedliche Y erhältnisse : 

Autobahn: LKW PK\V Kräder 
DüsseldorfNord-Köln 46,1 nio 49,1 % 4,8 0/0 

Köln - Frankfurt 47,0 °,'0 49,3 % 3,7 0,'0 

Frankfurt - Kassel * 22,1 % 61,9 % 16,0 0,'0 

Hamburg - Br,emen 38,3 % 52,8 °,'0 8,9 0/0 

Durchschnitt 42,2 % 50,2 % 7,6 0/0 

Bei der 'einzigen Nach tz ä h I u n g wurden auf dem Autobahnabschnitt Köln -
Essen/Mülheim (Düsseldorf Nord) folgende Anteilziffern gezählt: 

LKW PKW Kräder 
60,3 % 37,6 0;0 2,1 0/0 

Daraus ergibt sich, daß in der Nachtfahrt auf die Zahl der LK\'\' annähcmJ 
zwei Drittel des Gesamtverkehrs entfallen. 

Auf drei wichtigen Bundesfernstraßen wurden folgende Anteilziffern festgestell t: 

LKW PKW Kräder 
Ruhrschnellweg 43,5 % 44,0 % 12,5 °,'0 

Köln - Bonn 31,4 % 61,0 % 7,6 % 

Bremen - Osnabrück 30,9 0/0 48,6 % 20,5°io 
Essen/Düsseldorf 38,1 % 52,2 °/0 9,7 0/0 

Durchschnitt 32,5 % 50,0 % 17,5 0;0 

Bei diesen Zahlen fällt vor allem das Hervortreten der PKW auf der Autostra{~ 
zwischen Köln und Bonn auf; sie sind dort so zahlreich, daß sie sogar, verglichen 
mit den keineswegs schwach vertretenen LKW, sich sehr stark in den Yorder­
grund schieben. Im übrigen wird erkennbar, daß im Vergleich zur Autobahn 
.auf der Bundesfernstraße das Motorrad eine relativ größere Rolle spielt. 

Es wurde auch der Y,ersuch gemacht, durch wiederholte Zählungen, di(' 
gegebenenfalls aufscheinenden Unterschiede zwischen den verschiedenen 
Tageszeit,en festzuhalten. Dabei ,ergab sich insbesondere, daß die absolute 
Zahl der Lastkraftwagen in den späten Nachmittags::: und Dämmerstunden zurück. 
geht, während gleichzeitig die absoluten Ziffern der Mütorräder um diese T.lgCS~ 
zeit stark zunimmt (Berufsv,erkehr). Zwischen Köln und Bonn und allf der 
Autobahn zwischen Düsseldorf Nord und Köln wurden an zwei verschiedenen 
Tagen folgende Anfeilziffern ermittelt: 

Bonn/Köln und umgekehrt LKW 
zwischen 14.00 und 15.00 Uhr 34,9 0/0 
zwischen 18.00 und 19.00 Uhr 28,0 0/0 
Düsseldorf Nord/Köln und umgekehrt 
zwischen 13.00 und 14.00 Uhr 50,4 0/0 
zwischen 19.00 und 20.00 Uhr 40,0 0/0 

PK\V 
61,7 0/0 

60,6 0/0 

46,8 % 

52,0 % 

Krädcr 
3,4°iv 

11,4 0/0 

2,8 0/0 

8,0 0/0 

*) Die einmalige ß.cfahrung d~es.er Autobahn erfolgte am Freitag vor Pfingsten bei :;chr gut<-", 
"Votter, und es ist anzunehmen, daß die Zahlen bereits einen l'elativ hohon Teil VOll Au"flll:'''>-
verkehr ,enthalten. -
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Bemerkenswertcrweise war die Summe der Motorfahrzeuge in heiden Relationen 
an zwei verschiedenen Tagen zu den angegebenen Tag,eszeiten nicht nur nach 
den Yerhältnisziffern, sondern auch in der absoluten Höhe fast genau gleich. 

Zu dem V,erkehr auf der Autostraße zwischen Köln und Bonn mag noch hinzu.::: 
gefügt werden, daß hier verhältnismäßig zahlreiche L ie fe r w a gen verkehren. 
Während im allgemeinen auf der Autobahn auf 100 LKW nur 15-20 Liefer::: 
wagen, auf den Bundesfernstraßen dagegen dwa 30 Lieferwagen entfallen, 
zählten wir auf der Kraftfahrzeugstraße Köln - Bonn bis zu 41 Liefer .. 
wagen je 100 LKW\ ~l1gemein ist festzusteHen, daß in der Nähe von Groß::: 
städten die Zahl der Lieferwagen besonders stark ansteigt, wie überhaupt hier 
auch der LKW ohne Anhänger und ganz allgemein der Werkverkehr eine 
wesentlich größere Rolle spielen als auf der freien Strecke. 

Verkehrsdichte 
Bei dem Versuch, die Y,erkehrsdichte festzustellen, stieß der Y,erfasser auf recht 
unterschiedliche Verhältnisse. Da unser Fahrzeug ungefähr dem Durchschnitt 
des Verkehrsstromes ,entsprechende Geschwindigkeiten einhielt, kann davon aus" 
gegangen werden, daß die Zählungen ebenso zu werten sind, als würden sie von 
einem bestimmten Standort aus vorgenommen worden sein. Die Berechtigung 
dieser Unterstellung ergibt sich aus nachstehenden Ueberlegungen. Es wird 
vorausgesetzt: Eine Strecke A-B wird nacheinander v'on 100 Fahrz,eugen in jeder 
Richtung befahren, bei gleicher Geschwindigkeit und bei einer Fahrz,eit von einer 
Stunde für die Gesamtstrecke. Der Fahr,er X v,erläßt A um 9.00 Uhr mit der an" 
genommenen Durchschnittsgeschwindigkeit in Richtung B und trifft dort um 
10.00 Uhr ein. Es begegnen ilun alle di,e Fahrzeuge, deren Abfahrt in B nach 
8.00 Uhr und deren Ankunft in A vor 10.00 Uhr liegt. Das sind 200 Fahrzeuge. 
Er selbst überholt keine Fahrz,euge der gleichen Fahrtrichtung, und 'er wird aucl1 
nicht überholt, d. h. er sieht lediglich die entgegenkommenden Fahrzeuge und 
zählt sie von 1-200. Würde di'e gleiche Beobachtung von einem bestimmten 
Standort aus vorgenommen, dann würden in der gleichen Zeitspanne zwischen 
8.00 und 9.00 Uhr in beiden Richtungen je 100 Fahrzeuge - in der Summe also 
ebenfalls 200 Fahrzeuge - f,estgestellt werden. 

Unterschiedlich starke Yerkehrsströme lassen sich allerdings auf diese Weise vom 
fahr,enden Fahrz,eug'nicht festst'ellen und noch nicht einmal sicher erkennen. Wir 
glauben aber, daß diese F,eststellung für unsere heutige Gesamtbetrachtung un" 
erheblich ist, weHes im allgemeinen nur temporär unterschiedliche yerkehrs,," 
ströme geben kann; denn jeder Verkehr flutet schließlich wieder an sel~en Aus,," 
gangspunkt zurück Es mag bedauerlich bleiben, daß di,e angestellte~ Zahlungen 
z. B nicht erkennbar machen konnten ob der Verkehr Essen - Koln morgens 
stärk'er ist als abends und der Y,erkehr 'von Köln nach Essen dwa abends stärker 
ist als morgens oder umgekehrt; auf diese einzelnen Festst,ellungen m~~ßt.e jed.och 
verzichtet werden. Im übrigen wurde, wie bereits betont, versucht, moghchst alle 
Tageszeiten (außerhalb der Dunkelheit) zu berücksichtigen. 

Dte absoluten Ziffern der LKW, PKW und Kräder, die, in bei den Richtung,en 
verkehrend auf verschiedenen Straßenabschnitten festgestellt wurden, lass,en fol::: 
gende Verkehrsdichte je 10 km Straßenlänge erkennen: 
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LKW PK\V Krädcr Zus. 
:Autobahn: DüsseldorfNord - Köln 51 59 5 115 

Hamm - Bielefcld 31 34 7 72 
Köln - Camberg 28 26 5 59 
Essen-Hamm 28 24 5 57 
Camberg - Frankf./Wiesbaden 26 23 5 54 
Frankfurt - Mannheim 18 21 6 45 
DüsseldorfNd. - Köln (nachts) 27 15 1 43 
Bielefeld - Hannover 16 21 4 41 
Frankfurt - Kassel 9 25 6 40 
Mannheim - Ettlingen 16 14 4 34 
Ettlingen - Stuttgart 14 16 3 33 
Stuttgart - München 12 15 4 31 
Hamburg - Bremen 10 14 2 26 

F,ern::: 
straßen: Köln-Bonn 33 64 8 105 

Essen/Mülheim - Düsseldorf 34 59 7 100 
Tankstelle Engel- Frankfurt 103 123 13 239 

(Autohahnauffahrt) 
Essen (Kray) - Bochum 315 

(Ruhrschnellweg) 

Diese Tabelle gibt zu mancherlei Ueberlegungen Anlaß, Zunächst einmal ist f~st" ' 
zustellen, daß dem Verfasser (allein) leider nicht möglich war, in dem überaus: 
(JichtenVerkehr aufdem Ruhrschnellweg dieMotorfahrzeuge imeinzelnenzu zählen ! 

und dabei auseinander zu halten. Die Summe wurde bei einer Nachmittagshhrt • 
zwische:p. 15 und 16 Uhr festgestellt. Die Zählung auf der Kraftfahrzeugstt:tf.x' _ 
zwischen Wiesbaden und Frankfurt erfolgte zwischen 12 und 13 Uhr. Die Zahlen i 

für die Kraftfahrzeugstraße Köln - Bonn sind durch \Viederholungen bestätigt. 

Im übrigen aber zeigen die -einzelnen T,eilstücke des Autobahnnetzes (vgl. Ski:ze 1) 
sehr starke Abstufungen, wobei der Wechselverkehr zwischen Ruhrgebiet und 
Köln diesem Tdlstück der Autobahn -einen besonders dichten Verkehr dht. 
Selbst die Nach t zäh 1 u n g, bei der, nach den absoluten Zahlen genli.~;sen. 
ider LKW:::Verkehr auf die Hälfte, der PKW"Verkehr auf ein Viertel, und die I 

Zahl der Motorräder fast bis auf dn Sechstel zurückgeht, läßt dieses Teilstü.:-k 
der Autobahn noch so dicht befahr-en erscheinen, daß es kaum hinter d~111 
Durchschnitt zurückbleibt. 

Von besonderem Inter,esse erscheint auch, daß die Autobahn Hamburg-Bremen 
Hen ge ri n g s t ,e n Verkehr aufweist von allen Tdlstücken, die der Verfasser be < 

fahr-en hat (ein V,ergleich mit der Autobahn München-Salzburg ist wegen der 
starken saisonalen Schwankungen auf dieser Strecke nicht angebracht). Tat~ich, 
lieh erscheint die Autobahn zwischen den beiden Hansestädten so gut wie leer. I 

Man mag daraus die Konsequenz ziehen, daß das Verkehrsaufkommen der 
beiden Seehafenstädte für den Wechselverkehr außerordentlich gering ist, Es I 

handelt sich hier um dn Autobahn:::Torso; denn dieses Stück des deutschen 
~utobahnnetzes wird 'erst dann seine v-olle Bedeutung für den motorisierten 
Straßenverkehr gewinnen, wenn ,es die geplante Verlängerung über Osnabrü.:-k 
und Münster zum Ruhrgebiet 'erhält. 
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Radfalwer 
Wenn bei dieser Gelegenheit ein Blick auf die Radfahrer geworfen wcrd elf 
so sei hervorgehoben, daß sie besonders an Sonn" und Feiertagen bei ""'l"T ~ <"1rf •. 
Wetter auf den Bundesfernstraßen in Erscheinung treten. In der tlnIui 1:-1" ~ fb l 

tcn1 
Nachbarschaft großer Städte sind sie dann in solchen Massen festzusteLl: ·1.ie~ 
der Kraftfahrer alle Mühe hat, mit dem Zählen zurechtzukommen. n. <..: ab 

Es bestand Gelegenheit, bei gutem W,etter an einem Feiertag"Naclul1i 1:-1:-
Verkehr von Essen nach Haltern und an einem Siol1,'Ilta'g den Verke-l~g den ~ 
Bramsche nach Osnabrück und von Osnabrück nach Iburg sowie zwisch e ~I von' 
und Münster zu beobachten. Dabei wurden folgende Ziffern festgestellt. burg 

Essen - Haltern 
Bramsche - Osnabrück 
Osnabrück - Iburg 
Iburg - TeIgte 
Telgte - Münster 

LKW PKW Kräder 
5 41 72 
2 16 29 
1 15 26 
4 32 56 
2 29 47 

Fahr ..... --d ---a ~r 
228 
84 
43 

128 
147 

Eine einzige Zählung auf ,einem 
einen W,erktag (zwischen 14 und 

Teilabschnitt des Ruhrschnellwegs er~ b 
15 Uhr) folgendes Bild: ~~ 

Werl- Dortmund 69 88 22 126 

Lastkraftwagen und Lastzüge 

Besondcl'e Sorgfalt wurde darauf aufgewandt, ~en Güterkraftv·erkehr a"LlE_ 
F,ernstraßen zu beobacht,en, und es wurde dabet der Versuch gemacht 1<:: d c 11 

fahrzeuge des gewerblichen V,erkehrs vom W,erkverk'ehr zu trennen und al~ß C>. r:l. fT", 
Fernverkehr und Nahverkehr zu unterscheiden. Eigentlich müßte diese~ e:r -=! ~ll.1 
such nach den vorliegenden amtlichen Vorschriften ohne große Schwieri~k.: "'::' Cr,~ 
zu v'erwirklichen sein, denn jed:~r konzessionie~te Fernverkehrsunternehm~ eltcn 
auch die Bundesbahn) ist verpflichtet, ein weißes Schild mit schwarzer S {.1. b;,") 
das sein Fahrzeug als f,ernverkehrsfahrzeug bezeichnet, mitzuführen, und c: ."lrLft. 
gewerbliche Nahv,erkehrsunternehmer muß ein gleichartiges Schild mit de:r:- _1 ~d er 
schrift "Güternahverkehr" an seinen Fahrzeugen angebracht haben. \'7enn,. -<"~\IIL" 
heiden Gruppen des gewerblichen Verkehrs eindeutig gekennzeichnet sind ch~~c 
~üßten alle übrigen Güterkraftfahrzeuge (ohne entsprechende Beschilde-' _c:l a 1"1 n 
~gend~ie in den J?ereich des \yerkverkchrs gehören. Obwohl die Vorscl~ ~_~l ~"}g) 
u~er dle B1eschdderung der Fahrzeuge schon lange Zeit in Kraft ~~t-~n 
stoßt man ~n der Praxi~ in dieser Beziehung auf sehr erhebliche Lücken; da c1 sir"} d. 
wurden dIe Aufschl'elbungenerschwert und im Ergebnis auch nicht '-I t"..:h 
zuv1erlässig. ~ -"11"1:: 

Bei gen~uer Beobachtung der .Fahrzeuge wurde festgestellt, daß etwa 50/0 dQ:r:-- _ 
gewerblichen Fernverkehr dIenenden Lastkraftwagen die vorgeschrieben '" d I..: n1 
schilderung nicht* führen; manche Unternehmer haben auch die Schilder ode:: 13 C'--" 

lC~tsprechende .Aufmalung an der Seitenwand so eigenartig angebracht, d~B ~i l"1e 
nIcht ohne weIteres erkennbar sind, seitlich jedenfalls kaum auffallen. Es; - ~i,-~ 

~ g-ibt 

*? Wenn :x:ho? von Unkorrekthoiwn di,o ll?de ist, dann mag auch erwähnt werden, daß am B 
c~n ko~zesslOmerwr FerJ;verkehrslastzug mit z w e I Anllängern hinter einem LK\V und am S ' :\ L 1 . 

em weIterer Lastzug mltzwel Anhängern (wal1rschcinlich \Verkverkehr) auf der Autobal - ,J'lll~ 
gstroffen wurde. '-ll l 't'} _ 
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zahlreiche Fahrzeuge des gewerblichen Fernverk,ehrs, die zwar auf der Kabinentür 
oder an anderer Stelle deutlich die Aufschrift tragen: 

N. N. 
Ferntransporte 

X"stadt 
ohne das vorgeschriebene Schild zu führen. Dabei kann man nun aber die 
Frage aufwerfen, ob dieses Fahrzeug überhaupt die Konzession hat, also ggf. un" 
befugterweise Ferntransporte durchführt 'oder ob der Unternehmer sich noch 
nicht die Mühe g,enommen hat, die Schilder zu beschaffen und anzubringen. 
Schlechter sieht es in der Beziehung beim NahVler~ehr aus. Wenn wir allein die 
Fahrzeuge berücksichtigen, die durch Aufschriften individuelLer Art zu erkennen 
geben, daß sie dem g,ewerblichen Güternahverkehr dienen, dann führen rund 
200;0 bis zum heutigen Tage noch keine Beschilderung. Dabei bleibt aber die 
sehr große Anzahl von Fahrzeugen, die im Nahverkehr sowohl eig·enen Zwecken 
des Unternehmers (W,erkverkehr) dienen als auch für fremde Transporte ein" 
gesetzt werden, völlig unberücksichtigt. 
Für unsere Aufschreibungen haUe diese bedauerliche Unklarheit den Nachteil, 
daß zahlreiche Fahrz'euge ohne jede Beschriftung und ohne Beschilderung auf 
Autobahnen und Fernstraß,en anzutreffen sind, die wir mangels eindeutiger Kri" 
ferien dem W,erkverkehr zuzählen mußten. Es darf al1erdings festgestellt werden, 
daß d~e großen Lastzüge zur überw~cgenden Mehrheit ausDeichend beschriftet 
und beschildert sind, so daß bei ihnen wenigstens nur selten Zweifel darüber 
auftauchten, zu welcher Gruppe sie gehören. 
Nach diesen Vorbemerkung,en, die insbesondere insoweit bedeutsam sind, als 
sich daraus ergibt, daß im folgenden die Werkverkehrsziffern um 10%, vielleicht 
auch um 200/0, überhöht sein dürften und daß eigentlich eine beträchtliche Ver" 
schiebung vornehmlich zur Gruppe des Nahverkehrs vorzunehmen wäre, mögen 
die Ergebnisse bekanntgeben werden. 
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An 37 Zähltagen (einschließlich 5 Sonn" und Feiertagen) wurden erfaßt 6360 L!"t­
kraftwagen und Lastzüge. Dabei ergab sich im ·einzelnen folgende Auf teilung- : 

Auf Autobahnen und Bundesfernstraßen wurden angetroffen 

Werktags Sonntags Zusammen 
~ 

Anteil von den Anteil von den Anteil 
von d ~ r. 

Verkehrsform :c /law 
:c 

LKW /law ~ LKW I las,: CU LKW zUgen CU 
N N zagen N %li~~· . 
C C C 

-< % % -< % % -< % % 
Güterfernverkehr 2842 47,81 66,6 302 73,11 83,1 3144 49,41 Gi,9 

davon 
ohne Anhänger 60 7 67 

Güternah verkehr 449 7,5 4,8 4 1,0 - 453 7,1 4,~ 

davon 
ohne Anhänger 249 4 253 

Sonstige d. h. vor" 
wiegend Werkverkehr 2656 44,7 28,6 107 25,9 16,9 2763 43,5 27,7 

davon 
471 15111 ohne Anhänger 1464 

Summen 5947 100 413 100 6360 100 

davon 
ohne Anhänger 1773 58 1831 

a Iso Lastzüge 4174 100 3551 1 100 4529/ I ll)l) 

Das Bild ist, wenn wir nur die Autobahnen betrachten, 'etwas anders, wie di.: 
folgende Tabelle zeigt: 

Werktags Sonntags Zusammen 

Anteil von den Anteil von den Anteil von den 

Verkehrsform :c I last, :c 
LKW I Law ~ LKW / ~ast-CU LKW zagen cu 

N N zUgen N zugen 
C c:: C 

-< % % -< % % -< % % 

Güterfernverkehr 2733 50,41 69,8 289 73,5 83,5 3022 51,91 70,S 

davon 
ohne Anhänger 58 7 65 

Güternah verkehr 347 6,4 3,9 '1 1,0 - 351 6,1 3,6 

davon 
ohne Anhänger 196 4 200 

Sonstige d. h. vor" 
wiegend Werkverkehr 2345 43,2 26,3 100 25,5 16,4 2445 42,0 25,6 

davon 
13331 ohne Anhänger 44 1377 

Summen 5425 100 393 100 5818 100 
davon 

ohne Anhänger 1587 55 1642 

also Lastzüge 138381 I 1001 3381 1 10014176 1 100 
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Es fällt zunächst auf, daß der W,erkverkehr - 'Obwohl dessen Ziffern als über", 
höht angesehen werden müssen - auf Autohahnen und Fernstraßen einen er'" 
heblich kleineren Anteil aufweist als der gewerbliche Verkehr, ja die gefundene 
Zahl der Kraftfahrzeuge bleibt sogar hinter denen des gewerblichen Fernv,erkehrs 
allein nicht unerheblich zurück. Sonntags, da der gewerbliche Nahv,erkehr fast 
völlig verschwindet und der Werkverkehr sehr stark nachläßt, beherrscht der 
gewerbliche Fernv,erkehr innerhalb des Güterkraftv·erkehrs fast allein die Straßen. 
Darüber hinaus aber ,erscheint weiter bemerkenswert, daß beim Werkverkehr weit 
mehr als die Hälfte der .auf A'utobahnen und Bundesfernstraßen (auf dene:n 
sich doch vorwiegend der F,ernverkehr abwickelt) verkehrenden KraftfahrZeuge 
k·e i ne An h ä n g ,e r mit sich führt. Diese Tatsache ist für die Beurteilung des 
im Fernverkehr tätigen Laderaums von entscheidender Bedeutung. In 'Obigen Ta" 
bellen kommt sie umgekehrt darin zum Ausdntck, daß wir den Anteil des Wierb 
verkehrs .an den festgestellten Lastzug"Einheiten auf 25,6 bezw. 27,7% bemessen 
konnten. Berücksichtigen wir, daß sicher 'einige durch Beschriftung und Be" 
schilderung nicht genügend gekennzeichnete Fahrzeuge nicht zum W.erkverkenr 
gehören, dann wird man festzustellen haben, daß höchstens ein Viertel der auf 
Autobahnen und Bundesfernstraßen v·erkehr·enden Lastzüge als W,erkverkehr an'" 
zusprechen sind. Die Einzelbeobachtungen ließen darüber hinaus erkennen, daß 
wiedentm mindestens die Hälfte dieser W,erkverkehrslastzüge Baustoffe, insbe" 
sondere Zement (z. T. in Spezialwagen), Steine und Kies und im Winterhalbjahr 
vorwiegend Kohlen, befördert hat. 

W,enn wir insbesondere das V,erhältnis von Güterfernverkehr und W,erkfern" 
verkehr betr.achten, dann .ergeben sich für die Autobahn etwa folgende Ver'" 
hältniszahlen: 

ferner: 

Düsseldorf Nord - Köln 
Köln - Frankfurt 
Frankfurt""":" Mannheim 
Mannheim - Ettlingen 
Ettlingen - Stuttgart 
Frankfurt - Gießen 
Gießen - Kassel 
Essen-Hamm 
Hamm - melefeld 
Bklefeld - Hannover 
Hamburg - Bremen 
Ettlingen - Lörrach (B 3) 

Güterfernverkehr 
13 
55 
61 
68 
62 
45 
58 
17 
62 
63 
40 
70 

Wlerkfernverkehl" 
57 
45 
39 
32 
38 
55 
42 
53 
38 
37 
60 
30 

Die Skizze 2 veranschaulicht aus vorstehender Tabelle die Autobahnabschnitte 
von Essen bis Stuttgart und von Essen bis Hannov,er. Sie läßt besonders deutlich 
werden wie stark der Anteil des W.erkverkehrs mit zunehmender Entfernung 
vom R~l1l"gebiet abnimmt. Nachträgliche Beobachtungen lassen den Sch~~ß zu, 
daß der gewerbliche Güterfernverkehr über Stuttgart hinaus in Richtung Munchen 
seinen Anteil weiter steigert. W'enn zwischen Ettlingen und Stuttgart der Werk" 
verkehr ,etw.as stärker hervortritt, so liegt das nur daran, daß hier Fahrzeuge des 
Baustoffhandels ,oder unbeschriftete Wagen von Fuhrunternehmern in auffallend 
großem Umfang Kiestranspode (vom Rhein) durchführen. 
Abgesehen davon, daß allgemein der Anteil des W'erkv,erkehrs als überhöht gelten 
muß, geben auch diese Darstellungen und Zahlenreihen zu besonderen U eber", 
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legungen Anlaß, die ein aufmerksamer Beobachter ohne Zweifel bestätigt finden 
wird. In der Nähe der Großstädte und Großsiedlungsräume, d. h. soweit dil~ 
Autobahn auch vom Nahverkehr 'Oder Nachbarschaftsverkehr benutzt wird, übeu 
wiegt der Werkverkehr. Je weiter wir aber vom Einflußbereich der Großstädte 
uns ,entfernen, d. h. um so stärker die Autobahn der eigentlichen P.ernvcrkchrs~ 
aufgabe dient, um so mehr tritt der gewerbliche Güterfcrnverkchr mit großen 
Lastzügen in den Vordergrund. Die Unterschiede zwischcn der Strcckc Essen 
(Düsseldorf Nord) - Köln und dem Abschnitt Mannheim - Ettlingcn o,kr 
zwischen den Autobahnabschnitten Hamburg - Bremen und Biclefeld - I-Ianno~ 
v,er zeigen dies mit aller Deutlichkeit. Dabei fällt auf, daß die Ost"\'{1'cst,,Auto __ 
bahn westlich von Hannover sich für den Nahverkehr kaum eignet. 

Einzelne Stl1aßenabschnitte 
Ganz anders liegen die Verhältnisse, wenn wir uns beispielsweise den Verkehr 
auf der Autostraße Köln - Bonn ansehen. Hier entfielen auf den gewerblichcn 
Fernverkehr 21,6 0/0, auf den gewerblichen Nahverkehr 37,1 % und auf den \X' crb 
verkehr 41,3 % der Fahrzeuge. Bei diesen Zahlen wird deutlich, daß es sich hier 
um eine Straße handelt, die dem Nachbarschaftsverkehr zweier wirtschaftlich 
eng verbundener Großgemeinden dient. Aber auch hier ergibt sich eine Ver" 
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schiebung zum fast genau umgekehrten Verhältnis, wenn wir die zweigliederigen 
Lastzüge ins Auge fassen, die für die Vorstellung wichtig sind, welcher Laderaum 
bewegt V'lird: Dabei steigt der Anteil des gewerblichen F,ernverkehrs auf 42%, 
der des Nahv,erkehrs sinkt auf 34 0/0, der des W,erkverkehrs fällt auf 24% zurück. 
Eine inteDcssante Einzelbeobachtung des y,erkehrs am Sonntagnachmittag zwi::: 
sehen Essen und Oldenburg auf den Bundesfernstraßen über Münster - Osna::: 
brück zeigt folgende Aufstellung: 

18 Lastzüge des g,ewerblichen F,ernverkehrs, 
1 Lastzug des gewerblichen Nahv,erkehrs, 

12 Fahrzeuge des Werkverkehrs (davon 7 Lastzüge). 
V'Ün den 18 Lastzügen des gewerblichen Fernverkehrs war ,einer ein Spezial::: 
Milchtransyortzug. Der einzige festgestellte Nahv,erkehrslastzug diente ebenfalls 
der Milchbeförderung, und von den sieben Lastzügen des Werkverkehrs. ge" 
hörten drei den Milchverwertungsgenossenschaften, so daß als() außerhalb dIeser 
Spezialtr.ansporte auch Mer nur vier Lastzüge des Werkverkehrs den siebzehn 
Lastzügen des gewerblichen y,erkehrs gegenüberstehen. 
Auf der Bundesstraße 51 zwischen Osnabrück und Bremen wurden an einem 
Werktag, vormittags, folgende Fahrzeuge im einzelnen festgestellt: 

Güterfernv,erkehr 15 Kfz. davon 15 Lastzüge 
Güternahverkehr 18 Kfz. " 3 Lastzüge 
Sonstige 19 Kfz. " 14 lastzüge 

Diese 14: Lastzüge, die vornehmlich zum W,erkv,erkehr zu zählen sind, teilkn sich 
wie folgt auf: 2 .Möbelfabriken, 2 Margarincfabriken, 2 Mühlcn, 7 Baustof::: 
firmen, 1 nicht erkennbar. . 
Von den fünf Kraftfahrzeugen 'Ohne Anhänger, dic vmstehend unter "Sonstige" 
registriert wurden, war,en vier Lieferwagen. 
Außerdem wurden 8 mot'Ürisierte Milchfahrzeuge, 19 sonstige Baucrnkraftfahr .. 
zeuge ('V.orwiegend Zugmaschinen mit Anhängcr) und 21 Dreiradkraftwagen 
festgestellt. 

Reklamefahrzeuge als vermeintlicher Werkverkehr 
W,enn das Verhältnis zwischen gewerblichem Güterfernv,erkelu' und W'erkfcrn" 
verkehr betrachtet wird, dann ist eine interessante Beobachtung zu machen, 
die es verdient, besonders hervorgehoben zu werden: 
Der aufmerksame Beh'achter wird leicht feststellen können, daß zahlreiche, von 
fern 'Ohne Zweifel als W,erkv.erkehr anzusprechende Fahrzeuge gar nicht .. dem 
Werkverkehr zuzurechnen sind, weil sie gewerblichen Unternelunern gehor,en, 
aber im vertraglichen Einsatz für bestimmte Industriewerke us~. st~hen. ~nter 
den 3 144 Lastkraftw.agen, die durch das vorgeschriebene Schtld ,emdeutIg ~ls 
Fahrzeuge des gewerblichen Güterfernverkehrs ausgewiesen ware?, be.fanden SIch 
nicht weniger als 290 F ahrz'euge (= 9,2 0/0), die in auffallender Welse dIe Reklame::: 
Beschriftung vielfach in der Art einer Gesamtbemalung 'eines bestimmten Werkes, 
führ,en. Als' solche wurden unter vielen anderen folgende' scheinbaren \Xl erk .. 
verkehrsfahrz'euge erkannt: 

Dujardin 
Ruhrglas 
Bahlsen 
Englebert .. Reifen 
Phönix .. R,eifen 

Dr. Oetker 
Henkell .. TrlOcken 
Kompressol .. Ocl 
Sekurit 
Haus Neuerburg 
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Balatum Rhenser::Mineralwasser 
Kaiser:: Radi'O Arkady 
Brinkmann, Bremen Sanclla 
Noris Glücksklee::Milch 
Urquell mit dem Schinkenbild Nissen::Rum 

Gelegentlich trifft man auch auf Kombinationen, so daß z. B. der LK\\T Reklame 
für "Eternit" fährt, während der Anhänger uns die Auffordenmcr zuruft: 
,,\\Tasche mit Dalli"; 'Oder daß der LKW eine Kakao::Firma preist, wäl~rend der 
Anhänger für ContinentaL::Rdfen Reklame macht. Ein Urteil über Schönheit 
und W,ert derartiger Bemalungen vün Kfz.::Seitenwänden mag hier unterbleiben. 
Insbesondere bei den Baustoffirmen überschneiden sich die gewerblichen Funk:: 
Honen. Viele Baustoffhändler haben Fernverkehrskonz'essionen (z. B. Schwartner" 
Baustoffe), viele Fuhrunternehmer haben sich nachträglich eine Betätio-unCT im 
Baustüffhandel gesucht. Diese insbesondere scheinen sich in beachtlich~m Ulll:: 
fange um die Grenzziehung zwischen Nahverkehr und Fernverkehr wenü" ::ll 
kümmern. Die Transporte aus dem Neuwieder Becken in das Ruhrgebiet li~gen 
eindeutig außerhalb der Nahzüne, und trotzdem wird man nicht lange zu suchen 
brauchen, um auf der Autobahn beispielsweise Nahverkehrsunternehmer allS 

Bochum in dieser Relation mit Steinen beladen anzutreffen. 

Allgemeine Betr.achtungen 

mögen den Abschluß bilden. Kü h 1 e n t r ans p 0 r t e spielen in der engeren 
Nachbarschaft des Ruhrgebietes (ca. 100 km Umkreis) besonders auf der Auto:: 
bahn eine sehr große Rolle. Eigenartigerweise ist die Yerkehrsrichtung aba 
nicht ausschließlich nordsüdlichoder westöstlich, sondern verhälhlismäßi:: 

. häufig trifft man auch Brikett,::Transporte aus Richtung Köln ins Ruhrgebiet al;. 
In der Winterzeit befördern ca. 35 0(0 aller Güterkraftfahrzeuge Kohlen, Koks 
oder Briketts. Südlich von Köln allerdings nimmt der Anteil des Kohlenverkchrs 
rapid ab; z. B. sind im Frankfurter Raum nur noch wenige Kohlentransporte 
auf der Autobahn festzustellen. Insgesamt befördern in der kalten Jahres::eit 
zwischen Essen und Köln 'etwa 5 -10 % der Fahrzeuge des gewerblichen Güter:' 
fernverkehrs Kühlen, 'etwa 20-30 0(0 der Nahverkehrsfahrz'euge und CtW.l 

30-40 0(0 der W,erkverkehrsfahrzeuge. Im Sommerhalbjahr verliert der Kohlen:, 
verkehr weitgehend an Bedeutung und macht dafür den Bau s t 0 f f t r ans '" 
p '0 r t'e n Platz, vün denen wir bereits einmal sagen konnten, daß sie von l\1iir:: 
zum April ~ich nahezu verdoppelt haben. 

Auffallend ist, daß im gewerblichen Güterfernverkehr vermehrt mo cl ern e 
Fa h r z 'e u ge verwendet werden. Derartige Großlastziige (große LK\\Tmit eincm 
großen Anhänger) sind von M'Onat zu Münat in größerer Anzahl festzustellen. 
Bei den gezählten Fahrz'eugen treffen wir unter 10 gewerblichen Fernlastziig-cn 
etwa 4 bis 5 und unter 10 Werkverkehrslastzügen immerhin etwa 2 di;sa 
modernen Großlastzüge an. 

Ueber die Belastung der Straßen, insbesondere über die Behinderung des V Cf? 

kehrs durch Lastzüge, wird außerürdentlich viel Nachteiliges von den Yerkehrs~ 
teilnehmern behauptet. Daß schwere Lastzüge auf den Bundesf·ernstraßen den 
übrigen Verkehr zeitweise sperr,en, vür allem dann, wenn die Straßen nicht 
genügend breit sind, steht außer Frage. Das trifft natürlich auch für die AutJ~ 
b~hnen zu, wenn sie, durch Baustellen bedingt, nur einbahnig befahren ,verden 
konnen. Lastzüge, die sich gegenseitig überholen, bedeuten ebenfalls sehr häufig 
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eine zeitliche Be hin cl 'e run g für den übrigen, insbesondel'e für den ,schnellen 
PKW::Y,erkehr. Aber die oft gehörten Klagen werden je nach der Mentalität 
dessen, der sie äußert, stark übertrieben. Der y,erfasser hatte einmal das 
Pech, auf <einer Fahrt von Essen nach Frankfurt nicht weniger als viermal an 
langgestreckten Steigungen auf diese W,eise aufgehalten zu werden - bei der 
Ankunft in Frankfurt ergab sich jedoch, daß die Fahrzeit 210 Minuten statt 
wie sonst üblich, 200 Minuten betragen hatte. Die y,erzögerungen erreichte~ 
in der Summe alsü nur ein Ausmaß v>On 5 0(0. Im allgemeinen dürften cinzdne 
Behinderungen dieser Art kaum 'eine Rolle spielen, und es ist vorwiegend der 
nervösen Hast der heutigen Zeit zuzuschreiben, wenn die Dinge in dieser 
Beziehung über Gebühr aufgebauscht werden. Zweifellos werden die Verhält:: 
nisse ,aber von Jahr zu Jahr schlimm!er, !denn mit ste~gen:der Y,erkehrsdichtei 
werden derartige Behinderungen nicht nur zahlreicher sondern vor allem nach::: 
haitiger. ' 
Es wäre überhaupt gut, wenn sich dk Diskussion über a11 das, was gut oder 
schlecht, was vorteilhaft oder nachteilig ist, etwas mehr auf ruhiger Betrachtung 
der Tatsachen aufbauen würde, als das heute der Fall ist. Es ist z. B. mit den 
S eh lag w '0 r te n von der Ueberkapazität oder von der Diskrepanz zwischen 
Fr,achtraumangebot und Frachtraumnachfrage nicht viel anzufangen; wie überall 
s~ h~?en sie auch ~iJer nur die dne nachteilige Folge: sie trüben den Blick. 
Sle nutz,en uns gar mchts, w:enn wir keine klaren Vorstellungen vüm tatsächlichen 
Einsatz der Kraftfahrzeu~e haben. Und da ergibt sich doch aus vorstehenden 
~usführungen gewiß manche bemerkenswerte Ueberlegung. Vielleicht darf dabei 
eme Tatsache besonders hervorgehoben werden. Von rund 20000 für den eigent.:: 
lichen und den Bezirksfernverkehr zugelassenen konzessionierten Kraftfahrzeug,en 
des Güterfernv,erkehrs:: und Möbe1fernverkehrsg,ewerbes hat der Verfasser an 
den 37 Zähl tagen 
3077 Lastzüge d. s. rund 15 0(0 oder 3 144 LKW d. s. fast 16°(0 

angetroffen. Y'Ün rund 420000 W,erkverkehrsfahrzeugen sind bekanntlich über 
60 % Dreil'adw,agen und Kleinfahrzeuge unter 1 Tonne Nutzlast, die hier nicht 
erfaßt wurden, so daß nur etwa 250 000 LKW zur v,ergleichenden Betrachtung 
herangezogen werden können; davon aber haben wir im gleichen Beobachtungs", 
zeitraum 

nur 2763 LKW d. s. 1,3 0(0 

oder 1 252 Lastzüge d. s. 0,5 0(0 

im Transportdienst auf Autobahnen und Fernstraßen als im F,ernverkehr tätig 
feststellen können. Das Ausmaß der Betätigung der Kraftfahrzeuge im gewerb", 
lichen und im Werkv,erkehr ,erfährt S'O dne intel1essante Beleuchtung. Fracht" 
raumkapazität und Frachtraumangebot sind also offenbar weit voneinander 
verschieden. . 
Wir möchten annehmen, daß zu diesem und manch anderem, vielfach höchst 
aktuellen Thema unsere Darlegungen v'On Interesse sein werden. Wenn die in 
dem vürliegenden Aufsatz erstmalig v,eröffentlichten Ziffern auch nicht amtlichen 
Charakter tragen, sündern als private Aufschreibungen zu werten sind, so hat 
doch der Y,erfasser den Wunsch, daß sie einer sachlichen Beurteilung des 
Verkehrsgeschehens dienlich sein möchten. 
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Die .:Aus?-ahnletarife in ihrer Bedeutung 
fur dIe Eisenbahngütertarifpolitik 

Von Professor Dr. Pa u 1 S ch u lz,. K ie sow, Hamburg 
Vor dem Kriege ist gel tl' h b h ' 'f-r lifte 
d h A hm 

egen IC e auptet worden daß die Reichsbahn Ihr-c J:'.r 
urc Usna ,etarife ver ttl t d' 1 I 1 Vorl 

w" f d h d ze e, satt en Regeltarif zu senken. 1) Ae 111 je 1e 
ur eweren eute er Bundesbahn gemacht. 

Erwin v. Beckerath klagte 1927 f' T . . 1 . G 11 hJft "b d' K 1. au 'emer agung der FrIedrIc 1 LIst" ese SC 
u ,ed leb homp iziertheit der Ausnahmetarife.2) Auch in der Folge wurck immer 
~~e der eGauptetci.daß neben den Nonnalklassen zu viele Ausnahmet~rife b~J 
~ ahl dn. egen lese !\u~fassung wandte sich u. a. Staatssekretär Kön:gs. ~!e 

.1
1
, 'k ~ Ausnahmetarife 1st kein Kriterium für die Zweckmäßigkeit d(r T;ltlf, 

kO ltI ,emer Ba~n. Der Ruf nach einer sogenannten "einfachen" Tarifgestaltuug 
~nn ndur vdon Lahten stammen, die nicht wissen wie kompliziert die Frachtcr-forder' 

l11sseer 'eutsc en Wirtschaft sind.3) , 

Der einzdne V,erkehrstreibende hat, wie Staatssekretär a, D. Vogt auf der g'Y 

nannt~n !agung der Friedrich List~GeseIIschaft mit Recht erklärte, in dtr Regel 
nur m~~ ,e,mem Ausnahmetarif zu tun, oder mit drei oder vier. Diese T ariic kennt 
~r naturItch ,auswe~dig.1) ~elbst die Tarifeure namhafter Speditionshäwer sind 
m der Regel nur mit den SIe interessierenden Ausnahmetarifen wirklich l"crtr;111t, 
So ~immt 'es nicht .wunder, daß di'e Ausnahmetarifpolitik der Eisenbahncn f;Jst 
zu ,emer Art GeheImwissenschaft geworden ist. 

Bei der Dehatte über die k:ommende Tarifreform sind die Ausnahmetarife rwcife1J 

los zu kurz gekommen. Es ist daher die folgende kleine Untersuchung über dJS 
Wiesen und die Bedeutung der Ausnahmetarife für die Y,erkehrswissmschaft 
und die Yerk:ehrspolitik vielleicht nicht ohne Wert. Da die Materie dn< A1JsJ 
n:U1ffietarife 'ebenso kompliziert wie umstritten ist, legt der Verfass.er Wert auf 
die Feststellung, daß der Aufsatz ausschließlich seine persönliche Aufbssung 
wiedergibt. Schließlich sei noch darauf hingewiesen, daß die vorliegende Arbeit 
wegen Raummangels fast ausschließlich die Binnentarife zum Gegenstnd hat. 

I 

Seit langem fahren die Eisenbahnen den größten Teil der ihnen zur Befödcrung 
aufgegebenen Güter zu Ausnahmetarifen. 5) Das gilt auch von den deutschen 

1) "Deutscho Yerk~hrspro.blcme uer Gegcnwart", ßerlin 1927, SeiLe 9G. 
2) dto. Seite 30. 
3) Staatssekretär Königs, "Dürfen d~e AU5nahmetarife \'Crsdllvindtm ?", Deutsche V crkeJu-,;­
NachriclJ.lon, Nr, 30, vorn 17.4.1936. 
4) "Deutsche Yerk<!hrsprolJlcme oor Geg,enwart" a. a. 0, SeiLe 97. 
6) In den USA worden nach dem Nortrutltarif nur 5 0/0, nach den rd. 12000 SOllllerlarifen al.er 050,J 
aller Güter hefördert. (Karl Moormann-, .. Yerkehrspolitik in den USA", Die Dundesuallll, lll'ft 1:;. 
20.6.1952, Seito 39G und Seite 402). Bei den französischen Eisenhahnen cntfielen HI.J7 y(>ln 

gesamten GüteraufkommeIl kaum 20 % auf H-egeltarifc. 
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Eisenbahnen, Nach Most sind die Ausnahmetarife 'entgegen ihrem Namen im 
modernen Eiscnhahntarifwes'en geradezu zur Regel geworden. 6) Die sinkende 
Bedeutung des Regeltarifs geht aus der nachstehenden Uebersicht hervor: 

Der Anteil der in Deutschland zu den Sätzen des Normaltarifs be~ 
förderten tkman den gesamten gegen Frachtberechnung beförderten 
tkm: 

1890 : 50,80/0 1938 : 31,1 % 

1910 : 37,1 % 1951 : 29,00/0 

Recht instruktiv ist auch die folgende Uebersicht: 

Die Verteilung des gesamten Wagenladungsverkehr auf Regel~ und Ausnahme~ 
tarife in den Jahren 1936, 1938, 1951 und 1952: 

Mengen Erlöse tkm Versandweite 

1936 
Regeltarife 30,7 0/0 42,6 0.'0 29,1 % 157 km 
Ausnahmetarife 69,3 0/0 57,40/0 70,9% 169 km 

1938 
Regeltarife 28,7 0/0 39,1 % 26,1 % 159 km 
Ausnahmetarife 71,3 % 60,9% 73,9% 181 km 

1951 
Regeltarife 32,00/0 35,2 % 23,2% 144 km 
Ausnahmetarife 68,0 0/0 64,8°/0 76,80/0 224 km 

1952 
R,egeltarife 29,60/0 32,70(0 20,6% 135 km 
Ausnahmetarife 70,40/0 67,30;0 79,40/0 218 km 

Mengenmäßig gesehcn ist gegcnüber dcr Vorkriegszeit keine VC1'1 
schicbung des Y,erhälh;isses zwischen dem Normal. tarif und den !"-us

1
' 

{ I, b {, D' gc bCI (. CH 
nahmetarifen ,erfolgt. W,cscntlich al~~ ers I~gcn acr (. ~c" ll~ 'rc Ver.:' 
tkm" Leistungen. Das ist darauf zuruckZllfllhrcl1, daß dlc 111lttlc . .. k 
sandweHe heim Regeltarif von 159 km 1938 auf 144 kl.n 1951 Ztll'~1C I.~ 

1 t 'f' lcr gleichcn Pe not c gegangen ist, während die Ausna lme an c m c· 
>eine Zunahme V-Dn 181 km auf 224 km verzdchneten, ' 

Schroiff führt die 'erhebliche Steigerung der mittleren Y,ersandweite bdci dc~~ul1~ 
des bahn 7) als Beweis für seine Behauptung an, die Schiene sei seit,em

A 
If'lfege 

. ' b 1 8) Diese 1I as~ 
in den Besltzstand der Binnenwass·erstraßen emge roc lef i 69 M't lieder~ 
sung ist irrig. 1952 brachte, wie Most Ende Okto~er 1952 ~u er 'f'h~e 'dic 
versammlung des Zentralvereins für deutsche Bmnenschlffahrt ads b h' d 
Wiederherstellung des alten L'eistungsv'erhältnisses zw.ischebn Bdlln eAs a n hune 

d 't . en usna m ~ 
Binnenschiffahrt. Trotzdem ist die mittlere Yersan wel e el 
tarifen 1952 nur ganz unwescntlich zurückgegangen. . R It'f 

1 dl h d · I Y andweiten beim ,ege an 
Die untersc lie ice Entwicklung er mtt!eren ,e~sß1' h ine FiQI e der politi~ 
und bei den Ausnal1ffietarifen ist so gut WLe ausschhe .IC '1 t g. er wesent~ 
sehen und wirtschaftlichen Z,crreißung Deutschlands, Sie fu lr e zu em 

, . ". . . H " ,I ·b I 1" Mannheilll 1!H8, Se,iLe 12. 
6) Otto Most, "Die lanfpollihk der Deutschen 'CI;:'IS I at ' " ,11 HF\l cin·e mittlere VC.fsulHl-
7) Der gesamto öff{lnllicho Güterverkehr lk'r Bundes Ja In e~8\ ,0 , 

weile von 201 km. 1938 heLmg s~o bei der Hcichsbahn ~ur"HiZ ,.( ~1\ .. fL für V crkehrs~vi,s{)n,chart. 
8) F. J, Schroiff, "Zur Y,erkchrslage auf den 'Wassc,rsLra ,lOlI, ,{ll,e 1[\ . 

1951, lIcJ't 3, SeiLe 189, 

Bg 2 
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Die Ausnahnletarife in ihrer Bedeutung 
für die EisenbahngütertarifpoIitil{ 

Von Professor Dr. Pa 1.1 I S eh u I z" K ie so w, Hamburg 

X~or ~~ Kri~ ist ~elegentlich hehauptet worden, daß die Reichsbahn ihre Kr~fe 
.. ri usdna hetal'lfe v,erzettle, statt den Regeltarif zu senken. 1) Aehnliche 'v di 

Wur ewer en eute der Bundesbahn gemacht. 

~rwin .v. Becke~a~h klagte 1927 auf 'einer Tagung der Friedrich List"Gesellsch . ..[t 
u~er dle KomplIZiertheit der Ausnahmetarife.2) Auch in der Folge wurde iI11l11il' 
w~eder behauptet, daß neben den Normalklassen zu viele Ausnahmetarife b:1 

standen. Gegen diese Auffassung wandte sich 1.1. a. Staatssekretär Königs. D,e 
Za~l. d~ Ausnahmetarife ist kein Kriterium für die Zweckmäßigk,eit der T ;:tri:/ 
polIttk ,emer Ba~n. Der Ruf nach einer sogenannten "einfachen" Tarifgestalhll~ 
k~nn nur von Laten stammen, die nicht wissen, wie kompliziert die Fl'achterfordc" 
nisse der deutschen Wirtschaft sind. 3) 

Der einzelne V,erkehrstreibende hat, wie Staatssekretär a. D. Vogt auf der gr 
nannten Tagung der Friedrich List",Gesellschaft mit Recht erklärte in der Reg:! 
nur mit dnem Ausnahmetarif zu tun oder mit drei oder vier. Dies~ Tarife kcnit 
~r natürlich auswe~dig.4) Selbst di~ Tarifeure namhafter Speditionshäuser sinl 
m der Regel nur mit den sie interessierenden Ausnahmetarifen wirklich vertrad· 
So n.immt 'es nicht .wur:der, daß die Ausnahmetarifpolitik der Eisenbahnen 1.1t 
zu ,emer Art GeheImWIssenschaft geworden ist. 

Bei der Dehatte über die kommende Tarifreform sind die Ausnahmetarife zwei fc l 

los zu kurz gekommen. Es ist daher die folgende kleine Untersuchung über ... 1." 
Wiesen und die Bedeutung der Ausnahmetarife für die V,erkehrswissensch..11 
und die Verkehrspolitik vielleicht nicht ohne Wert. Da die Materie der r'\m' 
n?-hmetarife 'ebenso k,ompliziert wie umstritten ist, legt der Verfasser \X' ert .~ll 
dle Feststellung, daß der Aufsatz ausschließlich seine persönliche AuffasslIni 
wiedergibt. Schließlich sei noch darauf hingewiesen, daß die vorli:egenclc A d.,,,·( 
wegen Raummangels fast ausschließlich die Binnentarife zum Gegenstand 11.1\ 

I 

Seit langem fahren die Eisenbahnen den größten Teil der ihnen zur Befördel'lll1! 
aufgegebenen Güter zu Ausnahmetarif'en. 5) Das gilt auch von den deutsch"'l 

1) "Deutschll VerkdlrsproLleme der Gegenwart", BerIin 1927, SeiLe 9ß. 
2) dta. Seite 30. 
S) Staa\.ssekretär Königs, "Dürfen d~e Awmahmdarife "ers-chwinden?", Deutsche Verkehr,;­
Nachriclilen, Nr. 30, vom 17.4.1936. 
4) ,.Deutsche Verk,ehrsprobleme der Geg,enwart" a. a. O. Seite 97. 
5) In den USA werden nach dem Normaltarif nur 5 ~'o, nach den rd. 12000 SOllllertarifen aOcr ~),-, c' 

alLer Güter befördert. (Karl Moormanl1, "Verkehrspolitik in den USA", Die Bundesbahn, IIl,(t 1:; 
20. ß. 1952, Seite 39ß und SeiLe 402). Bei den französischen Eisenbahnen üntfielcn 19J7 ,,'n, 
gesamten Güter<!ufkomuwll kaum 20 % auf H;)gdtarife. 
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Regeltarife 30,7 0/0 
Ausnahmetarife 69,3 0/0 

42,6~IO 29,1 % 157 km 

57,40/0 70,9% 169 km 
1938 

R'egeltarife 28,70/0 
Ausnahmetarife 71,3 0/0 

39,1 0/0 26,1 % 159 km 
60,9% 73,9% 181 km 

1951 
Regeltarife 32,00/0 

Ausnahmetarife 68,0 0/0 

35,2 0/0 23,2 0/0 144 km 
64,8 % 76,8% 224 km 

Regcltarife 29,60/0 32,70(0 20,6 % 135 km 
Ausnahmetarife 70,4% 67,30/0 79,40/0 218 km 

1952 

Mengenmäßig gesehen, ist gegcnüber der VOl'kricgs.zcit keinc V c~~ 
schiebung des Verhältnisses zwischen dem Normaltanf und den ~l's~ 
nahmetarifen 'crfolgt. W'esentlich andcrs liegen abcr di:e. Di~gl ,~:l~ ~l~: 
tkm"Leistungen. Das ist darauf zurückzuführcn, daß the nutt CIC "c

k 
sandweHe heim Regeltarif von 159 km 19?8 ~uf 1~: kl1~ 1

1
9:5; ~l~~'~~d~ 

gegangen ist während die Ausnahmetanfe m dcr glClc lC 
dne Zunahm'e von 181 km auf 224 km verzeichnetcn. ' 

.. • 1 • 1 V dwcite bei dcr BUll" Schroiff fuhrt dleerhebliche Steigenmg uer mltteren 'er, san . . d K .' 
. " d' SI' SCI settern nege desbahn 7) als Bewels fur seine Behauptung an, .le Cllene 8) Diese Auffas" 

in den Besitzstand der Binnenwasserstraßen emgebrochef i 69 M't lieder" 
sung ist irrig. 1952 brachte, wie Most Ende Oktober 1952h~ff her . f"h~e 'die 
versammlung des Zentralvereins für deutsche Binnens.c I a ~ aci

s 
bahn' und 

Wiederherstellung des alten Leistungsv,erhältnisses zWl~eheb' ;t eAusnahme" 
Binnenschiffahrt. Trotzdem ist die mittlere Versandwelte el en 
tarifen 1952 nur ganz unwesentlich zurückgegangen. b' R It'f 

1 dl 1 d · I V rsandweiten elm -.:ege an 
Die untersc lie ie le Entwicklung ,er mit! eren ,e. ßl' h eine Folge der politi. 
und hei den Ausnahmetarifen ist Sü gut WI,e ausschhe .IC "hrte "u einer wesent" 
sehen und wirtschaftlichen Zerreißung Deutschlands. Sle fu -

-,-- . ". . . H " I ·b In" l\lannheim 1948, S0iLc 12. 
G) Otto Most, "Dl,e Ianfpoln,trk llcr Deutschen 'Cl/) IS bat ',,' 'lte 1951 ein;) mittlm'e VC.rSillHt-
7) Der gesamte öfIentlidlo GiilerverkcJu' de'r Bundes a In e~8\ 
weile von 201 km. 1938 betrug s~e Lei der Heichsbahn ;,\ur}~ ,tll~i .ift für Verkchr5~yi~sCllscha(t. 
8) F. J, Schroiff. "Zur V'erkehrs1age auf den \Vasso'I'stra, on , ,;)1 'c II 

1951, HefL 3, Seite 189. 
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lichen Verschärfung der Y,erkehrsferne der peripheren Gebiete. Nur so crktir. 
sich heim allgemeinen KohIenausnahmetarif 6 B 1 die große Zunahme der mittlcrel 
Y,ersandweite von 121 km 1938 auf 183 km 1951. Die Regelklasse D 113t bisbni 
unter dem Wdtbewerb des Lastkraftwagens noch nicht gelitten. Ihr Yerkehrs 
aufkommen ist vielmehr ständig gestiegen. W'enn aber diese Klasse des N 0rm.lI 
tarifs ,einen Rückgang der mittleren Versandweite von 182 km 1938 auf 143 kn 
1951 ,erlitt so doch nur deshalb, weil dieeisenverarbeitende Industrie an Rhei\ 
und Ruh; im Gegensatz zu derjenigen aller Randgebiete von Flensburg bi: 
Fr.eilassing sich bereits 1951 der Vollbeschäftigung erfr'eute. Das schon imme' 
vorhandene Uebergewicht der F'ertigwarenindustrie Nordrhein" \'\1 estfalcns h., 
seit dem Kriege zu Lasten derjenigen der peripher,en Räume ganz beträchtlid 
zugenommen. Während der Walzeisenv,ersand auch 1952 eine stürmische Auf 
wärtsentwicklung nahm, stellte sich bei diesem wichtigen Y-ormaterial der Eisen 
verarbeitung die mittlere Yersandweite 1952 nur n'Och auf 139 km. 

Maßgebende Eisenbahner betrachteten es als unerträglich, daß nicht einmal di! 
Hälfte der gesamten Beförderungsmenge nach dem Regeltarif gefahren wird 
In diesem Sinn äußerte sich bereits 1886 Franz Ulrich. 9) Nach Spieß müßtel 
die Ausnahmetarife als systemwidrig auf das denkbar ,engste Maß beschrä.nk 
werden. lO) Ebenso bez·eichnete Adolph die Einschränkung der Ausnahmetarif, 
als ,einen der allgemeinen Grundsätz'e einer wohlgestalteten Tarifpolitik. 11) Nichts 
destoweniger nahm aber die Bedeutung der Ausnahmetarife ständig zu. , 

I 

Seit dem letzten Krieg ist allerdings die Zahl der Ausnahmetarife wesentlich ge 
sunken. Der deutsche Eisenbahngütertarif vom 1. November 1911 führte in sei 
nem T,eU 11 209 Ausnahmetarife mit über 1600 Artikeln an. Der Bestand de' 
R.eichsbahn allein an Binnentarifen betrug 1936 nach Spieß etwa 600. 12

) Bei de: 
Bundesbahn gab es am 1. März 1952 nur 146 Ausnahmetarife. Hiervon ent, 
fielen 94 auf Binnentarife. Seitdem sind aber verschiedene neue AusnahmdariL 
eingeführt worden. Im Frühjahr 1953 betrug ihre Zahl rd. 180. 

11 

Man muß unterscheiden zwischen den allgemeinen Ausnahmetarifen, die für bc~ 
stimmte Güterarten von und nach aUen Stationen gelten, und den besonderen 
Ausnahmetarifen füreinzelneWirtschaftsgebietc 'Oder Wirtschaftszweige. Es ist 
kdn Zweifel darüber, daß die allgemein gültigen, in allen Y,erkehrsbeziehungcn 
'Ohne örtliche Einschränkung anwendbaren Tarife im Grunde gar nicht als A \15', 

nahmetarife anzusehen sind. Diese Auffassung wird von allcn Verkehrswisscl1" 
schaftlern geteilt. So ist nach Lotz strenggenomn:en ein AusnaIll~etarif, der f~ir 
alle Stationen in jeder Richtung Geltung hat, kem Ausnahmetanf, sondern e1l1, 
ermäßigter Normaltarip3). Auch für Sachs waren die allgemeinen Ausnahml?<, 
tarife nichts anderes als Regeltarifklassen. 14) Schließlich hat auch Spieß del1 

9) Franz Ulrich, "Das Eiwnbahntarifwescu,", Ikrlin und Leipzig 1886, Seile 136. 
10) 'W'. Spieß, "Die ßetr1ebswiss.ensdwft des Eironbahngülertarjfs", ßerlin 1939, Seile ·12. 
11) E. Adolph, "Eisenbahngütertari:fweSIC:u", ßer1in 1933, Seile 73. 
12) W. Spieß, "Der Eisenbahngülertar,Lf rn (kr Volkswj.rlscha~t", BerIin 1!J4:, ~oil~ 7. _, ..,. 
13) W. Lotz, "Verkehrsentwicklung in Deutsahland 1800-1900 ,111. Auf!., LeIpZIg H110, ::ietle L>,l, ' 

H) Ernil Sachs, "Die Verkehrsmittd tn Volks- und Staalswirtschaft", 11. Auf!., Berlin 1922, IV. B,!.,; 
Seite 324. 
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Regeltarifcharakter der allgemeinen Ausnahmetarife anerkannt. 15) Es nimmt da" 
her ni~ht wu~der, ?aß sowohl in der. Vergangenheit wie in der Gegenwart häufig 
ihre Emarbeltung m den Normaltanf gefordert worden ist. Auch der Y,erfass,er 
gab 1940 der H'Offnung Ausdruck, es würde im Rahmen einer künftigen Tarif" 
reform vielleicht möglich sein, mit Hilfe der V,eflllehrung der Klassen des Nor:, 
maltarifs auf allgemeine Ausnahmetarife ,endgültig zu v'erzichten. Dieser Ein" 
schränkung der allgemeinen Ausnahmetarife stände allerdings das Bedenken ent" 
gegen, daß die Wirtschaft dann zuviel Anträge auf Abtarifierung von Gütern 
in die neuen untersten Wagenladungsklassen stellen würde. 16) 

Die deutschen Eisenbahnen waren stets bemüht, die Zahl der allgemeinen Aus" 
nahmetarife möglichst niedrig zu halten. So waren nach Spieß 1938 nur 27 Aus~ 
nahmetarife der Reichsbahn als allgemeiner Natur anzusprechen. Diese geringe 
Zahl darf aber nicht über die überragende Bedeutung der allgemeinen Ausnahme" 
tarif,e hinwegtäuschen. 1938 wurden in diesen wenigen Tarifen 52,8 % der Tonnen" 
mengen aUer Wagenladungs"Ausnahmetarife gefahren und 48,5 % von deren 
Einnahmen erzielt. "Der Anteil am gesamten Wag,enladungsverkehr der Rdchs" 
bahn war in Tonnen 38,2%, in ReichsmarbEinnahmen 29,8 0/0."17) 

Die Bundesbahn hat zahbeiche, allerdings zumeist verk'ehrsunwichtige besondere 
Ausnahmetarife abgeschafft. Aus diesem Grunde ist das Ucbergewicht der a11" 
gemeinen Ausnahmetarife heute noch größer als 1938. Allerdings gab es im 
Frühjahr 1952 ,ohne die bei den Ausnahmetarife 15 B 2 und 15 B 4 für Zuchmere 
und Schlachtvieh, die nicht im WagenladungsV'erkehr, sondern im Tierv,erkehr 
crfaßt sin:d, 32 allgemeine Ausnahmetarife. Folgende Uebersicht unterrichtet über: 

Die prozentuale Y,erteilung der Wagcnladungs~\lIsnahmetarifc 
auf allgemeine und besondere Ausnahmctarif,e 1951: 

dl\1'chschnittl. 
___ .::.M.:....:..:engen Erlöse tkl~l_Tl'~nsyortwcih! 

allgemeine AT 62,4 0/0 56,5 % 49,9 % 179 km 
besondere AT 37,6 0/0 43,5 0/0 50,1 0/0 299 km 

Der Anteil der allgemeinen Ausnahmetarif'e am gesamten Wagenladungsverkehr 
der Bundesbahn betrug 1951 mengenmäßig 42,5%, den Erlös,en nach 36,60/0 und 
nach den tkm"Leistungen 38,3%. 
Würde die Bundesbahn die allgemeinen Ausnahmetarife in den Regeltarif ein~ 
bauen, so könnte niemand mehr an dem Begriff Normaltarif Kritik üben. Die 
Ausnahm.etarife würden dann wirklich Ausnahmen sein, ergäbe sich doch in die" 
sem F.all folgendes Kräfteverhältnis zwischen dem Regeltarif und den Ausnahme~ 
tarifen: 
Die Verteilung des Wagenladungsverkehrs auf Regel" und Ausnahmetarife 1951 

im F.all der Zurechnung der allgemeinen Ausnahmetarife zum Regeltarif: 

Regeltarife 
Ausnahmetarife 

M'engen Erlöse tkm 

74,1% 71,8 0/0 61,5% 
25,60/0 28,2 0,'0 38,5% 

15) W. Spieß, "Der Ei.scnbalmgüLcrtar:if in der Volkswi,rtsahaft" a. a. 0., Seite \)8!f. 
16) Paul Schu!7J-Kicsnw, "Dio EiwnLaJmgüLcrt,\rifpoli,lik in ihl1cr vV,i'rkung auf den induslri\!Uen 
Standort und dia HaumorJnung", ßci:Lriige mr llallmforschllng und Haumordnllng, Ballli G. 
Ileidelbcrg 1!J40, SeiLe 265. 
17) W. Spieß, "Der EisenbahngüLerLarif in der Volkswirlschaft" a. a. O. Seile !J\). 



~1~5~4~ _______________________ I_)a_'_ll_S_c_J_lu_lz_.-_K_ri_es_·o_w ________________ ------------------· 

lichen V,erschärfung der Verkehrsf·ernc der peripheren Gebiete. NL.l.r so crkLi>~ 
sich heim allgemeinen Kohlenausnahmetarif 6 B 1 die große Zunahme cl er rni rtkrc.~ 
Versandweite von 121 km 1938 auf 183 km 1951. Die Regelklasse D h,3 t bisl.H ':?­

unter dem WlCttbewerb des Lastkraftwagens noch nicht gelitten. rh.r '-T erkch r :: 
aufkommen ist vielmehr ständig gestiegen. Wenn aber diese Klasse des N 0rm.11 ' 

tarifs duen Rückgang der mittleren Versandweite von 182 km 1938 .:1 LI..f 1 43 kr.1 

1951 ,editt, so doch nur deshalb, weil die eisenverarbeitende Industr1e an Rhci!". 
und Ruhr im Gegensatz zu derjenigen aller Randgebiete von FleI1s burg bi­
Freilassing sich bereits 1951 der V'Üllbeschäftigung erfr,eute. Das 5chon in'1nh>~ 
vorhandene Uebergewicht der Fertigwarenindustrie Nordrhein ... \XlestEalcTls h;~: 
seit dem Kriege zu Lasten derjenigen der peripher,en Räume ganz betrachtli.::h 
zugenommen. Während der Walzeis,env,ersand auch 1952 eine stürt:n.i.sche ~","uf· 
wärtsentwicklung nahm, stellte sich bei diesem wichtigen Vormateria.l der Eis..:t1' 
verarbeitung die mittlere Versandweite 1952 nur noch auf 139 km. 

Maßgebende Eisenbahner betrachteten es als unerträglich, daß nicht: ei.nrnal di~' 
Hälfte der gesamten Beförderungsmenge nach dem Regeltarif gefal1ren ,"vird. 
In diesem Sinn äußerte sich bereits 1886 Franz Ulrich. 9) Nach Sp1eß ITl.üßtel1 
die Ausnahmetarife als systemwidrig auf das denkbar engste Maß. beschränkt 
werden. 10) Ebenso hezeichnete Adolph die Einschränkung der AUS:t::La.hrnet.'lrif~' 
als einen der allgemeinen Grundsätz'e einer w'Ühlgestalteten Tarifpolitik:_ <Cl.) Ni -} t,. 
destoweniger nahm aber die Bedeutung der Ausnahmetarife ständig ztl_ L '1 . 

Seit dem letzten Krieg ist allerdings die Zahl der Ausnahmetarife weSentl- _} y.> 

sunken. Der deutsche Eisenbahngütertarif voOm 1. N'Üvember 1911 fi.i l1X-te 1 ~ ~ ~ ~. 
nem Teil II 209 Ausnahmetarife mit über 1600 Artikeln an. Der13 esta 1 r;; s~'~~ 
Reichsbahn allein an Binnentarifen betrug 1936 nach Spieß etwa 600- :I..~) ;;~. Lt, 
Bundesbahn gab ,es am 1. März 1952 nur 146 Ausnahmetarife. B:ierv Cl L <.'r 

fielen 94 auf Binnentarife. Seitdem sind aber verschiedene neue AUS~~h.~~ cn:' 
eingdührt worden. Im Frühjahr 1953 betrug ihre Zahl rd. 180. -h.:: t."l rt L' 

II 

Man muß unterscheiden zwischen den allgemeinen Ausnahmetarifen, Qie "._ 
stimmte Güterarten v'Ün und nach allen Stationen gelten, und den b.es. Eu r bc" 
Ausnahmetarifen füreinzelneWirtschaftsgebiete oder Wirtschaftsz'Wei~ -anderen 
kein Zweifel darüber, daß die allgemein gültigen, in allen V,crkehrsb~1:i Es ist 
ohne örtliche Einschränkung anwendbar·en Tarif,e im Grunde gar nicb.:t: ~ {l LI n gen 
nahm,etarHe anzusehen sind. Diese Auffassung wird von allen Y.erk~l"l...l.._~ :s AI. us< 
schaftlern geteilt. So ist nach Lotz strenggenommen ein Ausnalunet:t:t:-i..(. .:s'vissen~ 
alle Stationen in jeder Richtung Geltung hat, kein Ausnahmetarif, s<>l.~~cl d er für 
ermäßigter Nonnaltarif13). Auch für Sachs waren die allgemeinen A...'Q. _ ern <.'in 
tarife nichts anderes als Regeltarifklassen.H) Schließlich hat auch .s~ ...:sn.ahnh.~" 

Pl.~B 

9) Franz Ulrich, "Das Eisenbahntal'.iJweooll", Berlin und Leipzig 188G, Seito 13G. 
10) W. Spieß, "Die lletrwbswissensdlaft ues Eioonbahngülertarjfs", llerlin 1939, S~i l~ 
11) E. Auolph, "EisenbahngütertaruwesoC:ll", llerlin 1933, SeiLe 73. 
12) ·W. Spieß, "Der EisenbahllgüLertal1if in uer Volkswirtschaft", Berl.i.n 1941, Süit~ -. 
13) W. Lotz, "Verkehrscntwicklung in D,mtsolJ]and 1800-1900", II!. Auf!., Leipzig 18l..~" 
14) Emil Sachs, "Di,e VerkehrsmitLe,1 in Volks- und Staatswi·rtschaft", II. Aufl., Berlin 1 B~~, > 
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~egel.tah!fchardkterddßr allghl~in~r ~snahmetarife anerkannt. 15) Es nimmt da,: 
'her n

E 
1: wbu?'tuer,. a dsowNO In 1 er'

f 
,ergangenheit wie in der Gegenwart häufig 

1 re mal' el ng m en 'Ürma tan gefordert worden l'st A h d V f 
b 1940 d H ff A d ". . uc ,er ,er assel' 

ga er '0 nung us ruck, es wurde Ul1 Rahmen einer kü fr T' f 
reform vielleicht möglich sein, mit Hilf,e der V,ennehrung d.e Kl n 19d

en 
Nan <' 1 . f f 11 . A h . rassen es 'ÜU 

mahrt~rk s au d a 11mem~ uAsna mhmetarife fendgültig zu v,erzichten. Dieser Ein .. 
sc an ung ,~r a ~ememen usna etari e stände allerdings das Bedenken cnt<' 
gegen, daß dte WIrtschaft dann zuviel Anträge auf Abtarifierung von G"t, . 
in die neuen untersten Wagenladungsklassen stellen würde. 16) u ern 

Die deutschen Eisenbahnen waren stets bemüht, die Zahl der allgern, ·n· A A 

hm 'f .. l' h t . d . h 1 el en us~ na -etar~ e mog lC . S me ng zu .1 ten. So waren nach Spieß 1938 nur 27 Aus,: 
nahmetanfe der &elchsbahn als allgemeiner Natur anzusprechen. Diese gerinCTe 
Zahl darf abe~. nicht über die überragende Bedeutung der allgemeinen Ausnahm~,: 
tarife hinwegtauschen. 1938 wurden in diese? wenigen Tarifen 52,8 % der T'Ünnen<, 
mengen aUer Wagenladungs<,Ausnahmetanfe gefahren und 48 5 % von deren 
Einnahmen. ·erzielt. "Der Antei.l am ~esamten Wagenladungsverkehr der R,eichs,: 
bahn war m T'onnen 38,20/0, 10 ReichsmarbEinnahmen 29,80/0."17) 
Die Bundesb~hn hat zahlreiche, allerdings zumeist verkehrsunwichtige besondere 
Ausnahmetanfe abgeschafft. Aus diesem Grunde ist das Uebergewicht der .111" 
ge~e~nen Ausnahmet~rife. heute n'Üch größer als 1938. Allerdings gab es im 
FruhJahr 1952 ohne dte belden Ausnahmetarife 15 B 2 und 15 B 4 fUr Zuchttiere 
und Schlachtvieh, die nicht im Wagenladungsv'erk,ehr, sondern im Tierv,erkehr 
erfaßt sin:d, 32 allgemeine Ausnahmetarife. F'Ülgende Uebersicht unterrichtet über: 

Die prozentuale V,erteilung der Wagenladungsausnahmetarife 
auf allgemeine und besondere Ausnalul1etarif,e 1951: 

durchscllnittl. 
Mengen Erlöse tkm Tr,'lllsportwcit(! 

--------~ ._------
allgemeine AT 62,4% 56,50/0 49,9 0/0 179 km 
besondere AT 37,6 0/0 43,5 0/0 50,1 0/0 299 km 

Der Anteil der allgemeinen Ausnahmetarif,e am gesamten Wag'enladungsvcrkchr 
der Bundesbahn betrug 1951 mengenmäßig 42,5 0/0, den Erlös,en nach 36,60/0 und 
nach den tkm,:Leistungen 38,3 0/0. 

Würde die Bundesbahn die allgemeinen Ausnahmetarife in den Recr·eltarif ein,: 
bauen, soo könnte ntemand mehr an dem Begriff N'Ürmaltarif Kritik" üben. Die 
Ausnahmetarife würden dann wirklich Ausnahmen sein, ergäbe sich doch in die ... 
sem F.all folgendes Kräfteverhältnis zwischen dem Regeltarif und den Ausnahme ... 
tarifen: 

Die Verteilung des Wagenladungsverkehrs auf Regel ... und Ausnahmetarife 1951 
im F.all der Zurechnung der allgemeinen Ausnahmetarife zum Regeltarif: 

Regeltarife 
Ausnahmetarife 

Mengen Erlöse tkm 

74,4 0/0 

25,6 0/0 

71,8 0/0 

28,20:0 
61,5% 
38,50jo 

15) W. Spieß, "Der EiosoCnLalmgiiLertadf in der Volkswi·rlsahaft" a. a.. 0., Sc,ilc !J8 H. 
IS) PauI SchullJ-Kicsow, "Dio EiwubahngüLertarrfpoliilik rn ihrer \ViTkun" auf den induslrieHen 
Standort und dio HaumorJmmg", llc,itriigo 7,ur Raumforschung und n~uIllol'(lnUII" Ilawl G 
Iloidclbcrg 1940, SeiLe 2G5. 0' , 

17) W. Spieß, "Der Eisenbalmgii\,erl.1rif in der Volkswirl,chafl" a. a. O. Seile 99. 
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Da die Frachtsätze m h A . ~er" 
würde die Aufnahme anc er usn~hmetarife unter denen der Klasse ~ ~le""i!le 
V,ergrößerun der Z aller allgememen Ausnahmetarife in den Norma1ln f 'er,. 
Hiergeg'en w~ . d ahl der Regelklassen auch nach unten hin erforderlidlll,1(hh i 

are In essen gru d "t I' h k . t 0.1 
r,etischen w', . n sa z lC aum etwas einzuwenden. DIe \'111. " 
der aU l~ vomAPrakhschen Standpunkt zweifellos 'erwünschte Eil1Jbc1tU!1J': 
SChWl' ~emk ~ltnen usnahmetarife in den Normaltarif stößt aber a Li gro)v eng el en. ' 

Von 1952 insgesamt 34 11 . d Ibel1 
Grund "t . d' a gememen Ausnahmetarifen sind nur 5 nach ost 

, sa zen WIe le Regeltarife gebildet. Es handelt sich hierbei um d~ 
AT 14 B 1 für Kalkstein usw. (Gewährt Kl. G statt KL I) 
AT 14 B 23 für Dieselkraftstoffe (Gewährt Kl. F statt KL P) 

A
AT

T 
2135 B 10 f~r Wagen mit Karussellen (Gewährt Kl. G sta: }Cl. f) 

B 2 fur Zuchttiere (Gewährt S 4 statt S 1) 
AT 15 B 4 für Schlachtvieh (Gewährt einheitlich 50/0 'NacHaß) 

1951 entfielen vom G t fk I .Ja) esam au ammen aller allgemeinen Ausna 111letarfc !1 

der Menge 6,00/0 
den Erlösen 5,20/0 
den tkm ),30/0 

auf Ausnahmetarife mit regelmäßiger Tarifbildung. 

Alle üb.rigen ~usnahmetarife sind nicht nach Regeltarifprinzipien gebi!lct. In 
den me~ste~ Fallen verfügen die allgemeinen Ausnahmetarife über cinccigcIlC, 
v~.n derJemgen des Regeltarifs abweichende Entfernungsstaffel. Andere T:rife g~/ 
wahrten unterschiedliche Ermäßigungen bei der Hauptklasse und den -.JcbC!1/ 
klassen :oder beschränken ihre V'ergünstigungen auf die Hauptklasse. Bei ll':lI1chcll 
alIgememen Ausnahmetarifen bezieht sich die unregelmäßige Tarifbildung;owoh1 
auf die Entfernungen wie auch auf die Nebenklassen. Schließlich enthalcn bel 
stim~t~ allgemeine Ausnahmetarife mehrere Abteilungen mit verschicdenhoh.Cll 
E~maßlgungen. Es muß auch darauf hingewiesen werden, daß nicht aIlcTanh 
~leser . Gruppe für s.ämtliche Verkehrsverbindungen gelten. Vielfach crsr~ckej1 
SIch dle Versandstahonen nur auf Gewinnungsstätten. 
Die Binnenschiffahrt hat sich von jeher für die Beschränkung der AuslahIl1e; 
tarife auf das unbedingt ,erforderliche Maß dngesetzt. Insbesondere forcert sie 
die Einbeziehung der allgemeinen Ausnahmetarife in den Regeltarif. Soll~ dics~ 
nicht zu ,erreichen sein, so wünscht sie, daß für die Tarifbildung aller allgclld(1~Jl 
Ausnahmetarife die Entfernungsstaffel des Regeltarifs gilt. Die gleiche! fort 
derungen w,erden von den Unternehmern des Straßenverkehrs erhoben. 
Der V,erfasser kennt allerdings keinen allgemeinen Ausnahmetarif, dcss(1l WV 

regelmäßige Tarifbildung zum Zweck der Begegnung des \XTdthc\vcrb der 
Binnenschiffahrt 'erfolgfte. Es besteht aber kein Zweifel darüber, daß die ßl1l1CIV 
schiffahrt durch die unorganische Entfernungsstaffel mancher At1snahll1~t.Hif~ 
in Mitleidenschaft gezogen wurde. Besonders betroffen fühlt sie sich durdl de!1 
allgemeinen Kohlenausnahmetarif 6 B 1 und den Tarif AT l' B 34 für GruhCllwl:· 
Spieß hat mit Recht darauf hingewiesen, daß die Entfernungsstaffel des tcgd' 
tarifs den Besonderheiten des deutschen Kohlenverkehrs nicht gerecht wrdY) 
Die zweifellos unorganische Entfernungsstaffel des AT 6 B 1 verdankt, JUS' 

schließlich der Notwendigkeit des Wettbewerbsausgleichs zwischen den Kvhlc[ll 
_._---
18) W. Spieß, "Der Eisenbahngüterlarif in der Volkswirtschaft" a. a. O. Seile !l9. 
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revieren ihre Entstehung. Der R'egeltarif vermag auch der örtlichen Lage der 
F'0rstwirtschaft nicht voll gerecht zu werden. Aus diesem Grunde cntschloß sich 
die Reichsbahn am 20. März 1937 zur Einführung 'eines allgemeinen Ausnahme" 
tarifs für Grubenholz. Bez·eichnenderweise begünstigte der AT 1 B 34 ursprüng" 
lieh den Grubenholzversand nur auf Entfernungen über 495 km. Seit 1938 gilt er 
für alle Entfernungen über 250 km. Dies geschah 1m Interesse der Verbilligung 
des Grubenholzbezugs des Kohlenbergbaus auf weite Entfernungen. Für die 
ersten Entfernungsstufen betragen dLe Ermäßigungen nur wenige Prozent. Sie 
steigen dann allmählich an und erreichen ihre Höchstermäßigung von 400/0 bei 
400 km. Auch der gleichfalls 1937 eingeführte AT 1 B 21 für Zellstoffhorz 
dLent sowohl den Interessen der abgeIegenen Waldgebiete wie denjenigen der 
Industrie. Die Ermäßigungen dieses Tarifes beginnen ab 200 km und erreichen 
bei 400 km 200/0. Auch andere allgemeine Ausnahmefarif,e sind in erster Linie 
wegen der Notwendicrkeit der Anwendung duer volkswirtschaftlich richtigen 
Entf,ernungsstufenfolg~ zur Einführung gelangt. Genannt sei an dieser Stelle 
nur der AT 5 B 1 für W,egebaustoffe. 

Seit kurzem beginnt indessen der Lastkraftwagenwettbewerb auf die Gestaltung 
der Entfernungsstaffel bestimmter allgemeiner Ausnahmetarife Einfluß anszu;< 
üben. S'0 gewährt heute der AT 5 B 1 bereits auf den Entfernungsstufen, die der 
Konkurr,enz des Straßenverkehrs besonders ausgesdzt sind, die Höchstermäßi" 
gungen. Vor dem Kriege errdchte der W,egebaustoffe"T.uif 'erst bei Entfernun~ 
g,en über 200 km seine Höchstermäßigungen. Zur Zeit der Reichsbahn gab es 
für Holz der Tarifklasse E keine allgemeinen Ausnahmetarife. Die Bundesbahn 
hat 1951 den AT 1 B 1 fLi.!' Schnittholz nur deshalb erstellt, weil sie wegen der 
Lastkraftw,agenk'0nkurrenz 'ernste Gefahr lief, nur noch auf den für sie lllV 

lohnenden Nahentfernungen an den Schnittholztransporten beteiligt Zll bleihen. 
Der AT 1 B 1 gewährt Frachtvergünstigungen 'erst ah 100 km. Seine Frachts:it:e 
liegen im gi.instigsten fall nur 16 0/0 unter denen der Regclklasse E. 

Die unregelmäßige Tarifbildungerstreckt sich bei bestimmten allgemeinen i\.l\S~ 
nahmetarif.en auch auf die Nebenklassen. Das bcfrtCll1dct auf den ersten Blick, 
ist doch die Bedeutung der Nebenklassen beim \X' a~cnladl1ngsverkehr nach Al1S~ 
nahmetarifen ganz g,ering. Dies zeigt nachstehende Uebersicht: 

Die Verteilung des W.agenladungsverkehrs auf die Nebenklassen 
und die Hauptklasse im Jahre 1951. 

Ausnahmetarife Regeltarir 

insgesamt insg. Kl. F. u. G. 
5 t 1,2 % 6,7 % 3,5 % 

10 t 1,5% 8,4% 6,4 0/0 

15 t 97,3% 84,9% 90,1 0/0 

Die Zahl derer, die nicht in der Lage sind, bei jeder V,erwendung die Sätz·e der 
15"f"Hauptklasse auszunutzen, ist in der Landwirtschaft ganz besonders groß. 
Zahlrdche Erzeugnisse der Landwirtschaft haben ein derart geringes Gewicht, daß 
selbst gr'0ßräumige Wagen 10ft nur 5000 kg fassen. Es nimmt daher der große 
Anteil der Nebenklassen auch bei den zu Ausnahmetarifen aufgegebenen land" 
wirtschaftlichen Gütern nicht wunder. 
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Die V,erteilung des Aufkommens bestimmter, zugunsten der Landwirtschaft erstell~ 
ter allgemeiner Ausnahmetarife auf die Nebenklassen und die Hauptklasse 1951 

5 t 

10 t 
15 t 

5 t 
lOt 

. 15 t 

AT 16 BI AT 16 B 5 
Kartoffeln Gemüse 

Kl. G Kl. E u. F 
Rüben 
Kl. G 

6,1 % } 42,9 % } 
20,2 % 26,3 % 32,7 % 75,6 0/0 

14,6 % } 

29,2% 
56,2 Ofo ~7% 2~4% 

AT 21B3 
Flachs, Hanf, Wrerg 

Kl. C, D u. F 

82,8 % J 
13,1 % 95,9 % 

4,1 0/0 

AT 19B2 
Futtermittel 
Kl. D u. F 

AT 19B7 
Oelkuchen 

Kl. F 

AT 21B4 
Schafwolle 

Kl. A 
66,1 0/0 

9,7 0/0 

24,2 % 

} 75,8 % 

AT 17B 1 
Getreide, Mehl 

Kl. D 

5 t 29,4 % } 6,9 % } 2,8 % } 
87 4 0'0 20,5 0'0 7,8 0/0 10 t 58,0 % ' I' 13,6 % I' 5,0 % 

15 t 12,6 % 79,5 % 92,2 0/0 

Jede Abweichung von der üblichen Entfernungsstaffel bei der Frachtsatzbildung 
der allgemeinen Ausnahmetarife gefährdet die Einheitsfl'Ont der Landwirtschaft. 
W,enn die Landwirtschaft nichtsdestoweniger an allgemeinen Ausnahmetarifen 
mit unregelmäßiger Tarifbildung interessiert ist, so deshalb, weil sie auf die 
tarifarische VrOrzugsbehandlung der Nebenklassen größten Wert legt. Die Reichs .. 
hahn hat bei der Erstellung von allgemeinen Ausnahmetarifen zugunsten der 
Landwirte weitgehend darauf Rücksicht genommen, daß viele ihrer Güter wegen 
ilu-,es geringen spezifischen Gewichtes oder ihrer Sperrigkeit nicht in der Lage 
sind das Ladegewicht der Wagen auszunutzen. So gewährte vldr dem Kriege 
der AT 16 B 5 für Gemüse eine Frachtermäßigung gegenüber der Klasse F (15 t) 
von 12,5 0/0, dagegen für die Nebenklassen reine solche von 19 %. Beim AT 20 B 2 
für Torfstreu und Torfmull betrug die Frachtennäßigung gegenüber der Tarif", 
klasse G 15 0/0. Demgegenüber !erfreute sich die Nebenklasse 10 t einer Fracht.: 
vergünstigung von 22,7 % • Auch die AT 16 BI (Kartoffeln), 17 B 1 (Getreide, 
Mehl) und 20 B 1 (Brenntorf) bevorzugten die Nebenklass'en stärker als die 
Hauptklasse. 
Die Bundesbahn hat sich von dieser Politik noch nicht völlig freimachen können. 
Nach wie vor g,ewähren die Torf tarife 20 BI und 20 B 2 für die 1O"'~'" Nebenklasse 
die gleichen Frachtsätze wie für die Hauptklasse. Di'e Ennäßigungen, die der 
:AT 17 BI für Getreide und Mehl gewährt, betragen: 

hei der Hauptklasse: 11 0/0 
bei der 10",t",Klasse: 8 % 

bei der 5 ",t", Klasse: 4 0/0 

Ebenso gewährt noch der AT 16 BI (Kartoffeln) für 5",t",Sendungen etwas 
größer,e Vlergünstigungen als den nach der Hauptklasse aufgegebenen Transporten. 
Bei v,erschiedenen allgemeinen Ausnahmetarifen für landwirtschaftliche Erz,eug;: 
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nisse beginnt aber die Bundesbahn dem Umstand Rechnung zu tragen, daß bereits 
8ie Nebenklassenzuschläge des R,egeltarifs nicht entfernt die Selbstkostenlage 
berücksichtigen. Hierfür nur ein Beispiel: Für Gemüse gewährte der AT 16 B 5 
gegenüber der Hauptklasse eine Frachtermäßigung von 12,5 % und für die Neben .. 
klassen v,on 19 0/0. Heute betragen die Frachtvergünstigungen gegenüber F 5: 
13 0/0, F 10 und F 15: 18 % • 

Solange die wichtigsten allgemeinen Ausnahmetarif,e aus volkswirtschaftlichen 
oder anderen Gründen auf eine ,eigene EntfernungsstaHel angewiesen sind und 
andere allgemeine Ausnahmetarife bei den Nebenklass,en eine unregelmäßige 
Tarifbildung aufweisen müssen, lassen sich die allgemeinen Ausnahmetarife im 
R'egeltarif nicht unterbringen. Diese Auffassung wird auch von Ticac geteilt. 
"Wie die besonderen Ausnaluneiarife müssen in erster Linie die allgemeinen 
Ausnalunetarife bestehen bleiben, deren Frachtsätze aus spezifischen Gründen 
besonders gebildet werden sollen. "19) 
Die R,eichsbahn hat stets darauf geachtet, daß die unterste Klasse ihres Normal,. 
tarifs mindestens ihre vollen Selbstkosten deckte. Bei letzteren handelte es sich, 
was meist übersehen wird, um die Durchschnittskosten bei Aufgabe von Einzel", 
sendungen zu 15 t. 
Solange die vollen Selbstkosten für Einzelsendungen als unterste Grenze der 
W,ertklassifikatiron anerkannt werden, sind der Eingliederung allgemeiner Aus~ 
nahmetarife in den Regeltarif Gr,enzen gesetzt. V.olkswirtschaftliche Erwägungen 
erfordern für bestimmte Massengüter, wie Holz, Steine, Kies und Sand, Dünge" 
mittel usw. Beförderungspreise, die die Selbstkosten, welche der Bundesbahn 
bei der Beförderung v,on Einzelsendungen ,entstehen, wesentlich unterschreiten. 
So g,ewährt der AT 11 B 1 für Düngemittel in seiner Abteilung IV (Kalk und 
Mergd) dne Ermäßigung von 57 %. Beim Versand von Kartoffeln, die in die 
Klasse Geingestuft sind, lerfr,eut sich die Landwirtschaft dank des AT 16 BI 
einer Frachtvergünstigung von 22-26°!0. Die durchschnittliche Ermäßigung des 
AT 2 BI für Bergwerkversatz (Kl1sse G) stellt sich auf 18°/tl. 
In diesen Fällen bleibt nach Spieß nur der allgemeine Ausnalunct,ll'if übrig. ~tl) 
Die gleiche Auffassung vertrat Tic.ac: 

"Bei den allgemeinen Ausnalunetarifen kommt man aus wohlerwogenen Grün" 
den den allgemeinen wirtschaftlichen Erfordernissen im Verhältnis zu den 
Selbstkosten soweit entgegen, daß es zweckmäßig erscheint, schon durch den 
Charakter der Tarifierung darauf als Besonderheit hinzuweisen. Es wäre nicht 
angebracht, solche Ausnahmetarife, deren Frachtsätze im Vrerhältnis zu den 
Selbstkosten zu weit gehen, in ein auf lange Sicht gebildetes Normaltarif~ 
schema einzuarbeiten. Schon kurzre Zeit nach der Eingliederung solcher .111 .. 
gemeiner Ausnahmetarife in den Normaltarif würde das besondere Verhältnis 
der neuen Normalklasse zu den Selbstkosten in Vergessenheit geraten, und 
es wäre schwierig - wie sich dies in der Praxis nach der NeubUdung von 
Tarifklassen oft gezeigt hat -, Anträge auf Detarifierung in diese neue 
Normalklasse wirksam abzu1ehnen'~21). 

Auf die psychologischen Momente, die gegen die Einarbeitung der allgemeinen 
Ausnahmetarife in den R,egeltarif spr,echen, wies auch der Verfasser in seiner 

19) Ervin Ticac, "Di,c SLaffeln d.es Eisrenhahngütcrlarifs mit besollllcror ßcriichichLigung des 
Selhstkoslcnprohlcms", Hamburger nissorLatiol1 1939, Seite 82. 
20) W. Spieß, "Der EiscnhahngüLcrLarif in der Volkswirtschaft", Ber1in 19H, Seite HQ. 
21) Ervin Tiocac, a. a. O. Seite 82/83. 
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bereits zitierten, 1938 abgeschlossenen Schrift hin. Bestimmte allgemeine ßinnen~ 
ausnahmetarife stellen dadurch, daß ihre Sätze sich den Selbstkosten der Eiscll~ 
hahn nähern, Vergünstigungen dar, die nur in besonderen Fällen und lInt~r 
besonderen Umständen eingeräumt werden dürfen. Dieser Gesichtspunkt würde, 
wenn erst 'einmal sämtliche allgemeinen Ausnahmetarife mit Hilfe einer Veu 
feinerung der W,ertstaffel und der Neuschaffung von Wagenladungsklassen in 
das Schema des Normaltarifs übergegangen wären, beim verladenden Publikum 
sehr schnell in Vergessenheit geraten. Die Folge wären unvernünftige Anträge 
auf Abtarifierung und Aufnahme von viel zu viel Gütern in die neue unterste 
Wagenladungsklasse 22). 
Die Geschichte der Eisenbahngütertarifpolitik lehrt, daß die zu geringe Al1s-~ 
stattung des Regeltarifs mit Klassen und die damit verbundene zu große Spannun~ 
zwischen den 'einzelnen Klassen die Zahl der allgemeinen Ausnahmetarife zw.:tngs=' 
läufig vermehrt. 23) Die Ausnahmetarifierung sollte aber, wie Ticac mit Recht be", 
tont, grundsätzlich nur die Ausnahmefälle nicht aber solche Fälle umfassen, die 
innerhalb des Normaltarifs geregelt werden können. 2i

) 

Im Fall 'einer ausreichenden Klassenzahl und einer zweckmäßig aufgebauten \Vert~ 
staffel wird es der Bundesbahn möglich sein, allgemeine Ausnahmetarife mit 
regelmäßiger Tarifbildung und Frachtsätzen, welche die unterste Tarifklasse nicht 
unterschreiten, in ihren Regeltarif aufzunehmen. Kommt es zu einer befriedigen~ 
den Lösung des Verhältnisses zwischen Schiene und Straße, sowtfällt die Not" 
wendigkeit der Erstellung von allgemeinen Ausnahmetarifen mit unregelmäßiger 
Tarifbildung aus Gründen der Koordinierung. Es darf allerdings nicht übersehen 
werden, daß auch in diesem Fall das Anwendungsgebiet für allgemeine A11s~ 
nahmetarife mit unregelmäßiger Tarifbildung immer noch verhältnismäßig groß 
sein wird. Die Bundesbahn wird in aller Zukunft Instrument der staatlichen 
Wirtschaftspolitik bleiben. Hierfür nur ein Beispiel: 
\'Vie in ander,en Ländern, so besteht auch in der Bundesrepublik das Bedürfnis 
nach Errichtung eines breiten Heizölmarktes. Der Bundesbahn ist aber aufer" 
legt, bei der Einführung eines Heiz·öltarifs auf die Interessen des Kohlenbergbaus 
Rücksicht zu nehmen. Aus diesem Grunde ,erstrebt sie die Abstimmung der Be" 
förderungspreise beider Br,ennstoffe aufeinander. Dem Kohlenbergbau muß der 
industrielle Normalverbraucher" als Abnehmer erhalt'en bleiben. Dagegen sollen 
die auf den"I-leizölverbrauch wirklich angewiesenen Industriezweige in die Lagt.' 
versetzt werden, sich endgültig auf die ausschließliche Verwendung von Heizöl 
umzustellen. Die Lösung des Pl'Oblems der Heizöltarifienmg ist weder über den 
Regeltarif noch mit Hilfe -eines Ausnahmetarifes, der auf sämtlichen Entfernungs" 
stufen die dem Heizwertverhältnis zwischen Heizöl und Kohle entsprcchend~ 
Klasse E gewährt, möglich. Diese Aufgabe kann allein -ein Ausnahmetarif mit 
unregelmäßiger, d. h. nach Entfernungsstufen unterschiedlicher Frachtsatzbildung 
ervüllen. 
Es gibt indessen ,eine Möglichkeit, dem Gesichtspunkt Rechnung zu tragen, daß 
die allgemeinen Ausnahmetarife R'egeltarifcharakter aufweisen. Man könnte dnen 
neuen Oberbegriff "Regel tarife" schaff.en und bei diesen zwischen dem aUge" 
meinen Regeltarif (Normaltarif) und den speziellen Regeltarifen (SpeZialtarifen) 
unterscheiden. In diesem Fall würde der Normaltarif die bisherigen Tarifklass~n 

22) Paul SchuL21-Kiesow, a. a. O. Seito 13l. 
23) dto. Seite 131 H. 
24) Ervin Ticac, a. a. O. Seite 74. 
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A-G ,enthalten, während unter Spezialtarifen die Jetzigen allgemeinen Ausnahme" 
tarife zu verstehen wär·en. Als Ausnahmetarife hätten dann nur die besonderen 
Ausnahmetarife zu gelten. 

III 

In jüngster Zeit wird der Einwand erhoben, daß bei den Bemühungen um die 
Wiederausdnanderziehung der W,ertstaffel die Bedeutung des Regeltarifs über" 
schätzt werde. Nach jüngsten Statistiken würden 68% aller Güter zu Ausnahme" 
tarifen gefahren. Eine gemeinwirtschaftliche Orientierung des Regeltarifs erfasse 
daher nur 'einen relativ geringen Proz·entsatz der Verkehrsnachfrage. ~5) Diese 
Auffassung konnte nur deshalb 'entstehen, weU die eigentliche Zugehörigkeit des 
allgemeinen Kohlenausnahmetarifs zum Regeltarif übersehen wird und sich Ver" 
kehrswissenschaft und V'erkehrspraxis der immanenten Bedeutung des AT 6 B 1 
für den industriellen Standort und die Raumordnung nicht mehr voll bewußt 
sind. 26) 
Die Nachkriegsliteratur gibt das z. Zt. der deutschen Länderbahnen bei der hark 
zontalen Staffel bestandene Spannungsverhältnis zwischen der höchsten und der 
niedersten Tarifklasse mit 100 : 42 an. 27) Hiervon war aber in Wirklichkeit nur 
von 1877-1897 die Rede. 
Am 1. Januar 1890 gelangte zum Zweck der Abtarifierung von Gütern des 
Spezialtarifs IIr der R'ühstofftarif 2 zur Einführung. 2') Diesem allgemeinem Aus" 
nahmetarif lag ,eine für alle Entfernungen gleiche crmäßigte Abfertigungsgebühr 
von 7 Pfg je 100 kg und ein Streckensatz von 2,2 Pf je tkm für Entfernungen 
bis 350 km mit Anstoß von 1,4 Pf je tkm für weitere Entfernungen zugnmde. 
Ursprünglich galt der Tarif nur für Erde, Sand, Kies, geringw~~tige !?linge" 
mittel Rüben und Kartoffeln. Aus diesem Grunde hatte ·er zunachst fur den 
industriellen Standort und die Raumordnung keinerlei Bedeutung. D,lS änd~rte 
sich aber schlagartig, als am 1. April 1897 die festen Br·ennstoffe in den AT 2 
einbezogen wurden. Bis dahin gehörte KoOhle der niedrigsten W a!~enladl\ngs~ 
klasse des Regeltarifs an. Die Sätze des Spezialtarifs III betrugen: 

Sireckenfracht: bis 100 km 2,6 Pf, über 100 km 2,2 Pf je tkm; 
Abfertigungsgebühr: bis 50 km 6 Pf, 51-100 km 9 Pf, über 100 km 12 PE je 
100 kg. Sieht man von den Nebenklassen ab, 500 zählte der Reformtarif vo~ 18!7 
nur 4 W,agenladungsklassen. Die Frachtsätze der obersten und untersten r anf" 
klasse verhielten sich zueinander wie 100 : 42,4. Die Abtarifierung der Kohle aus 
Spezialtarif III nach AT 2 bedeutete ,eine erhebliche Ausweitung der \X'ert" 
staffel. V,erkehrswissenschaft und Verkehrspolitik betrachteten erst jetzt den all" 
gemeinen Ausnahmetarif 2 als. wirklich zum Regeltarif gehörig und gabex: forta~ 
das Spannungsv,erhältnis zWlschen den Eckklassen des Normaltanfs mit 
100 : 38,6 an. 

25)--n;p--iieUrich Haumonlm~ng, Tari.fpolitik und Verkehr&onlnung", Sonde.rdruck aus dcm 
.. , " I S (' 19"9 S't 8 Jalnlmch: Brandl, Schiene unl lra JOo. OU, CI e . 

26) Dies gilt allerdings nicht van I~elInch. . . " . . . 
27) IIagl1er, "Dio EisenhallIlgüf,erla~I!-neCo:m ~l!ld Ihre A?swI~kungen., Verkd~rswls,~enschafthehe 
Forschun.gen, HeH 7, Nürnherg UJo~'. Sm.t's b; Alfons Schmllt, ,,\VlrlschafLllcllC I roblünH~ der 
Birmenschiffahrt", Diis&cldorr 1949, Seüo 30. . 
2&) Dio Ahlariüerung von MassengüLern .konn,Lo r~ur auf dem \Vege über. allgemelllo A~lsn.ahm<.'­
tarifo erIol<Ycu. Der Bundesrat halle S,)J!le Zustimmung zum Hdorml.arlr davon ahhuIH:l'lg ge· 
macht, daß °nur 3 Spezi,altarife eingeführt wurdcn. So kam es zur Erstellung immer nellor all­
gemeiner Ausnahmetarife. 
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Der allgemeine Rohstoff tarif hat, seitdem er auch für Kohle galt, die von den 
deutschen Eisenbahnen und jhrer Tarifpolitik ausgehende dezentralisierende Wir .. 
kung wesentlich verstärkt. Der dezentralisierende Einfluß des AT 2 ist noch 
größer, als aus der Ausweitung des Spannungsverhältnisses von 100: 42,4 auf 
100: 38,6 hervorgeht. Diese V,erhältniszahlen beziehen sich auf die Entfernung 
200 km. Der Reformtarif von 1877 war praktisch ein Kilometertarif. 29) Dagegen 
handelte es sich beim AT 2 bereits um einen ,echten Staffeltarif. 3G) Aus diesem 
Grunde kam die Abtarifierung der Kohle einseitig der Industrie der peripheren 
Räume zugute. Hiervon zeugen die beiden nachstehenden Uebersichten: 
1. Das Spannungsverhältnis zwischen den Frachtsätzen der obersten Wagen" 

ladungsklasse und denjenigen für ~ohle in den P,erioden 1877/1896 
und 1896/1914. 

Entfe~E?_~g~ 1877--1896 1897--1914 

200 km 100 : 42,4 100 : 38,6 
500 km 100 : 39,1 100 : 33,7 
600 km 100 : 38,7 100 : 32,0 
700 km 100 : 38,4 100 : 30,8 
800 km 100 : 38,2 100 : 29,9 

1000 km 100 : 37,9 100 : 28,6 
2. Die prozentuale Spannung zwischen Spezialtarif Irr und AT '2. 

bei 200 km: 8,9 ~/G bei 700 km: 19,9 % 

bei 500 km: 13,9 % bei 800 km: 21,6 % 

bei 600 km: 17,4 0/0 beilOOO km: 24,6 0/0 

Die große Bedeutung des AT 2 für die Industrte der Randgebiete zeigt auch fol" 
gendes Beispiel. Ein F,ertigwar'enfabrikant bezieht Kohlen aus ,einer Entfernung 
ii,ber 600 km. Vion 1877--1896 hatte er für Kohlen nach Sp. T. Irr 144 Pf je 
100 kg Fracht zu zahlen. Nach Einbeziehung der K·ohle in den allgemeinen 'R'Oh", 
stoff tarif betrug seine Frachtbelastung nur 119 Pf je 100 kg. Er erfreute sich so", 
mit seit 1897 einer Senkung seiner Kohlenbezugskosten um 25 Pf je 100 kg ~ 
17,3 0/0. Dagegen brachte die Abtarifierung seinem 50 km von der nächsten Zeche 
entfernten Konkurrenten nur eine Herabsetzung der Kohlenfrachten von 19 auf 
18 Pf je 100 kg. Sein W>ettbew,erber mußte sich somit mit einer Frachtersparnis 
von 1 Pf = 5,3 % begnügen. 
Die Ständige Tarifko~mission hat vor dem Kriege den allgemeinen Rohstoff", 
tarif grundsätzlich als vierten Sp,ezialtarif angesehen. Entsprechend der allgemein 
angewandten Praxis hat auch der V,erfasser den AT 2 stets als zum Norm.lltarif 
der Länderbahnen gehörig betrachtet. 31) 
Die V,erreichlichung der Länderbahnen ermöglichte in Deutschland den Deber;, 
gang vom Kilometertarif zum Staffeltarif. Die vertikale Staffelung des NormaL: 
tarifs vom 1. Dez'ember 1920 war bei den einzelnen Klassen verschieden stark 
und verlief unregelmäßig. Die zunächst verhältnismäßig schwache StaffelunO" 

b 

29) 1~,80 erfolgte. allerdi~gs im SpezialLarif III eine Staffelung der Streekenfracht. Diese war 
aber uberaus. germg. Bm Entfernungen übor 100 km gewährte SI" T. III den Einheit$~treeken­
satz 2,2 Pf Je tkm. 
SO) Anders als be~ dm; aUgemeinen Stückgutklasse und dem Spezialtarif III war d~lIl Prin2Jin der 
E.ntfemungsstaffel he\m .AT ~ seh~ star~ H~chnung getragen worden. n~i 500 km erfuh; hier 
dlO SIreckenfracht .bOrells eme. Ermäßlb;wg auf 750/0. Dagegen betrug die Verhiiltnis'7A,hl 
(100 km = 100) ~elln Staffdta;nf der Helchsbahn seit 1. 10. 1922 bei 500 km erst 80. 
SI) Paul Schulz-Kwsow, a. a. O. Seite 133 und Seite 213ff. 
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wurde ber~its ~~.1. Februar 1922 wesentlich v,erschärft. Am 1. Oktober 1922 kam 
es zur gleichmaßlgen Staffelung aller Tarifklassen. 
Der NormaItarif v,om 1. Dez'ember 1920 brachte die bedeutsame Steigerung der 
Spannung zwischen der 'Obersten und untersten Wagenladungsklasse von 100: 
38,6 auf 100 : 30,3. Vom 1. Oktober 1922 bis zum 31. Juli 1927 verhielten sich 
bei.200 km d.ie Frachtsätz'e der höchsten und der niedrigsten Frachttarifklasse 
z~ema~der WIe 100: 26,1. In der Folge zwang der Lastkraftwagenwettbewerb 
die Reichsbahn zu immer neuen Abschwächungen ihres Werttarifsystems. Am 
1. Oktober 1936 betrug das Spannungsv,erhältnis zwischen den Eckklassen des 
Regeltarifs nur noch 100 : 34,2. 
Anläßl~ch der Tarifrdorm vom 1. Dezember 1920 wurde der allgemeine Roh" 
stoff~anf abgeschafft und hierfür eine fünfte Wagenladungsklasse geschaffen. 32) 
~er,elt.5 olm 1. Januar 1923 wurde eine sechste Wagenladungsklasse eingeführt, der 
Sich am 1. August 1927 ,eine si,ebente anschloß. Heute entspricht die Tarifklasse G 
dem früher,en AT 2. 
Die K,ohle blieb vom Einbau des AT 2 in den Regeltarif ausgeschlossen. Aus 
diesem Grunde führte die RlCichsbaIln alsbald den allgemeinen ~oh1enausnahmC<' 
tarif 6 B 1 ,ein. 
Kohle gehört allerdings der Klasse F an. Ihre Einstufung in diese im Vergleich 
zu ihrem W,ert zu hohe Tarifklasse bezweckte in erster Linie die Erschwerung 
der K,ohleneinfuhr aus ~em Ausland. Im Rahmen des gesamten öffentlichen 
~?~lenverkehrs der R,eichsbahn war das Kohlenaufkommen des Regeltarifs 
mm~a1. Obwohl auch der Kohlenablauf der nicht in den örtlichen Geltungs .. 
bereich des AT 6 U 1 aufgenommenen Binnenhäf,en nach Fk erfolgt, war 1938 
der Regeltarif mengenmäßig nur mit 1,5 % , was die tkm~Leistungen anbelangt, 
sogar nur mit 0,6 % am öffentlichen K·ohlenverkehr der Rdchsbahn beteiligt. ;1;1) 

Soweit die Bezieher sich nicht des V,orteils besonderer Ausnalnnetnrife erfreuen, 
erfolgt der Kohlenversand der deutschen Zechen nach' dem AT 6 13 1. 
Der Einbau des AT 2 in den Regeltarif hatte auf den industriellen Standort 
keinerlei Einfluß. Die landwirtschaftlichen Gütcr und dic Düngcmittel hielten 
sich nur kurz,e Zeit im R'egdtarif auf und fandcn in aIlgcmcinen Ausnahmc", 
tarifen Aufnahme. 1937 wurdcn auch Grubcnhölzer und ZeIlstoffholz aus dem 
Regcltarif wieder herausgenommen und zu ihren Gunstcn dic allgemeinen Aus~ 
nahmetarife 1 B 34 und 1 B 21 >eingeführt. 31) Ohne die ständigc DctnriHerung 
bisher höher >eingestufter Rohstoffe wäre di,e unterste Wagenladungsklassc des 
Regeltarifs zu >einer leeren Tarifklasse geworden. Die Vermehrung der Zahl der 
Klassen des Normaltarifs führte ausschließlich wegen dieser Abtarifierung\!n zu 

, <einer Stärkung der dez,entralisierenden Wirkungen des deutschen Eisenbahn" 
gütertarifs. 
Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß der AT 2 der Notwendigkeit, be" 
stimmte Güter des Spezialtarifs Irr abzutarifiel"en, seine Entstehung verdankte. 
Die Tarifreform vom 1. Dezember 1920 führte mit Ausnahme von Kohle die 
Güter des AT 2 wieder in den Regeltarif zurück. In kurzer Zeit mußten für die 

32) Gleichwitig wurde der allgemouno Ausnahmd,uif 4 (Düngekalk) in den Normaltarif ein­
gegliedert. 
33) Wirkliche Bedeutung dlangLo der Kohlenversand zum n~gdl.1l"if erst s~itd~m <Iie Bundes­
rcpulJlik Kohle aus den USA bezic.ht. 1951 entfiden vom öffentlichen Kohlcnverkehr tier Bundes­
hahn der Menge nach 7,7 0/0 und tkm-mäßi,g 5,90/0 auf die Kohknklassen des He"'oltarif$. 
34) Offiziell gehören aUe diese Güt~r nach wiK~ vor d,cr Tartfklas.so G an, doch'" ltat (ties nur 
formale Bedeutung. 
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gleichen Güter wieder .allgemeine Ausnahmetarife erstellt werden. Die neuen. 
Ausnahmetarife gewährten aber wesentlich höhere Ermäßigungen als der AT 
6 B 1. Die K'Ühleerfuhr somit seitens der Reichsbahn dne relative Schlechter" 
stellung. 
Die Länderbahnen hatten die festen Brennstoffe wesentlich stärker als die der\ 
untersten Regelklassen angehör,enden industriellen R'Ühstoffe tarifarisch begün", 
stigt. Die Reichsbahn begnügte sich demgegenüber mit einer weitgehenden Alh 

passung der Frachtsätze des AT 6 B 1an di·ejenigen der untersten Tarifklass::: 
ihres Regeltarifs. Die völlige Gleichstellung des allgemeinen Kohlenausnahmc" 
tarifs mit der Wagenladungsklasse G erwies sich allerdings als unmöglich. In! 
Interesse des Wdtbewerbsausgleichs zwischen den verschiedenen Standorten des 
K'Ühlenbergbaus wandte die Reichsbahn bei der Frachtsatzbildung des AT 6 BI 
eine v'Üm allO"emeinen Staffeltarif abweichende V·ertikalstaffel an. Kurz vor dem, 
Kriege kostete die Beförderung von Kohlen nach dem AT 6 B 1 bei Entfernun., 
gen von bis zu 250 km 1-2 pf je 100 kg mehr als diejenige von Gütern der 
Regelklasse G. Bei darüber hinaus gehenden Entfernungen unterschritten die 
Frachtsätz·e des allgemeinen K'Ühlenausnahmetarifs diej enigen der untersten Tarif" 
klasse. Bei 300 km betrug der Frachtvorsprung der Kohle mit 4 Pf je 100 kg 
4,3 0/0. Darauf begann der Frachtvorsprung der Kohle ständig zu wachsen. Bei 
700 und 800 km stellte er sich auf 15 Pf je 100 kg bzw. 9,5 und 9,0 0/0. Darauf fiel 
auch der absolute Vorsprung wieder. Bei 1000 km machte er nur noch 4 Pf 
oder 2,2 % aus. 
Die revierferne Fertigwarenindustrie zog aus der umegelmäßigen Tarifbildung 
des AT 6 B 1 zweHellos Nutzen. Man darf aber nicht übersehen, daß trotz der 
Begünstigung der weiten Entfernungen durch den AT 6 B 1 die Verreichlichung 
der deutschen Eisenbahnen den Randgebieten keine ins Gewicht fallenden Ver" 
besserungen des Spannungsv,erhältnisses zwischen den Frachtsätzen der 'Obersten 
Wagenladungsklasse und denjenigen für Kohle eingebracht hatte. Die eigent" 
lichen Nutznießer der Auseinanderziehung der Wertstaffel und des Uebergangs 
v'Üm Kilometertarif zum Staffeltarif waren die 1914 den Spezialtarifen U und III 
angehörenden Halbfabrikate und R'Ühst'Offe. Die Kohle hat von den Wand" 
lungen der Eisenbahngütertarifp'Olitik zwischen den beiden \Veltkriegen relativ 
wenig pJ)ofitiert. Davon zeugt die nachstehende Uebersicht: 

Das Spannungsverhältnis zwischen den Frachtsätzen 
der 'Obersten Wagenladungsklasseeinerseits und denjenigen der untersten 

Regeltarifklasse und für Kohle andererseits 1914 und 1936. 
1914 1936 

Entfer" a) zwischen B b) zwischen B a) zwischen A b) zwischen A 
~~~g._en __ .-:u~n~d Sp.T. IU und AT 2 und C; ____t1t:~_~~~~_l 

50 km 
100 km 
200 km 
300 km 
400 km 
500 km 
600 km 
700 km 
800 km 

1000 km 

100 : 45,2 100 : 42,9 100 : 43,3 100 : 43,3 
100 : 48,6 100 : 40,3 100 : 36,2 100 : 37,1 
100: 42,4 100: 38,6 100: 34,2 100: 35,1 
100 : 40,6 100 : 38,0 100 : 33,5 100 : 32,0 
100 : 39,7 100 : 36,1 100 : 33,0 100 : 31,0 
100: 39,1 100 : 33,7 100 : 32,5 100 : 31,0 
100 : 38,7 100 : 32,0 100 : 32,5 100 : 29,6 
100 : 38,4 100 : 30,8 100 : 32,5 100 : 29,4 
100 : 38,2 100 : 29,9 100 : 32,2 100 : 29,3 
100: 37,9 100: 28,6 100: 32,1 100: 31,4 
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Wie bereits nachgewiesen, kam die V.ermehrung der Tarifklassen in erster Linie 
den Rohstoffen zugute. Seit 1927 entsprach die Wagenladungsklasse G prak­
tisch dem früheren Spezialtarif IU. 1936 ergaben sich daher für Rohstoffe und 
Kohlen folgende Frachtindices (1914 = 100): 
Entfer~ Rohstoffe des ehemaligen Kohle des 'ehemaligen 
nungen Spezialtarifs IU AT 2 

50 km 136,8 144,4 
200 km 123,2 139,2 
300 km 119,2 121,9 
400 km 114,0 117,6 
500 km 107,4 119,0 
600 km 102,1 112,6 
700 km 95,2 107,5 
800 km 88,8 103,4 

1000 km 77,2 100,0 
Der AT 6 B 1, auf den 1938 nicht weniger als 14,20/0 der Einnahmen der Reichs~ 
bahn aus ihrem ·öff·entlichen Güterverkehr entfielen war bereits vor dem Kriege 
einer der wichtigsten Gewinnträger der deutschen' Eisenbahnen. 
Da die Kohle dn reines Gewichtsv·erlustmaterial ist be·einflussen die Bezugs~ 
kosten für Kohle die Selbstkosten der revierfernen 'Fertigwarenindustrie noch 
stärker als die Rohstoff,;F rachten. Die relative Schleclüerstellung der Kohle durch 
die Reichsbahngütertarifpolitik bedeutete für die arbeits~ und konsumorientierte 
Industrie der Randgebiete eine gewisse Beeinträchtigung ihrer Standortsbedin" 
gungen. Ihr Ausmaß darf allerdings auch nicht überschätzt werden. 
Wegen der ständig zunehmenden Konkurrenz, welche der Lastkraftwagen der 
Eisenbahn bereitet, schlug die Ständige Tarifkommission auf ihrer 207. Sitzung 
in Ucberlingen vom 23. und 24. Juni 1949 eine wesentliche Zusammendrängul1t::­
der horiZ'Üntalen Staffel v'Or. Nach ihren Wünschen sollte auf dcm W,cgc iibcr 
eine Ermäßigung der oberen und einer Anhebung dcr untercn Tarifklasscll (b~ 
Spannungsverhältnis von 100 : 34,2 auf 100 : 51,0 vermindcrt werden. Die Tarif~ 
reform v,,)m 1. Januar 1950 brachte indessen nur eine Vcrringerung dcr Span" 
nung zwischen der obersten und untersten Regeltarifklasse auf 100: 49,1. Am 
15. Oktober 1951 kam es wieder zu einer leichten Verstärkung der W·ertstaffel. 
Das Spannungsv·erhältnis zwischen den beiden Eckklassen des Normaltal'ifs bc~ 
trägt heute 100 : 45,2. Im Interesse der peripheren Räume wurde die Entfernungs,; 
staffel wesentlich verschärft. 
Während die Hauptverwaltung der Bundesbahn und die Tarifdezernenten der 
Eisenbahndir,ektionen dner 'erneuten Zusammen pressung der Wertstaffel das 
WtOrt reden wünscht die gesamte deutsche Wirtschaft -eine weitere Auseinander,; 
ziehung de; horiz.ontalen Staffel. Da die Notlage der sich von Flensburg bis 
Freilassing ·erstr·eckenden rob und brennstoffarmen, unter Bezugs,; und Absatz" 
ferne leidenden Randgebiete infolge der politischen und wirtschaftlichen Zer" 
reißung Deutschlands und wegen ihres hohen Anteils an den Flüchtlingen noch 
größer als vor dem Kriege ist, wäneein Spannungsverhältnis zwischen den Eck­
klassen des Regeltarifs, wie es mit 100 : 26.1 noch 1927 bestanden hat, zweif.elLos 
erwünscht. Die K'onkurJ)enz des Straßenverkehrs verhindert aber selbst die 
Wiederherstellung der in den Jahr.en 1931-1949 geltenden Klassenabstufung von 
100: 34,2. Wirtschaft und Wissenschaft betrachten aber das heutige Spannungs" 
verhältnis v·on 100: 45,2 v,om Standpunkt der Raumordnung als untragbar. Der 
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so dringend notwendige verstärkte Einsatz des Werttarifsystems läßt sich ab" 
nur verantworten, wenn Gewähr dafür besteht, daß 'er nicht zu einem ,erneut~~ 
Einbruch des Lastkraftwagens in den Besitzstand der Schiene an höher renti~", 
renden V,erkehrsleistungen, besonders in dichten Verkehrsbeziehungen, führt. 
Das Pl'Oblem Schiene-Kraftwagen ist erst dann gelöst, wenn der Straßenverkel, 
gemeinwirtschaftliche Aufgaben ühernimmt. Dies ,erfordert aber den Zusammcl(~ 
schluß des Straßenverkehrs zu ,einer RKB"ähnlichen Organisation, welche dQtt 
Ausgleich der Erlöse der Unternehmer aus rentablen und unrentablen Verkehrs_ 
leistungen durchführt. Solange der Krafn:erkehr n~cht in der Lage ist, sich a~ 
der Bedienung der v,erkehrsschwachen Geblete ausrelchend zu beteiligen und sielt 
statt dessen überwiegend dem Knotenpunkten"Verkehr widmet, soUte 'er mit einQt 
zweckgebundenen Ausgleichsabgabe belegt werden. 
Bisher haben sich der gewerbliche Kraftverkehr, der Werkverkehr, der Bundes= 
verband der deutschen Industrie und der Deutsche Industrie" und Handelsta~ 
der Einführung der Ausgleichs,abgahe ,entschieden widersetzt. Kommt ,es indesscl\ 
nicht in naher Zukunft zu einer befriedigenden Lösung des Problems Schiene-----­
Straße, so ist die Fortführung der gemeinwirtschaftlichen EisenbahngütertariL 
politik in Frage gestellt. Die Entbindung der Bundesbahn von ihren gemeilh 
wirtschaftlichen Aufgaben würde dice Notlage aUer Randgebiete unerträglich ver: 
schärfen und das Wettbewerbsverhältnis zwischen den drei großen Verkehrs= 
trägern von Grund auf verschieben. 
Im Frühjahr 1952 wurde der gespaltene Kohlenpreis durch einen Einheitspreis 
ersetzt. Diese Maßnahme hatte eine K'ohlenpreiserhöhung um 10 DM je t zu!.' 
Folge. Für die Bundesbahn ergaben sich hieraus jährliche Mehrausgaben von 
rd. 130 Mill. DM. 
Es ist damals angeregt worden, diese 130Mill. DM durch eine entsprechende 
Anhebung der KoMentarife her,einzubringen. Die Umlegung der Mehrausgaben 
der Bundesbahn aus der KoMenpreiserhöhung auf ihren öffentlichen Kohlelv 
v,erkehr hätte die Anhebung aller Kohlentarife um mindestens 12% erfordert. 
Die Auswirkung ,einer solchen Maßnahme auf den industriellen Standort und die 
Raumordnung zeigt folgende Uebersicht: 

Das Spannungsverhältnis zwischen den Frachtsätzen der Tarifklasse A einerseits 
und denjenigen der Klasse G und des AT 6 B 1 andererseits. 

Frühjahr 1952 nach Anhebung des AT 6 BI um 1.:2 ü;o 

Entfer" ,a) zwischen A b) zwischen A ,.1) zwischen A b) zwischen A 
nungen und G und AT 6 BI und G und AT 6 BI 

200 km 100: 45,2 100 : 46,1 100: 45,2 100 : 51,5 
400 km 100 : 43,8 100 : 41,2 100 : 43,8 100 : 46,2 
600 km 100 : 40,4 100 : 37,5 100 : 40,4 100 : 42,0 

Schätzungsweise ,entfallen 55% der gesamten Kohlentransporte auf die rohstoff", 
annen Räume. Betrachtet man diejenigen V,erbraucher, welche ihre Kohlen auf 
Entfernungen über 450 km beziehen, als die Angehörigen der revierfernen Ge" 
biete, so w,ar,en diese 1951, gemess,en an den tkm, m;it 40,4 0,10 am -öffentlichen 
Kohlenverkehr der Bundesbahn beteiligt. Ihr Ant,eil an den Erlösen des Kohlen" 
verkehrs der Bundesbahn betrug im gleichen Jahr 29,8 % • 

Materiell gesehen, ist nicht die Tarifklasse G, sondern der AT 6 B 1 die unterste 
Wagenladungsklasse des Regeltarifs. Im Vergleich zum AT 6 B 1 spielt die 
Wagenladungsklasse G dne untergeordnete Rolle. Läßt man den Kohlenverkehr 
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nach Klasse G auß.er Ansatz, so mach1:en 1951 die tkm"Leistungen der Tarif" 
klasse G nur 12,90/0 der}enigen des AT 6 Blaus. 35) Die üherragende Bedeutung 
des AT 6 B 1 für den industriellen Standort l.<!Ommt darin zum Ausdruck, daß 
1951 sein tkm"Aufl<!ommen das}enige des gesamten Regeltarifs um ein Geringes 
(1,5 0/0) überschritt. 36) Aus diesem Grunde würde jede auf die Kohlentarife be" 
schränkte Tariferhöhung dne v,erhängnisvolle Aushöhlung des gemeinwirtschaft" 
lichen Eisenbahngütertarifs bedeuten. 
Vom Standpunkt der Raumordnung wal' ,es schon bedauerlich, daß man sich 
anläßlich der Tarifr,eform vom 1. Dezember 1920 ,entschloß, die Frachtsätze des 
nellen AT 6 B 1 weitgehend an diejenigen der untersten Regeltarifklasse anzu" 
passen. Diese Maßnahme ist kaum mehr rückgängig zu machen. Die \Vert" 
staffel büßt aber den größ1:en T,eU ihrer dezentralisier,enden \Virkungen ein, SO" 

bald das gegenwärtige Spannungsverhältnis zwischen den Frachtsätzen der R,egel" 
tarifklasse G und denjenigen des AT 6 B 1 auch nur unwesentlich zum Nachteil 
des allgemeinen Kohlenausnahmetarifs verändert wird. Die einseitige Anhebung 
der Kühlentarife um nicht weniger als 120/0 hätte die Notlage der revierfernen 
Gebiete unerträglich gesteigert. Ebenso ungünstig würde sich die Herausnahme 
deS! AT 6 B 1 und der übrigen Kohlentarife aus einer Frachtsenkungsaktion zu 
Gunsten der unteren Regeltarifklassen für die Wirtschaft der Randgebiete aus" 
wirl<!en. 
Solange die Frachtsätze der Tarifklasse G nur unwesentlich von denjenigen des 
AT 6 B 1 abweichen, kann man sich damit abfinden, daß bei der Ermittlung des 
Spannungsverhältnisses zwischen den Eckklassen des R,egeltarifs di'c Frachts:itze 
der Tarifklassen A und G ,einander gegenübergestellt werden. Nur darf unter 
keinen Umständen in Vergessenheit geraten, daß der allgemeine K'ohlcn~ 
ausnahmetarif Bestandteil des Normaltarifs ist. Lediglich die besondere Vertikal .. 
staffel des AT 6 B 1 verhindert seine Eingliederung in das Regeltarifschema. 
Nicht aus irgendwelchen optischen Gründen, sondern im Inter,esse der Rallm~ 
ordnung und der Sicherstellung der gell1einwirtschaftlichel1 Aufgaben muß m;m 
mit allem Nachdruck die Anerkennung des Regdtarifcharakters des AT 6 ß 1 
durch die Verkehrspolitik und die Verkehl'swissenschaft fordern. Die tatsächliche 
Bedeutung des Normaltarifs geht aus der nachstehenden Uebersicht hervor: 

Die Verteilung des Wagenladungsverkehrs auf Regel" und Ausnahmetarife 
im Fall der Zurechnung des AT 6 B 1 zum Regeltarif. 

M'enge Erlös'e tkm mittlere V'ersandweite 

1938 

Rege1t.arife 54,0 57,4 43,6 141 km 
Ausnahmetarife 46,0 42,6 56,4 214 km 

1951 
Regeltarife 57,6 58,6 46,8 161 km 
Ausnahmetarife 42,4 41,4 53,2 249 km 

1952 
R'egeltarife 55,6 56,5 44,2 154 km 
Ausnahmetarife 44,4 43,5 55,8 243 km 

35) SeIhst die mädltigo HO}lsLoffklas5ß F erreichle 1951, wenn lllan oie Kohlenklasso Fk unbe­
rücksichti,gt läßt, nur 40,70/0 dor tkm-Leis'lungen des AT 6 ß 1. 
36) 1!l52 übertraf.en dio tkm-Le.isltmgen de~ AT 6 ß 1 di~jen'igen des Heh"Clmrus ~of\al' UIll 
14,20/0. 1938 allerdings unlersc1lritt des tkm-Aufkommen des AT 6 B 1 (la~jellih"!l de.~ Normal­
tarifs um ein Drittel. 
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Damit glaubt der Verfasser nachgewiesen zu haben, daß der Vorwurf, die (\ 
meinwirtschaftliche Orientierung des Regeltarifs 'erfasse nur ,einen relativ O"erin;~e~ 
Prozentsatz der Verkehrsnachfrage, in keiner W'eise berechtigt ist. b b 'n 
Nachstehende Tabelle unterstreicht die große Y'erkehrsbedeutung des in \Virk 
lichkeit zum Normaltarif gehörenden allgemeinen Kohlenausnahmetarifs: -" 

Der Anteil des AT 6 B 1 am Wagenladungsv~rkehr der Bundesbahn 1951. 
__ 1':1enge Erlöse tkm 

am gesamten Wagenladungsverkehr 25,6 % 23,7 % 23,6 % ~ 
an allen Ausnahmetarifen 37,7 % 36,1 % 30,7 0/0 

an den allgemeinen Ausnahmetarifen 60,1 % 63,1 % 61,2 0,'0 

IV 

Ich 'wende mich nunmehr den übrigen allgemeinen Ausnahmetarifen zu. 'D(e 
Betrachtung stützt sich auf nachstehende Uebersicht: 
Die Auf teilung der allgemeinen Ausnahmetarife nach Güterarten (ohne Kohl~) 

im Jahre 1951. 

Holz 
landwirtschaft!. Erzeugnisse und Dünger 
Seefische 
Land" u. Forstwirtschaft und Ernährung 
Baustoffe 
sonstige R'0hst'0ffe 
Mineralöl und "erzeugnisse 
übrige Güter 

Menge Erlöse tkm Entfernul1lr 
---::-=-""----:-:-::-----~-:------:-'---\S 

5,3 % 10,1 % 12,4 % 405 km -
39,6 % 42,1 % 49,9 % 220 km 

0,2 0/0 0,9 0/0 0,7 0/0 576 km 
45,1 0/0 53,1 IJ'o 63,0 % 244 km 
30,5 0/0 24,5% 22,7 0(0 130 km 
17,2 0/0 8,8% 5,2 0(0 53 km 
6,5 0/0 12,4% 8,3 % 224 km 
0,7 % 1,2 % 0,8 0(0 202 km 

insgesamt 100~ö'-;;J~-:iOo~0 % 100,0 ~'I) 174 kill 

Läßt man die Kohlen außer Ansatz, so stellte sich 1951 die mittlere Versandweite 
bei den allgemeinen Ausnahmetarifen auf 174 km. 
Die Begünstigungen durch allgemeine Ausnahmetarife sind sehr ungleich auf 
die v·erscMedenen Wirtschaftszweige verteilt. Sie kommen in erster Linie der 
Landwirtschaft und den Steinbrüchen bezw. der Bauwirtschaft zu Gute. 
Charakteristisch für die den Versand von Steinen, Kies und Sand begünstigen~ 
den .allgemeinen Ausnahmetarife ist ihre v,erhältnismäßig geringe mittlere Yer~ 
sandweHe. Sie betrug 1951 bei den Ausnahmetarifen 2 B 1 (Kies, Sand u. Steine), 
5 B 1 (W'egebaustoffe) und 3 B 2 (Baustoffe) 130 km. 
Sie gewähren gegenüber den Iarifklassen Fund G beträchtliche Ermäßigungen. 
Insg,esamt nimmt die Bundesbahn bei diesen drei allgemeinen Ausnahmetarifen 
Frachtausfälle von schätzungsweise 45 Mil!. DM in Kauf:17). Frachtausfälle sind 
aber nicht notwendig Verluste. Ein Blick auf die Stufenstatistik zeigt, daß dle 
überwiegend in verkehrsschw,achen Gegenden ansässigen Steinbrüche beim Y Cl'''' 

sand auf nahe Entfernungen auf die guten Dienste der Bundesbahn nicht ver" 
zichten wollen und können. Um so bedauerlicher ist es, daß der Straßenverkehr 

37) Di,e vom Vorfas&er g,enaunLen "Fr.1cJJluusfiille" cn/spl'OcllOn der Differenz ~wi5chell den im 
Fall der Anwendung de: HcgdLar\fs errt;iclllen Einna:hmen und den tatsächlichen grl,'j~Cll allS 
den bolro.f.f.endcn allgemel.ncn Ausnahmemnfen. 
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i~ z~mehmendem Umfang der Eisenbahn die trotz der niedrigen Frachtsätz.e 
fur SIe lohnenden Transporte an Steinen, Sand und Kies auf mittlere Entfernungen 
streitig macht. Auf diese Wdse wird es der Bundesbahn mehr und mehr un" 
~öglich gemacht, ihren gemeinwirtschaftlichen Pflichten gegenüber den durchweg 
In v,erkehrsschwachen Gegenden ansässigen Steinbrüchen nachzukommen. 
Sieht man vom AT 6 B 1 für Kohle ab, so zieht die eigentliche Industrie aus den 
allgemeinen Ausnahmetarifen nur geringen Nutzen. Zu Gunsten des Bergbaues 
~ind z,:,eiallgemeine Aus~~hmetarife eingeführt worden. Von gI'Oßer Bedeutung 
1St allem der AT 2 B 3 fur Bergwerkversatz. Er bestand bereits zur Zeit der 
Länderbahnen als AT 2 d für Stoffe zum Spülversatz. Der AT 2 B 3 gilt für 
Entfernungen von bis zu 100 km. 1951 gelangten nach diesem Tarif rd. 1,3 lVUll. t 
zur Abfertigung. Dabei 'ergab sich eine mittlere Y,ersandweite von nur 22 km. 
Die deutschen Eisenbahnen haben bei der Beförderung von Gütern der untersten 
Regeltarifklassen auf nahe Entfernungen stets Geld zugesetzt. Erst recht gilt dies 
von .einem Ausnahmetarif, dess,en Frachtsätze diejenigen der untersten Wagen" 
ladungsklasse um 36 bis 46,\)/0 unterschreiten. Der AT 2 B 3 ist ein echter, dem 
Wettbewerb anderer Y,erkehrsträg.er in keiner Wdse ausgesetzter Subventions:: 
tarif, bei dem die Bundesbahn dnen jährlichen Verlust von vielleicht 2 Mit!. DM 
erleidet. 

Zu den allgemeinen Ausnahmetarif.en zählt auch der AT 7 BI für Eisenerz. 
Er spielt aber für die Erzversorgung der dsenschaffenden Industrie nur eine 
untergeordnete R,olle. Von den tkm" Ldstungen sämtlicher Erztarife der Bundes? 
bahn entfielen 1951 nur 2,21% auf den AT 7 BI. Er gewährt gegenüber der 
Tarifklasse G Frachtermäßigungen von bis zu 17 % • 

Der Unterstützung der Kalkindustrie dient dcr AT 4 B 1 für Kalkstein und 
DoLomit. Es handelt sich um .einen der wcnigen allgemeinen Ausnahmetarifc 
mit regelmäßiger Tarifbildung. Seine Frachtsätze sind durch Abtarifierung von F 
auf G entstanden und gewähren somit 18 0(0 Ermäßigung. Sein V'erkchrs .. 
aufkümmen ist mit rd. 4,3 Mill. t rccht bcdcut,cnd. Da scinc mittlcre V crsand .. 
weite nur 57 km beträgt, kommt die Bundcsbahn bci dicscm Tarif kaum auf ihl'C 
Kosten. Ihre jährlichen Frachtausfälle dürfen mi t 1,5 Mill. DM angenommen werden. 
Die allgemeinen Ausnahmetarif'e für Mincralöl und dcssen Derivate sind Gcwinn .. 
träger der Eisenbahn. Die Bedeutung dcr allgcmeinen Ausnahmetarife für dcn 
industriellen Standort ist, wenn man den AT 6 B 1 dem Regcltarif zurechnet, 
äußerst gering. 
Im Interesse der Vermeidung einer Verteuerung der Lebenshaltung der breiten 
Massen ehensosehr wk in Erkenntnis der Notwendigkeit 'der Existenzsicherung 
der Landwirtschaft war die R,eichsbahn bemüht, bei der Einstufung der land" 
wirtschaftlichen Erzeugnisse in den Normaltarif häufig auf die Anwendung des 
Werttarifprinzips zu verzichten und darüber hinaus zahlreiche Ausnahmetarife 
zu erstellen. Da die R·eichsbahn aber auf ihre R'entabilität bedacht sein mußte, 
subventionierte praktisch die Industrie die Landwirlschaft38). 

Nur sehr wenige Erzeugnisse der Landwirtschaft gehören den oberen Wagen" 
ladungsklassen an. S'0 werden Butter, Käse, Eier, Milch, Fleisch und geschlachtete 
Tiere zur Wagenladungsklasse B befördert. In der Tarifklasse C befinden sich 
u. a. Flachs und Hanf, Oelfrüchte und Oelsaaten. Getreide, Hülsenfrüchte und 

38) Sieho llierzu amführlicll Pruu[ Sdhul7.-Ki{~sow, "Diü Förderung der Landwirtschaft durch die 
Güterlarifpolitik der Deutschen Heichsbahn", Zeitschrift für Vcrkehrswüssenschaft, 1!l50, lIefb 3, 
Seile 250/261. 
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Mühlenerzeugnisse wurden 1936 von C nach D abtarifiert. Für landwirtschaft~ 
liehe Maschinen, die ursprünglich der Klasse A zugewiesen waren, werden Seit 
1926 die Frachtsätze der Klasse C bezahlt. 

Die große Masse der landwirtschaftlichen Erzeugnisse, di,e zu Ernährungs" oder 
Futterzweck'en dienen, sind in die bei den untersten Klassen Fund G eingereiht. 
Nach F tarifier·en u. a. Gemüse sowie gedörrte Kartoffeln und Rüben zu Futter,: 
zwecken 39). Der Klasse G gehören Kartoffeln und frische Rüben an. Stalldünger 
tarifiert nach G. Künstlicher Dünger ist im allgemeinen der Klasse F zugewiesen. 
Gebrannter Kalk zu Düngerzwecken und Kalisalz'e mit einem Reingehalt VOn 

bis zu 42% gehören der Tarifklasse G an. 
Der hohe Anteil der im Interesse der Landwirtschaft ,erstellten Tarife am gesamkn 
Verkehrsaufkommen der allgemeinen Ausnahmetarife hat seinen guten Grund. 
Sieht man von der Tarifklasse B, welcher die höherwertigen Nahnmgsmittcl 
geradezu das Gepräge geben, ab, so ist der Regeltarif für Düngemittel und Er" 
zeugnisse der Landwirtschaft praktisch eine leere Form. Trotzdem ist die Land" 
wirtschaft an der günstigen Einstufung ihrer Erzeugnisse und Bedarfsgüter in 
den Regdtarif stark interessiert. Dies deshalb, weil sich die hohen Ermäßigungen 
der allgemeinen Ausnahmetarife auf vom Standpunkt der Belastbarkeit zu niedrio-e 
Tarifklassen beziehen. Erinnert sei auch an den hohen Anteil der Nebenklass~n 
beim Y'ersand vieler landwirtschaftlicher Erzeugnisse. Immer noch begünstigen 
verschiedene zu Gunst'en der Landwirtschaft erstellte allgemeine Ausnahmet.lrifc 
die Nehenklassen stärker als die Hauptklasse. Noch viel schwerer fällt aber ins 
Gewicht, daß es sich bei der großen Mehrzahl der Transporte der Bundesbahn 
an landwirtschaftlichen Erzeugnissen und Bedarfsgütern um Einzelsendungcn 
handelt. Für Güter dieser Art scheidet der Einsatz geschlossener Züge odcr 
ganzer Wagengruppen praktisch aus. 
Die heutigen Frachtsätz'e der untersten Regeltarifklassen nähern sich im Fa1l 
der Aufgabe der Güt'er in einzdnen \Vaggons bedenklich den Selbstkosten der 
Bundesbahn. Es ist sogar möglich, daß sie diese, wenn auch nur um ein Gcringcs, 
unterschreiten. Darüber besteht jedenfalls kein Zweifd, daß die Bundesbahn 
bei verschiedenen zu Gunsten der Landwirtschaft erstellten allgemeinen Aus" 
nahmetarifen erhebliche Y,erluste erleidet. 
Nach sorgfältig durchgeführten Erhebungen des Verfassers betragen die jäh" 
lichen Frachtausfälle der Bundesbahn bei den allgemeinen Ausnahmebrifen für 
Düngemittel und landwirtschaftliche Erzeugnisse .etwa 85 Mil!. DM. Hiervoll 
entfallen allein auf den Transport von Düngemitteln rd. 68 Mill. DM. 
Die Frachtopfer, welche die frühere R'eichsbahn bei der Versorgung der Land" 
wirtschaft mit Düngemitteln auf sich nehmen mußte, waren noch beträchtlich 
gr,ößer. Der AT 11 B 1 gewährte bei einem Y'erkehrsaufkommen von rd. 15 Mil!. t 
im Jahr 1938 bis in die jüngste Z'Cit hinein gegenüber der untersten Regdtarif" 
klasse Frachf.ermäßigungen von bis zu 74 %. 1951 wurden nach dem AT 11 ß 1 
id. 8,5 Mill. t Düngemittel abgefertigt. Seit dem 1. Januar 1952 betragen die 
Höchstermäßigungen des allgemeinen Düngemittelausnahmetarifs nur noch 57 \\0. 

1938 erzielte die Reichsbahn aus dem AT 11 B 1 eine mittlere Einnahme von 
1,70 Pf. je tkm (mittlere Yersandweite: 275 km). Im Oktober 1952 stellte sich der 
Durchschnittserlös der Bundesbahn bei diesem Tarif auf 4,19 Pf. je tkm (mittlere 

39) Hochwertiges Gemüse, wic ßlumcnkoh.l, grüne Erhsen, Gurkcn, Pilze unel Zwieheln gdiliY(,Il 
der Tari.fklasso E an. 
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':er~ndweite: 239 km). Der Index beträgt somit 246,5. Demgegenüber ergab 
SIC~ 1m Okt:ober .1952 beim gesamten Wagenladungsverkehr nach Ausnahme" 
tanfen nur eme Emnahmekennziffer (1938 = 100) von 196,7 4°). Trotz der starken 
Anh~bung d~r Fra~htsätz'e des AT 11 B 1 decken die Einnahmen aus dem all .. 
gememen Dungemlttel"Ausnahmetarif nicht die Selbstkosten. 
Subvenüonschar,akter besitz'en auch die allgemeinen Ausnahmetarife 16 B 1 für 
Kartoffeln, 15 B 5 für Gemüse und 19 B 2 für Futtermittel. Das Verkehrs .. 
aufkomme.n dieser drei Tarife betrug 1951 fast 3,4 Mill. t (davon Kartoffeln 
rd. ~,~ MUL t). Der AT 16 BI gewährt gegenüber der Tarifklasse G Fracht .. 
ermaßlgungen .von durchschnittlich 24 %. Ebenso bleiben die Frachtvergünsti.:: 
gu~?en der. belden anderen Tarife gegenüber denen des AT 11 B 1 beträchtlich 
z~ruck. Bel den allgemeinen Ausnahmetarifen 16 B 1, 16 B 5 und 19 B 2 nimmt 
dle Bundeshahn 'einen jährlichen Frachtausfall von etwa 13,6 Mil!. DM in Kauf. 
Von den t~"~~istungen der allgemeinen Ausnahmetarife (ohne Kohle) entfiel 
1951 fast dle Half te auf zu Gunsten der Landwirtschaft erstellte Tarife. AUer" 
dings habe ich, was vielleicht nicht ganz zulässig ist, die beiden allgemeinen 
Ausnahmet~rife 20 B 1 für Br:enntorf und 20 B 2 für Torfstreu dieser Gruppe 
der aIl~ememen Ausnahmetarife zugerechnet. Jedenfalls ist die Auffassung, die 
aIlgememen Ausnahmetarife v,erdankten ganz überwiegend dem Schutzbedürfnis 
der Landwirtschaft ihre Entstehung, irrig. 

Durchweg übersehen wird von den Gegnern jeglicher Förderung der Landwirt .. 
schaft durch Ausnahmetarife, daß sie an den besonderen Ausnahmetarif·cn nur 
in geringem Maß beteiligt ist. Zu nennen ist hier vor allem der AT 16 B 6 für 
Zuckerrüben. Er gilt von aUen Bahnhöfen nach allen Bahnhöfen auf Entfcl"'" 
nungen von mehr als 139 km. Er gewährt gegeni.iber der Klasse G zunächst nur 
Ermäßigungen von 2 %. Die Fr,achtv,ergünstigungen steigen aher sehr schnell 
auf 18 Ofo. Der AT 16 B 6 ist dn Kopphmgstal'if. Für je 5 t Zuckerriihen muß 
1 t Zucker mit dcr Bahn vcrladen wcrden. Wegcn seiner Bindung an eine 
Mindestmenge fällt auch dcr AT 18 B 2 für Wein und 0 hsts:iftc in die Gruppc 
der besonder,en Ausnahmetarife. Er stcllt auf den dcm Llstkraftwagcnwctthewerb 
ausges,etzten Entfernung,en die höchsten Frachtvergünstigungen zur Verfiigung. 
Sie betragen gegenüber Klasse A (Wdn) 13-32 % und gegenüher Klasse B 
(Obstsäfte) 13-27 %. Am 15. August 1952 erstellte die Bundesbahn schließlich 
den besonderen Ausnahmetarif 16 B 4 für frischen W.eißkohl zur Herstellung von 
Sauerkraut. Er gilt von allen nach allen Bahnhöfen auf Entfernungen von mehr 
als 249 km. Die Ermäßigungen gegenüber Klasse F betragen 17-35 0/0. W,esent" 
lieh geringere Frachtvergünstigungen genießt die 5"t" Nebenklasse. 

~:>ie Bundesbahn ist bei der B.~seiti~ng ihr,er K~i:egsschäden und der Befriedigung 
ihr'es Nachholbedarfs ganz uberwlegend auf ihre laufenden Einnahmen ange .. 
wiesen. Sie hat schwere politische Lasten übernehmen müssen. W,egen ihrer 
gemeinwirtschaftlichen Pflichten kann sie ihre kostenmäßige Ueberlegenheit 
weder g,egenüber dem Güterfernverkehr auf der Straße noch gegenüber der 
Binnenschiffahrt zur Geltung bringen. Der sich allen gemeinwirtschaftlichen 
Aufgaben entziehende Lastkraftwag'enverkehr nimmt der Bundesbahn in ständig 
wachsendem Umfang hochr'entable Transporte, besonders in den verkehrs dichten 

40) Bcim Wagcnladungsvcrkehr mit Ausnallm€tar~rcn wurden crziclt: 
miUlcro Vcrsandwci,to Erlöse jo tkm 

1938 
Oktoher 1952 

181 km 
219 km 

2,70 PI 
5,31 Pf 
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RelaHonen, ab. Jeder neue Kanal führt zu einer weiteren Beeinträchtigung der 
Betätigungsmöglichkeiten der Eisenbahn im allein lohnenden Knotenpllnhcn~ 
V,erkehr. Nur so erklärt sich die schwere Krise der Bundesbahn. 
Die Fortführung der gemeinwirtschaftlichen Eisenbahngütertarifpolitik ist Ctnsb 
haft in Frage gestellt. Solange der gegenwärtige Notstand anhält, wird die 
Bundesbahn auf einen Abbau aller Subventionstarife drängen müssen. Die Land" 
wirtschaft dürfte damit zu rechnen haben, daß in naher Zukunft die allgemeinen 
Ausnahmetarife 11 B 1, 16 BI, 16 B 5 und 19 B 2 zur Aufhebung gelangen. Das 
wäre tief bedauerlich. Käme ,es zur Beseitigung dieser Tarife, so ließe sich der 
gegenwärtige Intensitätsgrad der Landwirtschaft kaum aufrecht erhalten. Am 
schwersten würden von dieser Maßnahme die landwirtschaftlichen Betriebe in 
den ohnehin notleidenden Randgebieten betroffen. In diesem Falle wäre ohne 
hohe staatliche Subventionen die für Deutschland lebensnotwendige weitere 
Erzeugungssteigerung der Landwirtschaft undurchführbar. 
Die hier vertretene Auffassung wird sicherlich auf Kritik stoßen. AllgelO.ein 
wird das Schutzbedürfnis der Landwirtschaft heute bestritten. Bei Fortfall der 
allgemeinen Ausnahmetarife blieben, so heißt es, für die meisten Erzeugungs" und 
Bedarfsgüter der Landwirtschaft immer noch ,erhebliche Begünstigungen in den 
Fr,achtsäben übrig: Die niedrige Einstufung der Lebensmittel gegenüber gleich" 
wertigen Industriegütern, die gleiche Fracht auf wenig befahr,enen Nebenstrecken 
wie auf Str.ecken mit größter Verkehrsdichte, die bescheidenen, für nicht <lUSo< 

gdastete Wagen ,erhobenen Nebenklassenzuschläge, die den Frachtausfall nicht 
decken, u. a. m. Es wird auch bezweifelt, daß die Verbraucher aus den Frachb 
v'ergünstigungen der Landwirtschaft nennenswerte Vorteile ziehen 41). 
Die Landwirtschaft sollte sich nicht im Werkverkehr betätigen und beim Absat: 
ihrer hochwertigen Erzeugnisse sowie beim Bezug von Maschinen, Geräten llSW, 

soweit wie nur irgend möglich der Schiene den Vorzug geben. Angesichts der 
geschilderten V'ergünstigung,en der Landwirtschaft durch die Eisenbahngiiteu 
tarifpolitik hat die Bundesbahn dn Recht darauf, daß ihr auch die höherwertio-e!1 
Erzeugnisse zur Beförderung übergeben werden. Folgendes Beispiel zeigt, daß die 
Landwirtschaft sich dieser V,erpflichtung nicht immer bewußt ist. 

Zwecks Erleichterung der V,ersorgung der Großstädte mit Frischmilch führte die 
Reichshahn bereits am 1. Febmar 1922 dnen allgemeinen Ausnahmetarif für 
Milch ein. Da damals für den Milchversand nur der Stückgutverkehr in Frage 
kam, begünstigte der AT 25 BI lediglich die Milchbeförderung in kleinen Ge" 
fäßen. Der AT 25 BI, der auf Entfernungen bis zu 600 km gilt, gewährt heute 
gegenüber den Frachtsätzen für Stückgut über 1000 kg ohne Berücksichtigung der 
frachtfreien Beförderung der V,erpackung Ermäßigungen von 20-40 ~'o. 
Bis 1932 wies der AT 25 BI recht hohe V,erkehrszahlen auf. 1928 wurden fast 
3 Mill. t zu diesem Tarif abgefertigt. Die mittlere Versandweite stellte sich in 
diesem Jahr auf 60 km. Seitdem ,erfolgte dn unaufhaltsamer Rückgang der l'vlilch" 
beförderung auf der Eisenbahn. Die 1933 durchgeführte Begr'enzung der Einzugs~ 
gebiete der Großstädte für Milch begünstigte zweifellos das Aufkommen des 
W,erkverkehrs der Molkereien. Hauptursache für ihr,e wachsende Ausschaltun(T 
aus der Trinkmilchversorgung der nichtlandwirtschaftlichen Haushaltungen wa~ 
aber die Eisenbahn selbst. Sie hat es in den Jahren 1934 und 1935 versäulllt, 

41) Siehe hierzu Walthcr Beckert, "Umwälzung der Slandortsv\lrhiiltnisse dOI' Industrie dur .. ']' 
don Gütertarif der Eisenbahn", Milt, des IUwinisch-WcsHäIisdwll III9litufs für 'VirlsdIJJI,,­
forschung, Esson, IIdt 8/9 August/Septemher 1952, Seiw 179 ff. 
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sich auf den Behälterverkehr für Milch umzustellen. Dank des Einsatzes von 
Straßentan~wag~n konnten ~erkverkehr und gewerbliche Kraftwagenunter .. 
nehmer F~lsch.mllch zu den Satzen der Regeltarifklasse B befördern. Die Eisen .. 
bahn erWIes SIch sehr schnell in den verkehrsdichten Relationen dem Lastkraft .. 
wagen gegenüber als nicht mehr wettbewerbsfähig. Ihr Anteil an den gesamten 
~ilc~transporten sank von 75 % 1928 auf 20 % 1938 und beträgt zur Zeit im 
gunshgsten Fall 9 %. Nachstehende Uebersicht unterrichtet über: 

Die Beföl'!derung von Vollmilch auf der Eisenbahn 
1938 (R'CichsgeHet) 823833 t 
1949 194757 t == 100 
1950 153295 t = 78,7 
1951 121650 t = 62,4 
1952 100 406 t = 51,6 

Die .~ilchbeförderung ist heute eine Domäne der Straßentankwagen. Die völlige 
Zuruckv,erlegung der Milchtransporte auf die Schiene ist unmöglich. Milch~ 
Nahtransporte dürften auch in Zukunft dem Lastkraftwagen verbleiben. Milch" 
transporte ab 50 km sollten aber der Eisenbahn gesichert werden. 
~s besteht bereits ,ein besonder,er Ausnahmetarif für die Beförderung von Milch 
l~ Wagenladungen. Es handelt sich um den AT 25 B 2, der für regelmäßige, für 
dte Besatzungsmacht bestimmte Milchtransporte nach Frankfurt ab Delmenhorst 
und Strückhausen einen Satz zur Verfügung stellt, der zwischen D und E Hegt. 
Man kann vielleicht damit rechnen, daß die Bundesbahn auch für die deutschen 
Verbraucher in Kürze einen Ausnahmetarif für die Milchbeförderung in Tanks 
erstellen wird, dessen Frachtsätze etwa denjenigen des AT 25 B 2 entsprechen 
dürften. 
Kurz dngegangen sei noch auf die Holzt;lrifiel'Ul1g. Für die Erzeugnisse der 
deutschen Fm'stwirtschaft kommen die Wagcnladullgskbssen E, Fund G in 
Frage. Zur Zeit der Länderbahnen befanden sich die über 2,5 m bngen Ställ1lne 
in der gleichen Klasse wie Schnittholz. Dies, 'Obwohl nach dem bdCf.~ewicht 
40 % Frachtkosten 'erspart werden, wenn statt Rundholz die ;lUS den rohen 
Stämmen gewonnene Schnittware zum Versand gclm1gt. Hierin lag zweifellos 
eine Benachteiligung der Waldbesitzer zu Gunsten der örtlichen Sägewerke. 
Es ist daher verständlich, daß die Reichsbahn, die Schnittholz und beschlagenes 
H'olz zur Wagenladungsklasse E beförderte, Stammholz und Stangenholz in die 
nächstniedere Wagenladungsklasse Feingruppierte. Dies'er Tarifklasse gehören 
auch Eisenbahnschwellen und Tdegraphenstangen an. In der untersten \Vagen .. 
ladungsklasse befinden sich Gruben .. und Papierholz, Zellulose .. sowie Brennholz. 
Die Reichsbahn begnügte sich lange Zeit mit der Begünstigung der Forstwirt .. 
schaft durch besondere AusnahmetarHe. Erst 1937 führte sie allgemeine Aus" 
nahmetarife für Holz der Tarifklasse G ein. Heute gibt 'es drei allgemeine Aus .. 
nahmetarife. Die AT 1 B 34 für Grubenholz und 1 B 21 für Zellsroffholz sind 
bereits an anderer Stelle behandelt worden. Wiegen des starken Einbruchs des 
Lastkraftwagens in ihre Schnittholztransporte entschloß sich die Bundesbahn 1951 
zur Erstellung des AT 1 B 1 für Holz der Tarifklasse E. Er gewährt je nach 
Entfernung Ermäßigungen v'Ün 2-16 %. Da das Schnittholz stets das wichtigste 
Gut der Tarifklasse E war, werden s,eitdem nur noch geringe M,engen nach E 
zu~ Beförderung aufgegeben. Der Anteil der Tarifklass,e E am gesamten R'egel .. 
ta;lfaufkommen des Wagenladungsverkehrs ist, mengenmäßiK gesd1en, von 
3,.) % 1938 auf 0,2 % 1952 zurückgegangen. Läßt man den AT 6 BI unberiicb 
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sichtigt, so war H'Olz der Menge nach 1951 nur mit 5,3 °,'0 olm Verkehrsaufkommen 
der allgemeinen Ausnahmetarife beteiligt. Die jährlichen Frachtausfälle der 
Bundesbahn bei den allgemeinen Holzausnahmetarifen betragen schätzungsweL<;e 
11 bis 12 Mill. DM. I-Iieran ist Schnittholz nur mit 1 Mil!. DM beteiligt. Man 
muß sich aber hüten, in den Frachtausfällen Verluste zu ,erblicken. Davon ist 
bei H'Olz nicht die Rede. Wie die Landwirtschaft, so erfreut sich auch' die Forst~ 
wirtschaft heute nur weniger besonderer Ausnahmetarife. So entfielen 1951. 
mengenmäßig gesehen, v'Om Gesamtaufkommen der Gütergruppe 1 (Holz) der 
!Ausnahmetarife 92,S % auf die drd Holzausnahmetarife. Anders als bei den 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen und Bedarfsgütern ist die Bundesbahn bei Holz 
sehr stark dem Woettbewerb ander,er V,erkehrsmittel ausgesetzt. 

Wir sind nunmehr in der Lage, ein abschließendes Urteil über die allgemdnen 
Ausnahmetarife abzugehen. Die hart um ihr,e Existenz ringende Bundesbahn 
würde wohl am liebsten alle ,allgemeinen Ausnahmetarife, soweit sie nicht die 
Abwehr des Lastkraftwagenwettbewerbs erleichtern 'Oder sonst ihrem Eigen" 
interesse dienlich sind, aufheben. V'On anderer Seite wird die Auffassung ver" 
tr,eten, daß die Beseitigung der angeblich einseitig der Landwirtschaft zugute 
kommenden allgemeinen Ausnahmetarife eine Senkung der Frachtsätze der 
unteren R,egeltarifklassen und damit eine Wiederauseinanderziehung der Wert" 
staffd ermöglichen würde. 
Stellt man der Bundesbahn keine Anleihen zur Beseitigung ihrer Kriegsschäden 
und zur Befriedigung ihres Nachholbedarfs zur Verfügung, nimmt man ihr nicht 
den größten T,eil ihrer politischen Lasten ab und verzichtet man auf die Belastung 
des Straßenverkehrs mit dner zweckgebundenen Ausgleichsabgabe, dann ist die 
Befreiung der Bundesbahn von ihren gemeinwirtschaftlichen Aufgaben unver" 
meidbar. Dann können auch di'e allgemeinen Ausnahmetarife nicht mehr als 
Mittel des sozialen Lastenausgleichs verwandt werden. 
Wie die \Xf';ertstaffel, so ist auch der allgemeine Ausnahmetarif -ein Instrument 
der gemeinwirtschaftlichen Eisenbahngütertarifp'Olitik. Hauptnutznießer der aU". 
gemeinen Ausnahmetarif.e sind nicht die Ballungsräume, sondern die wirtschafts" 
schwachen Gebiete. Die gemeinwirtschaftliche Bedeutung der allgemeinen Aus" 
nahmetarife für landwirtschaftliche Erzeugnisse und Bedarfsgüter sowie für Hol:, 
Kies, Sand und Steine Hegt offen zu Tage. 

V. 
Es folgt nunmehr eine Betrachtung der besonderen Ausnahmetarife. Eine wirb 
lich exakte Auseinanderhaltung der beiden Gruppen der Ausnahmetarife ist 
unmöglich. V'erschiedene Ausnahmetarife wurden nur deshalb den besonderen 
:Ausnahmetarifen zugerechnet, weil sie erst ab bestimmten Entfernungen geltcn. 
!Andere Ausnahmetarife gelten zwar von und nach allen Stationen, gewähren aber 
erst ab einer bestimmten Entfernung Frachtv,ergünstigungen. Sie wurden tr'Ot::e 
(lem in die Liste der allgemeinen Ausnahmetarife aufgenommen. Die Grenzen 
zwischen den beiden Tarifgruppen sind also flüssig. 
Währ,end es sich bei den .allgemeinen Ausnahmetarifen ausschließlich um Binnen" 
tarife handelt, begünstigen zahlreiche besondere Ausnahmetarife zugleich dcn 
Auslandsverkehr. Obwohl ihr Anteil .am Verkehrsaufk'Ommen der besonderen 
Ausnahmetarife sehr groß ist, können sie im Rahmen dieser Arbeit nur gestreift 
werden. Es handelt sich hierbei um die Durchfuhrtarife und die den deutschen 

. Außenhandel über die trockenen und nassen Grenz,en fördernden Ausnahmetarife. 
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V'Om Gesamtversand nach Ausnahmetarifen entfielen 1951 der Menge nach nur 
37,6 % auf die bes'Onderen Ausnahmetarife. Die besonderen Ausnahmetarife 
haben aber ,eine wesentlich höhere mittler,e Versandweite als die allgemeinen 
Ausnahmetarife 112). Hieraus erklärt ,es sich, daß die beiden Tarifformen 1951 
praktisch zu gleichen T'eilen am Gesamtaufkommen des Wagenladungsverkehrs 
beteiligt war'en. Geht man von den Erlösen aus, so betrug der Anteil der be~ 
sonderen Ausnahm'etarife 43,S 0/0. 

Spieß bez'eichnete die besonderen Ausnahmetarife als die ,eigentlichen Ausnahme~ 
tarife 43). Das W,esen dieser Tarife ist, daß sie nicht allgemein gültig, sondern 
örtlich g,ebunden sind. Sie dienen dem Bedürfnis bestimmter V'ersand~ und 
Empfangsgebiete. Bei den besonder,en Ausnahmetarif·en herrscht 'eine so bunte 
Mannigfaltigkeit, daß es unmöglich ,erscheint, irgendein System aus ihnen ab" 
zulesen 44). Im Interesse ihres viels'eiti~en Einsatzes ließ man den Eisenbahnen 
bei der Frachtsatzbildung der besonderen Ausnahmetarife von je her völlig freie 
Hand. .. Gemeinsam ist den Sonderrege!ungen nur das Negative, daß man sich 
weder an dte allgemein gelt,ende Behandlung der Entfernungen, noch an die 
allgemein festgelegte Güterklassifikati'On hält, um eben Sonder bedürfnissen der 
V'Olkswirtschaft im übersehbaren Rahmen dienstbar zu sein."45) Auch Spieß 
betont, daß der formalen Abfassung der besonderen Ausnahmetarife in der Ver~ 
folgung der sachlichen Aufgaben Schranken nicht gesetzt sind. Nur kann die 
Volkswirtschaft der selbständigen Staatsbahn kein ausnahmetarifmäßiges Opfer 
zumuten, das die hetriebswirtschaftliche Eigenlebensfähigkeit der Bahn gefähr" 
den würde 46

). Sollte etwa die Regierung aus übergeordneten Gründen von der 
Eisenbahn Ausnahmetarifmaßnahmen fordern, durch di,e die Eigenexistcnz dcr 
Bahn in Gegenwart und Zukunft bedroht würde, so müßte sie dcr selbständigen 
Staatsbahn für das ihr damit zugemutete tarifarische Opfcr Entschädigung 
gewähren 17). 

Auch die besonderen Ausnahmetarife stehcn untcr dcm gcsctzlichen Zwang 
rcchtz.eitiger Veröffentlichung und positiv,cr Innchaltung. Gcrade wegcn dcr 
Unmöglichkeit, den unendlich mannigfachcn Trallsportbcdürfnisscn eincs hoch 
entwickelten Wirtschaftsgebietes mit eincm Tarifsystem zu dicncn, das im ganzcn 
v'On jederm.ann leicht zu überblicken ist, forderte Wiedcnfc1d flir die Ausnahmc~ 
tarife genau so wie für die &e~eltarife dic Tariftrcue 1B). 

Betriebspflicht, Tarifzwang und Beförderungspflicht setzen allerdings das. 
M'Onop'Ol der Eisenbahn voraus. HIerv'On ist aber seit langem keine Rede mehr. 
Wiedenfeld wies schon 1938 auf die ständig wachsende Einengung des Raumes 
hin, in dem sich die R'eichsbahn 'Ohne W'ettbewerber bewegen konnte. Verant~ 
wortlich Merfür waren nach Wiedenfeld der Einbruch des Kraftwagens in den 

42) 1951 ergaben sich folgende mittlere Entfernungen: 
allgemeine Ausnallmetarife: 179 km 
hcsondcre Ausnahmetarife: 299 km 

Von besonderem Einfluß auf die VersandweiLe der allgemeinen Ausnahmetarife sind die großeu 
Transporte an Stei.nell, Kies und Sand. ße~ diesen frac.htempftndlichen Massengütern überwiegen 
die nahen Entfernungen. 
43) W. Spieß a. u. O. Seite 100. 
(1) Wurt Wioo()nfeld ... Die Eisenbahn im Wi'rtschuflsleben", ßerlin 1938. S. 109. 
(5) 00. a. u. O. S. 110. 
dG) W. Spwß, a. a. O. S.105. 
d7) w. Spilel~, a. u. O. S.104. Si,ehe auch § 28 d~s ßundosbalmgesolzes Y. 13. 12. fit. 
48) Kurt Wied·cnfcld a. u. O. S. 110 unJd S. 4,1. 
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Güterfernverkehr und der Bau immer neuer KanäLe. Er bezweifelte, ob unter 
dieseri Umständen die Frachtsysteme strengen Tarifzwanges und freien \Xl ett" 
bewerbs noch nebeneinander bestehen könnten. Da er die Frage, üb der freie 
Wettbewerb auch für die Reichsbahn gelten könne, verneinte, sah \X'iedenfdd 
das Monopol im gesamten Landtransportwesen als unvermeidbar an 49). 
Nach Vogt lag vor dem ersten Wdtkrieg der Schwerpunkt der Tarifpolitik in den 
Regeltarifen und in allgemeinen, d. h. für das ganze Netz geltenden AUsnahme" 
tarifen. Seit der V,erreichlichung der deutschen Eisenbahnen ist man zu einer 
stärkeren Spezialisierung der Tarife übergegangen, indem man in größerem 
Umfang Ausnahmetarife für bestimmte Gegenden, bestimmte Waren, ja auch für 
einzelne Unternehmungen schuf50). Einer der Gründe für die stärkere Indivi" 
dualisierung der Eisenbahngütertarife war sicherlich die größere Kompliziertheit 
der Wirtschaft gegenüber der Zeit vor 1914 51

). Schon diese bedingte eine Ver" 
feinerung des Normaltarifs und die Vermehrung seiner Klassen sowie die veu 
stärkte Einführung von besonderen Ausnahmetarifen. 
Als vor n 'e h m s te Aufgabe der besünderen Ausnahmetarife gilt seit alters her 
ihr Einsatz in den Dienst d,er Raumordnung. Dabei muß allerdings 
mit allem Nachdruck darauf hingewiesen werden, daß die besonderen Ausnalune" 
tarife so gut wie niemals ,ein Instrument zur Beeinflussung des industriellen 
Standorts der F,ertigwarenindustrie gewesen sind. Diese Aufgabe lag und lieo-t 
vielmehr beim R'egeltarif und beim allgemeinen Kühlen ausnahmetarif. <> 

Hauptinhalt der gemeinwirtschaftlichen Eisenbahngütertarifpolitik ist die Gleich" 
heit der Tarife im Raum. Seit 1920 sind in Deutschland die Eisenbahngütertarife 
gleich, ohne Rücksicht darauf, ob die Güter über Strecken großer Verkehrsdichte 
und über betrieblich günstige Anlagen oder über abgelegene, schwach befahrene 
Nebenbahnen mit ungünstigen BetriebsverhäItnissen, mit vielen SteigunCTcn, 
Krümmungen, Kunstbauten und daher mit besonders hohen Selbstko~ten 
für die Eisenbahn laufen 52). Vün gleicher Bedeutung ist vom Standpunkt der 
Gemeinwirtschaftlichk'eit aus die den Eisenbahnen auferlegte Beförderungspflicht. 
Zum Wiesen der Gemeinwirlschaftlichkeit gehört aber auch die BegünstigunO" 
der Dez'entralisation und die Bekämpfung der Ballung der \Virtschaft. \'\lohl 
niemals zu verwirklichendes, aber stets anzustr'ebendes F.ernziel der deutschen 
Eisenbahngütertarifpolitik ist die Ausgleichung der Erzeugungs" und Absat::" 
bedingung,en der gesamten F.ertigw,arenindustrie. Der V,erfasser glaubt in seiner 
Schrift "Die Eisenbahngütertarifpolitik in ihrer Wirkung auf den industriellen 
Standort und die Raumordnung" den Nachweis ,erbracht zu haben, daß die 
deutschen Länderbahnen und in noch stärkerem Maß die Reichsbahn einen 
wichtigen Beitrag zum AusgLeich der Kostenunterschiede zwischen den dezen" 
tralisierten Zweigen der Fertigwarenindustrie und der Fertigwarenindustrie der 
Ballungsräume geliefert haben. Dieser große Erfolg ist nicht irgendwelchen be" 
sonderen Ausnahmetarifen, sondern dem Normaltarif und dem AT 6 B 1 zu ver" 
danken. Zu diesem Zweck gelangten Wert,,- und Entfernungsstaffel zum Einsat::. 
Diese, reine Einheit darstellenden Staffeln sicherten den dez,entralisierten ZweiCTell 
der F,ertigwarenindustrie die Aufrechterhaltung ihrer Existenz gegenüber ~lcr 

49) do. a. a. O. Se~te 45 his 60. 
60) J. Vogt, "Welche TarifpoIitik muß lwute die Deuts.che neichshahn-GcselI.schaft yerrol!!\.))\~)" 
Verkehrsprobleme der neicl!shahn, ßerlin 1932, S. 22. 0 

61) Deutsche Verkehrsprohleme der Gegemvart, a. a. O. S. 127. 
52) Walter Schmidt, "Leitgedanken der EisenbahngütertarifpoJi.tik", Leipzig 1938, S. 9. 
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mächtigen Fertigw,ar,enindustrie der Ballungsräume. Sowohl die überwiegend in 
den Waldgebirgen ansässige arheitsbetonte Industrie als auch die konsum" 
orientierte Kleinstadtindustrie wurden durch die seit 1920 sehr v,erstärkte An" 
wendung der W,ertstaHel noch mehr gefördert als durch den allgemeinen Ueber" 
gang zur Entfernungsstaffel. Bemerkenswerterweise verschloß sich die R,eichs" 
bahn selbst unter Vlerletzung des W'erttarifprinzips allen Wünschen auf Ab" 
tarifierung von Fertigwaren, wenn hierdurch eine V,erschiebung der W,ettbewerbs" 
bedingungen der F,ertigwar,enindustrie zugunsten der Ballungsräume zu erwarten 
war. 

Die ,ersten besonder,en Ausnahmetarife war,en Notstandstarife. Artikel 16 der 
alten Reichsverfassung vom 16. April 1871 verpfli]tete die Eis,enbahnverwaltungen 
bei dntrdenden Notständen, insbesonder,e bei ungewöhnlicher Teuerung der 
Lebensmittd, für den Transport namentlich von Getr,eide, Mehl, Hülsenfrüchten 
und Kartoffeln z,eitw,eise einen dem Bedürfnis ,entspl'echenden, vom Kaiser auf 
Vorschlag des betr,eHenden Bundesratsausschusses festzustellenden niedrigen 
Spezialtarif dnzuführ,en. Ursprünglich war es der Sinn des Notstandstarifs, 
Gegenden zu unterstützen, über die in Gestalt von Katastrophen, wie Mißernten, 
Ueberschwemmungen usw. ein Unglück hereingebr.ochen war. Im Lauf der Zeit 
ging man aber dazu über, Notstandstarife bestimmten Zweigen der rohstoff" 
schaHenden Industrie zu gewähr,en, die aus Gründen des technischen Fortschritts 
ihre Woettbewerbsfähigkeit ,eingebüßt hatten. Charakteristisch hierfür sind die 

. Siegerländer Notstandstarife für Eisenerz und Kohle vom Jahre 1886, die heute 
noch 'existier,en, sowie die besonderen Ausnahmetarife für Eisenerz zugunsten 
der 'Überschlesischen Hochofenwerke und Eisenhütten. Es kam in der Folge auch 
dazu, daß besondere Ausnahmetarife zum Ausgleich der durch den Ausbau der 
Wasserstraßen und des Eisenbahnnetzes sowie aus anderen Gründen eingetreknen 
Wdtbewerbsv,erschiebungen innerhalb der verschiedenen Standorte der eisen .. 
schaffenden IndustrLe gewährt wurden. Es handelte sich hierbei mn (HI! Ruhr" 
M'Üsel"Tarife zum Ausgleich für den Verzicht auf die Saar~Mosel~K.111alisiel'tlng. 
Damit trat zu der Krisen" und Erhaltungsfunktioll der Notstandstarife zugleich 
die Aufg.ahe des Ausgleiches. Es handelte sich zuletzt nicht mehr üherwicgemt 
um Maßnahmen zur Ueherwindung vorüberg,ehender Notstände, sondern um den 
dauernden Ausgleich ungünstiger Produktionshedingungell bestimmter Illtlllstrie~ 
revier'e. 

Es muß aber mit allem Nachdruck betont werden, daß das Mittel der Notstands", 
tarife lediglich in den Dienst der Verhinderung der Existenzgcfährdung not" 
leidender Standorte des Kohlenbergbaus, der Erzgruben und der eis·enschaffenden 
Industrie g,estellt wurde. Dasselbe gilt von den zum Zweck des Ausgleichs von 
ProoduktLonskostenunterschieden verschiedener Industrierevier'e erstellten besan" 
deren Ausnahmetarifen. Anträge der Fertigwarenindustrie auf Gewährung v"n 
ähnlichen Hilfs" und Ausgleichsrnaßnahmen wurden grundsätzlich abgelehnP1). 
Ihre Belange wurden vielmehr, wie bereits dargestellt, mit Hilfe einer ~eschickten 
Handhabung der W,ert:: und Entfernungsstaffel über den Normaltanf gewahrt. 
Natürlich z'og auch die dez'entralisierte Fertigwarenindustrie aus der Gesund" 
erhaltung der rohstoffschaffenden Industrie ihr,er Räume großen Nutzen. 

53) AIs Beispiel für die v,crgehli,ehcn BCI~IÜhlll~gC!\ dcr FcrLigwal'Cltindustri,e he;;tinll.nlc.r T:,ilrälll~Q 
um Ei,nräumung hcsondc,rcr Ausnahm0tardo SCI ("'1.\ Antrag der Schmalkald{mcl' Klelllc'lscmndll5Lno 
genannt. Si.ehe hierzu Sehulz-Kicsow a. a. O. Seile 184ff. 
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, Z l~se POlitik Wu d ~.~~..::~~.:.:sow 
elt der L" d r e V'on d R' -----_____ --

Dienst d an erbahnen w er leIehsbahn üb 
Geb' er aktiven St urde das Mitt 1 d ernommen. Noch intensiver als zur 
lieh let br,aehte der V.an.dortsbeeinfluss; , er besonderen Ausnahmetarife in den 
in Sarro.ßen Fraehtv:e~rrahr,~splan6i). B~g gestellt. Den Höhepunkt auf diesem 
derer zgüter und in SÜ~dnstigungen erm··ol.dere Ausnahmetarife mit ungewöhn? 
lieh A~sna.h::tnetarife fü eut~ehLand. Es k: lehten den Abbau eisenarmer Erze 
indusf~rtngere Ermäß' r Buttenkohle llUd~kauch zur Erstellung weiterer besan? 
Förde rte lerfuhr durehI~ngen als die E ~ ~ks, doch gewährten diese wesent1 
wi rung. Nach w' esondere Au rztarlfe, Auch die junge Zellwolle ... 
be:gbUSSchIießIich imlb~'or standen ab:~~~m~arife ~ der &eichsbahn eine starke 
ZUr B:u~: Nur in ganz lenst der rohstoffs h esondel'en Ausnahmetarife so gut 
sonde~:unstigung der F ve~einzeIten FäHe c affenden Industrie und des Kohlen'< 
bereits ~usna1ui1etarife ertigw,arenindustr,n entschloß sich die Reichsbahn auch 
eines Bflflh'erten Schrift ~. Als BeisPiel hiel~.!,ohstoffarmer Teilräume durch be ... 
nahm e~ veredeIun Inen besondere r ur nannte Walter Schmidt in seiner 
stiger eg~llnen dortige~si':~~s ~m Elbsandstusnb~etatif für den Rohstoffbezil 
Der "\0 egenes Werk in -w,e hätte sehließlUge lrge, das 'Ohne diese HiIfs~ " 
ßerem'YJasser setzte s' h lestdeutschland h~ und seine Erzleugung auf ein gun .. 
stimmt mfang den JC VOr dem Kri atte umlegen müssen. 55) . 
zelnen ~~lSonderfäl1en b:entrdalisierten '~~ ~afür ein, daß die Reichsbahn in gröf 

lrte ,er h' son ere A' eIgen der F' d' ' bel ,"D 17. lerzu au ' usnahm t 'c ertigwarenin ustrie in . 
S"t,er l.·lertIgwal1en s. e arlI'e ZUr Verfügung stellte. Im elD? 

a Z'en de N v.ersand ' 
nahm s ormalta 'E lnnerhalb d 
deren e~~rife zuguns~~s erEolgen. Im e1,Reiches wird in aller Zukunft ZU de~ 
tikale Sta~1dorte so 'Ungü de:entra1isierte~nzenv.erkehr können besondere A~~" 
brück "dung der F nstIg sind d ß Welge der FertiQWarenindustr1e, 
stoffe~n konnen, ledigrhht~ätze d~s N weder ~ie hOrizüntale nüch di~. ver" 
gehen ~ni ~ohp1.10duk~ dIe AUfgabe hbaltarlfs ihre Schwierigkeiten ubr 
leidencleru; besondere ~ wesentlich zu a eh' ihren Bezug an Kühlen, R,o ~ 
~1ie Zahl d l'~duktionsgebi UsnahInetarH)e f~r i~1ig:n, Würde man dazU über; 
Jeden FaII el A,UsnahU1e e~e d,er F,erti W r ,FertIgwaren im Interesse .~ot 
Ausnahmetve.rInleden w/':{lfe geradez~ ;renlU?Ustrie zu erstellen, sü wurdE 
Deutsche arl~e auf R. l' en. Aber a an,taShsch wachsen. Das muß aU 
gen im Sr .ReIChSbahn oh: lInd Bl1en uch dl!e Beschränkung der besonderen 

. das ganze ~~:iner ,gIeich::~~ Möglichk:~~ffe sO~ie Halbfabrikate gibt Je: 
DIe Erstell Ich llllt herb .aßIg,eren "\0ert -tn, regkonalc Standortsveränderun 
der Stand ung besond elzuführen," 56) el ung der Fertigwarenindustrie über 
und B Orte der derer AUsn h 
durch d:nnsvO[fen e:.entralisiert: InetariEe zu u 'd 4 

~ntlan",:t Spaltun 'rire zWeifelL n .B~rtigware~i~ten ,der y.ersorgung not1e1 . eh; 
1st es b her Ostzon

g 
eutschland Os ICIn wirks ustrle mIt Vorprüdukten, RJo 

außer zu edauern '~grenz'e 'ents s Und das FI ~hes, Mittel zur Bekämpfung, er 
nalun, Stande fiihit a~ die seIb ~ndenen sch Uc tllngsproblem in den Gebieten 
die V:~h~Ißerhalb 'ddte reVierE~r:m ihren B~sete~ t~schaftskrise, Um S01ll7hh 
~niss'e w es Norlllalt ,e Fertigwar a? amp17ende Bundesbahn Slß ::) SL~11e hi "enn Bund u~ifi "ZUSätzIichn~ndustri'e durch tarifliche ~a ; 
6G? r'a1tel' S:hzu ,auSfi.il11']j{)"Q ander Sich b u ~nte.:stützen. Anders laghn ChUlt-I\ies lllidt, a. a, 0 ~ulz-1(j,c erelt fanden, die Bundesba 

OIV, a. Q. 0 . ~()).te 13 SOIV a. a, 0 . 
. Seite 268: . SeIle 269, 
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~~r ~ie. hierd~.rch ,entstehenden Fr~chtausf?lle ~chadlos zu lulten. Allein mit 
t ac thllEcn fur den V,ersand besttmmter 1m relgenen Raum anfallender Roh" 

s oH~ und Erz,eugnissle läßt sich die Notlage in Oberfranken, in der Oberpfalz 
~nd In Nilederbayrern nicht überwinden. Aehnlich liegen die Verhältnisse in 
chleswig"Holstein und in den östlichen Teilen Niedersachsens und Hessens. 

~ie ~undesbahn hat zahheiche besonder,e Ausnahmetarife, die dem Vierjahres" ran ~hrre Entstehung VIerdankten, aufgehoben. Die bes:onderen Ausnahmetarife 
IIr EIsenerz und Kohle sind aber nach wie v,or in Kraft. 
~om ,öffentlichen GütervIerkehr der Bundesbahn entfielen 1951 der Menge nach' 

,60;0 und tkm"mäßig sogar 43,5 % auf die Kiohlentransporte. Die Güter der 
M'Üntan"Union (Kühle, Erz und Eisen) sind, mengenmäßig gesehen mit rd. 50'>;0 
.lm frachtpflichtig.en Güterv,erk,ehr der Bundesbahn beteiligt, 
Auch das Schwergewicht der besonderen Ausnahmetarife liegt bei Kühle und 
Xrz, 1951 be.trug der Anteil der Kiohle am Gesa~taufk~mmen der ~esonderen 

usnahmetanfe 45,4 0/0, Die Erze beanspruchten 1m gleIchen Jahr eme Quote 
Von 19,60

/0, Kohle und Erz zusammen 'erz1elten somit einen Anteil am gesamten 
ersand nach besonderen Ausnahmetarifen vron 650/0. 

~ie Be~eutung der besonder,en Ausnahmetarif~ al~ Mitte! zum Ausg~eich yon 
üI~oduk~.lOnskostenunterschieden innerhalb der Elsenmdus~ne darf aI1erd~ngsll1cht 
"crschatzt wlerden. So waren 1951 die zugunsten der m den ErZl.1eVleren an" 

sassigen Hüchofen" &ohstahl" und Walzwerken erstellten Ausnahmetarife nur fit rd, 10% am ge~amten Verke11rsaufkommen der bes.onderlen Ausnahmetarife 
Ur K'ohle (ind. der Verhandstarife für K'Ü111e) beteiligt. Hauptaufgabe der be .. 

Sonderen AusnahmetarHe für Kühlen ist die Förderung der deutschen Kohlen" 
aUsfuhr über die trock'enen und nassen Grenzen. 

Die bcsonder'en Ausnahmetarife für Eisenerz steHen keine Subvlentionierung der 
~uhr"Eisenindustrie dar. Sire ist vor dem Kriege infolgc der natiol1alwirtsdl.1ft~ 
hchen Abschirmungspolitik der Rleichsr,egierung zur V,erhüttung eisenarmer Idc" 
~eliger heimischer Erz,e gezwungen worden und hat dies mit einer Steigerung 
lhrer Selbstkosten bezahlen müss,en, 
bie süd" und mitteldeutschen Viorkommen aneisenarmen Er~en v~rdankcn 
ZWeifeUos Autarkiebestr,ebungen ihre Erschließung, Wenn aber Ihre Ford~rung 
nach dem letzten Kriege ständig gesteigert wurde, so doch nt~r deshalb, weIL der 
tur'ÜPäischen Eislenindustrie hochwertige Eisenerz·e nur noch m begrenztem Um" 
fange Zur V,erfügung stehen, Bezreichnenderweise hat nicht Deutsc~land, ,son~er,n 
Großbritannien mit der V,erhüttung kieselsäurehaltiger .gering:ver~lger el?hclml" 
Scher Erze begonnen. In Folge des starken Ausbaues semer Elsenl11dustne kann 
Fr"nkr ' h ' .. t' t P"Il ]"a"hr11'ch 2 Mill t Eisenerze nach Deutschland aus" 

" q ,elC 1m guns Igs en ~ . . d " k 
fl1hren, Die Qualität der lüthringischen Mmette geht dauern zuruc. . 
bl'e F" d d d t hen Erzbergbaues ist keine Rückkehr zum natIonal" , 01' erung es ,eu sc ,. , 1 h ' E' ~ 
WIrtSchaftlichen Denken sondern wegen der KnappheIt an lOC wertlgen Is~n~ 
erzen' d Wi' lt dne europäische Verpflichtung der BundesrepubItk. 
tr In . er ganz:en ,e E . F tf II ß 
r.,IOlnmen die besonderen Ausnalunetai:ife für eisen?~!e rze:t <~!/ b ' sb ~\:. 
f~lIs sich nicht die Bundesregierung zur Subventiomerung er ru en erel" 
fInden sollte ihrre Gewinnung dngesteI1t werden, 
bie R hr E: '.d tr' d der deutsche Erzbergbau halten den Erzverkehr 
, u" lsenm us le un Z" f" die Bundesbahn selbst dann 
In r,egeImäßig fahrenden geschlossenen ugen ur G b " kk h' D' 
für Wirtschaftlich wenn die Güterwagen leer zur ru e zuruc elen. tC , 
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Selbstkosten des planmäßigen Erzverkehrs in Großraumgüterzügen sind zwei_ 
fellos ungewöhnlich ni,edrig. Es ist vielleicht möglich, daß der AT 7 B 35 fii~ 
mitteldeutsche Eisenerze, der gegenüber der Tarifklasse G Ermäßigungen vo~ 
7~ bi~ 80% gewährt, gerade seine vollen Selbstkosten deckt. Die hohen Yet" 
gunstlgungen des AT 7 B 35 werden aber durch den Vorteil der teilweisen Yet" 
bindung des Erztransports mit Kohlentransporten voll kompensiert. Die Fracht" 
ermäßigungen des AT 6 B 33 für Kohlen nach dem Salzgitterrevier betracre'1 
zudem gegenüber dem AT 6 BI nur 45 bis 57%. Aehnlich liegen die Verh~IL 
nisse beim besonderen Ausnahmetarif 7 S 2 für Eisenerz überseeischer Herkunft 
mit seinen hohen Ermäßigungen von 56 bis 82 0/0. Zwischen Emden, Bremen unQ 
Nordenham einerseits und dem Ruhrgebiet andererseits besteht ein regelmäßirret 
Pendelverkehr Erz-Kohlen. Die Fr,achtv,ergünstigungen des AT 6 B 11 füt 
Ausfuhr"K'ohle betragen 66 0/0. 

Sowohl die Zahl wie die Bedeutung der ausschließlich im Interesse der Industrie" 
förderung eingeführten hesondel1en Ausnahmetarife ist gering. Nur Tarife dieset 
Art werden von den Tariffachleuten der Bundesbahn als Subventionstarife be" 
zeichnet. Bemerkenswerterweise gewähren die reinen Unterstützungstarife durch= 
weg geringere Fr,achtermäßigungen als die Verkehrserhaltungs" und Wettbewerbs= 
tarife. Im Gegensatz zu den allgemeinen Ausnahmetarifen für landwirtschaft" 
liche Erzeugnisse und Bedarfsgüter sichern die besonder,en Ausnahmetarife mit 
reinem Unterstützungscharakter im allgemeinen beträchtliche Ueberschüsse. An" 
ders liegen die V,erhältnisse lediglich bei den Binnenumschlagtarifen. Der AT 
~ U 1, dessen Verkehrsaufkommen mit 4,1 MU!. t 1951 sehr gwß ist und der gecrcn" 
ubcr dcm AT 6 B 1 Ermäßigungen von 9 bis 20% gewährt, ist für die Bundes" 
b~hn wegcn seiner geringen mittler,en Versandweitc und des hohen Anteils der 
Emzds~ndungeneine Quelle hoher Verluste. Für die Bundesbahn dürftc jeden" 
falls kem Anlaß bestehen, besondere Ausnahmetarife, die aus Gründcn der In" 
dustrie"Unterstützung eingeführt wurden, aufzuheben. Der große Anteil der 
~et~bewerbstarife am Gesamtaufkommen der besonderien Ausnahmetarife erklärt 
sIch In ,erster Linie aus dem Bedürfnis, hei der Durchfuhr und dem Außenhandel 
dem Wettbewerb fremder W,ege und Häfen zu begegnen. 

Es wird oft behauptet, daß der Eisenbahngütertarif Maßgröße für die Befördc" 
r~mgspreise der übrigen V,erkehrsträger sei. Bei den bcsonderen Ausnahmetarifen 
h.egen die Verhältnisse durchweg umgekehrt. Der V,erfasser kennt keincn ein" 
zlge? Ausnahmetarif, der mit der Absicht, der Binnenschiffahrt Transportc zu 
~ntziehen,erstellt wurde. Richtig ist vIelmehr, daß die Eisenbahn sich lediglich 
Im Fall des Einbruchs der Binnertschiffahrt in ihren Massengutvcrkehr genötigt 
sah, zum Zweck der Verkehrs,erhaltung besondere Ausnahmetarife .einzuführen. 

D~e B~ndeshahn nimmt bei der Erstellung ihrer besonder,en Ausnahmetarife stets 
RucksIcht auf die Belange der Binnenschiffahrt. Im Zuge des Vierjahresplans 
gelangte der AT 7 B 26 für Doggererz'e zur Einführung. Seit 1937 gilt der 
AT 7 U 4 für den Versand von Doggererzen nach den Häfen am Oberrhein, Main 
und Neckar. Beide Tarife gewähren sehr hohe Frachtvergünstigungen. 

At~ch hei den mitteldeutschen Eisenerzen (Salzgittergebiet) kam es schon vor dem 
~rt~?e ::u >einem Interessenausgleich zwischen Eisenbahn und Binnenschiffahrt. 
d egunshgt der AT 7 B 35 den geschlossenen Bahnweg, sü fördert der AT 7 U 6 

en kgebrochenen Verkehr. Der AT 7 U 6 gewährt trotz der geringen Zulauf" 
stree e Ermäßigungen bis zu 680/0. 
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Die Ausfuhrsätzc des AT 6 B 11 für Kohle und der AT 7 S 2 für Eisenerz 
gewähr'cn den Ems" und Wasserhäfen auf dem Bahnweg nach und von der Ruhr 
lediglich die Gleichstellung mit den Aufwendungen des gebrochenen Verkehrs 
der trockenen Ruhrzechcn und Ruhrhütten mit Rotterdam. Auch den Seehafen;: 
ausfuhrtarifen 8 S 1 für Eisen und 8 S 2 für Eisenwaren, Maschinen usw. (das" 
seIbe gUt von sämtlichen Seehafentarifen) liegen, was den Hinterlandvierkehr der 
dcutschen Seehäfen mit den umstrittenen Gebieten anbelangt, ausschließlich die 
Küsten des kombinierten Eisenhahn;:Rheinwcges nach Rotterdam zugrunde. Unter 
diesen Umständen können die Seehafentarife die standortgemäßen K,osten der 
Ruhr"Eisenindustrie und des deutschen Kohlenbergbaus gar nicht verfälschen. 

Die Tarifdifferenzicerung gr,eift zweifellos durch die Ausnahmetarife mit ihren 
zum TeU außel10rdentlich starken Ermäßigungen über das Spannungsverhältnis 
des Rcgeltarifs weit hinaus. Auf diese Weise st,ellt sich das Spannungsverhältnis 
zwischen der RegeItarifklasse A und dem niedrigsten Ausnahmetarif für Güter 
der Tarifklasse G auf 100: 12. Hieraus ist die Auffassung entstanden, daß die 
Ausnahmetarife für Kohle und geringwertige Massengüter nur die auf diesen 
Verkehr ,entfallenden Betriebskosten, teilweise sogar nicht einmal die Selbstkosten 
des Mitläuf,er",erkehrs decken. Voll Besorgnis hat die Binnenschiffahrt immer 
wieder auf das gewaltige Y,erkehrsaufkommen der Ausnahmetarife hingewiesen. 
Nach ihrer Meinung hat sich die Eisenbahn bei der Anwendung der W·ertstaffe1 
nicht darauf beschränkt, die Massengüter beförderungsfähig zu machen. Durch 
immer weitere W,ertdifferenzierung auf dem W,ege der Ausnahmetarife sei vieI 
Massengutverkehr von den Binnenwasserstraßen auf die Schiene hcrübergczogen 
worden. 57) 

Der Verfasser, der mit der Selbstkostenstruktur der Eis,enbahnen vertraut ist, 
glaubt sich nicht von der Wirklichkeit zu ,entfcrnen, wenn er behauptet, daß mit 
Ausnahme der Binnenumschlagstarife kein bcsondcrer Ausnahmetarif seinc vollcn 
anteiligen Selbstkosten unterschreitet. Sicherlich sind die Höchstcrmäßigungen 
der besonderen Ausnahmetarife größer als diejenigen, dcr allgcmeinen Ausnahme" 
tarife. Es darf aber nicht übersehen werden, daß der größte Teil der nach besan:, 
deren Ausnahmetarifen tarifiercnden Güter in geschlossencn Zügen oder in 
\'\1 agengruppen zum V,ersand aufgegeben wird. Hierfür nur ein Beispiel. 

Es ist durchaus möglich, daß die Bundesbahn bei der Beförderung von Gruben;: 
holz in dnzelnen Waggons aus den bayrischen Waldgebiet,en nach dem Ruhr" 
gebiet mit den Frachtsätzen des AT 1 B 34 nicht auskommt. Völlig anders liegen 
aber dic Y,crhältnisse, wenn Lübecker Importeure Grubenholz in ganzen Schiffs;: 
ladungen aus Skandinavien beziehen und 'es in ganzen Zügen oder Zugteilen nach 
dem Ruhrgebiet zum V,ersand bringen. Da dIe Bundesbahn auch in di,esem Fall 
den AT 1 B 34 anwendet, nahmen 1952 'l/I der deutschen Grubenholzeinfuhr den 
W·eg über die Benelux"Häfen und den Rhein. Würde dj.e Bundesbahn einem 
Antrag der Lübecker Haf,engesellschaft stattgeben und einen besonderen Aus" 
nahmetarif für die Einfuhr von Grubenholz mit etwas größeren Frachtvergün" 
stigungen, als sie der AT 1 B 34 gewährt, erstellen, so hätte dies für Liibeck und 
andere deutsche Seehäfen eine angemessene Beteiligung an der deutschen Gruben" 
holzeinfuhr und für die Bundesbahn zusätzliche wirklich rentable Transporte 
zur Folge. 

67) Guo Most, "Dio Tarifpoliti,k der Deutschen n~ichsbahn", Mannlwim 1918, S. 'W. 
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Bedauerlicherwei ' d d' F hts"t der Ausnahmetarife seit 1951 ,:och stärker 
1 '" se sm Ie rac a ze d Re e1tarifs erhoht worden 

a s dIejenIgen der untersten Wagenladungsklassen, eS
d 

gR It' f 2348 D . 
Bei 200 km beträgt der Frachtindex für die Klasse G ,es ege an s ,. em~ 
gegenüber betragen die Frachtkosten für Hüttenkohle von Boc~ul nt~~1 W~tllar 
(185 km) nach dem besonderen Ausnahmetarif 6 B 30 151°(0 me la 1. .. l' e .m~ 
lich liegen die Verhältnisse bei allen übrigen Ausnahmetanfen. m 10C lsten sll1d 
die Frachtsteigerungen bei den Seehafentarifen. 

Nach Meinung der Binnenschiffahrt darf unter keinen Umst~nden .am H~upt~ 
, inhalt der Gemeinwirtschaftlichkeit des deutschen Eisenbahngu!ertanfs .geruttelt 

werden. Gedacht wird hierbei in erster Linie an Beförderungspfhcht, J. anf~wang, 
Tarif~OeHent1ichkeit und Tarifgleichheit. Besondel'ien Wrert legt 1 .Ie B:n~en~ 
schiffahrt auf die Beibehaltung der Verpflichtu,ug der B~hnzuk f ed.hhaßlge~ 
Berechnung der Beförderungsprdse ohne RücksIcht" auf ~Ie Ver errs.Ic tc odet 
die Anlage" und Betriebskosten (Gebirgsgegenden) 08) SIe hat a~lch ~llchts gegen 
Subv,entionstarife zugunsten der Industrie einzuwenden, wenn dIese Ihren Stand" 
ort außerhalb der Einzugsgebiete der Binnenwasserst~aßen hat. Dage?"en sollte 
aber nach Meinung der Binnenschiffahrt sonst vermle.den werden, wlrts~hafts~ 
politische Ziele über Ausnahmetarife zu erreichen. DIe Vertrreter der Bmnen" 
schiffahrt befürchten allerdings, daß der Bundesbah? auch in Zukunft die För~ 
derung bestimmrer Industrien oder Wirtschaftsgeblete. du~ch beso~dere Aus" 
nahmetarife zugemutet wird. In diesem Fall erhebt dIe Bmnensc~~lffa!1rt aber 
Anspruch auf entsprechende Binnenumschlagtarife. Der Verfasser halt dIese F or" 
derung für nicht gerechtfertigt, 

Se~t der Verstaatlichung der deutschen Eisenbahnen ka~n von~inem echten 
Leistungswettbewerb zwischen Eisenbahn und Binnenschiffahrt mcht mehr ge~ 
sprochen werden. Es ist nicht nur der moderne Lastkraftwagen, sondern auch die 
Binnenschiffahrt Nutznießer des gemeinwirtschaftlichen deutschen Eisenbahn" 
gütertarifs. Wie die Eisenbahnen wegen der Anwendung des Belastbarkeits" 
prinzips ,einen nicht geringen Teil ihrer Transporte an den viel Geld einbringen" 
den Gütern der oberen T,arifklassen an den Straßenv,erkehr haben abgeben müs~ 
sen, so bedeutet der V'erzicht auf den vollen Einsatz der M'engenstaffel bei der 
Frachtsatzbildung für Massengüter 'eine Beschränkung der natürlichen W,eU" 
bewerbsfähigkeit der Eisenbahn gegenüber der Binnenschiffahrt. Zu einer nicht 
unbedenklichen Aushöhlung des gemeinwirtschaftlichen Eisenbahngütertarifs 
durch die Binnenschiffahrt ist res aber ,erst gekommen, seitdem in Deutschland 
auch im Fall der kostenmäßigen Ueberlegenheit geschlossener Züge auf den cnt" 
spr,echenden Parallelstrecken künstliche Wasserstraßen gebaut werden. Da solche 
Kanäle hoch rentable Massenguttransporte auf weite Entfernungen der Bundes" 
bahn ,entziehen, fehlen ihr am Ende die Mittel zur Abdeckung ihrer Verluste 
bei der Bedienung verkehrsschwacher Gebiete. Die Binnenschiffahrt darf unter 
keinen Umständen das Schicksal der amerikanischen Flußschiffahrt erleiden. Es 
wäre aber unverantwortlich, die Fortführung des gemeinwirtschaftlichen Eisen;: 
bahngütertarifs durch neue, volkswirtschaftlich nicht gerechtfertigte Kanalbautell 
in Frage zu stellen. 

Es ist daher verständlich, daß Pirath für reine Belastung auch der Binnenschiffahrt 
mit ,einer Ausgleichsabgabe plädiert. Dabei sollte diese aber seiner Meinung nach 

58) Recht aufsChlußreich ist in dieser Hinsi'cht der hereits zitiorte Aufs.atz von F. J. Schroiff Zur 
Verkehrslage auf den Wasserstraßen", a. a. O. S. 198. ' " 

Die Ausnalllnetarifo in ihrer Bedeutung für diü Eisenbahngütertarifpolitik 183 

nur halb so hoch wie diejenige des Straßenverkehrs sein. 59) Der Verfas..'>er hält 
indessen diesen Vorschlag wegen des internationalen Charakters der Binnen::: 
schiffahrt für kaum durchführbar. Aus diesem Grund setzt er sich für einen 
langfristigen Kanalbau"Stop rein. Sollte dieser nicht zu erreichen sein, so wäre 
die Aufhebung aller Binnenumschlagtarife ernsthaft in Erwägung zu ziehen. Zum 
mindesten hätt'e kein an nenen Kanälen entstehender Binnenhafen Anspruch auf 
Einbeziehung in den örtlichen Geltungsbereich der bestehenden Binnenumschlag" 
tarif.e. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß die besonderen Ausnahmetarife dank 
ihl'er Ueberschüsse der Bundesbahn die Durchführung ihrer gemeinwirtschaft;: 
lichen Eisenbahngütertarifpolitik erleichtern. Da die Bundesbahn gar nicht daran 
denkt, besondere Ausnahmetarife, die nicht aus Gründen der V'erkehrserhaltung 
oder des Wrettbewerbs, sondern ausschließlich zur Unterstützung der Industrie 
in den dem Wrettbewerb der Binnenschiffahrt noch nicht ausg,esetzt,en Rand;: 
gebieten erstellt wurden, aufzuheben, sind die Vorwürfe, die neuerdings vom 
Standpunkt der Raumordnung gegen die Ausnahmetarifienmg erhoben werden, 
nicht gerechtfertigt. 

\Vünschenswert wäre allerdings eine stärker,e Begünstigung der Randgebiete längs 
der Zonengrrenze durch die Seehafentarif.e. Die Unterscheidung zwischen Wett" 
bewerbs" und Nichtwettbewerbsgebieten ist nicht mehr zeitgemäß. Im Interesse 
der Verwirklichung der Ziele der Raumordnung sollten die Seehafentarife der 
Industrie des Nichtwrettbewerbsgebiete zum mindest,en die gleichen Frachtver" 
günstigungen, und soweit dies mit den Selbstkosten der Bundesbahn vereinbar 
ist, sogar höher,e proz,entuale Frachtermäßigungen als der Industrie des Wdt" 
bewerbsgebtets gewähren. Der Verfasser v,erweist hierzu auf seinen Aufsatz "Zur 
Seehafen"Tarifpolitik der Deutschen Bundesbahn", den er in Heft 1, Jg. 1952 
dieser Zeitschrift veröffentlichte (Seite 36/38). Unter Nichtwettbewerbsgebictv~r,. 
steht die Bundesbahn die außerhalb der Einzugsgebiete der Auslandshäfen bc~ 
findlichen Teilräume der Bundesr,epublik. Angesichts der schweren Konkurrenz, 
die der Lastkraftwagen der Bundesbahn gerade in den deutschen Seehäfen be;: 
reitet, liegt der Vorschlag des V,erfassers auch im Eigeninteresse der Bahn. Die 
Binnenschiffahrt hätte keinerlei Anlaß, hiergegen Einwände zu erheben. 

VI 

Der Gemeinwirtschaftlichkeit der Eisenbahngütertarifprolitik sind Grenzen gc" 
setzt. Hierüber unterrichten nachst'ehende Ausführungen. 

Auf den Eisenbalmen Deutschlands sind die durchschnittlichen Einnahmen V,Jn 
6,20 Pf j,e tkm 1861 auf 3,44 Pf je tkm 1913 zurückgegangen. In der gleichen 
Periode betrug die Str·eckenfracht der Eisenbahn für Getreide unverändert 4,5 Pf 
je tkm. Gegen das Fresthalten der hohen Streckenfracht für Getreide erhob Kurt 
Wiedenfreld bereits 1904 Widerspruch. In seinem Aufsatz "Die Entwicklung der 
V,erkehrsmittel und die landwirtschaftliche Konkurl)enz des Auslandes" heißt es: 
"Es ist für die deutschen Bahnen beschämend, daß sie für das wichtigste Er" 
zeugnis der heimischen Landwirtschaft den Beförderungspreis von 4,5 Pf, den 

59) earl Pirath, "Das AusglciC:hsprinzip ,im VerkchrsWrewn", Internationales Archiv für Vcrkdll's­
we&(m, Jg. 1953, Ueft 2, Seile 25If. Die aus der Ausgleichsabgabe heroinkommenden lleträgo 
sollen auch den übrigen Verkdlrsträgorn die lletciligung an der Vcrkehrshcdicnung der wirlschafts­
schwachen Gebiete ürmöglichen. 
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sie in den sechziger Jahren schon erreicht hatten, noch imf~ 8er~fbtn, während 
die amerikanischen Bahnen in der ~elben Zeit von 6 aU .' lerunter gc~ 
gangen sind "60) Fu" d' 'f 11 . "b ho"hten Getreidefrachten der deut~ 

. . r le zw·eI e os welt u er . h 
h E b h tl gewesen. 

sc en lSen a nen sind folgende Gründe verantwor lC 
Aus agrarpolitischen Gründen befinden sich Getreide un~ seine Mühlenerzeug~ 
nisse, obwohl sie Objekte verschiedenen '~ertes darstellen, l~n deutschen Norlllal~ 
tarif in derselben Tarifklasse. Auf diese Weise wollte man un agrlaren ~)sten.den 
Mehlversand gegenüber dem Getreideversand erleichtern. Es so. ten dIe klell1en 
Landmühlen in den meist industriearmen GetreideüberschußgebIet~n des Ostens 
gefördert werden, die 'Ohne die gl~ichmäßige Tarifierung vo~ GetreIde und Mehl 
dem Wettbewerb der Großmühlen in den Seehäfen und m. den großen Ver~ 
brauchsgebieten erlegen" GI . h 'f sollte die LandwIrtschaft des Ostens 

d 
waren. eiC zel Ig . hf e KI . .. 1 

in ie Lage v.ersetzt werden, die für ihre Viehzucht so WIC 19 .. ete aus na~. 1ster 
Nähe 'Ohne große Frachtbelastung zu beziehen. Diese agrarPhhti~chen Erwagun~ 
gen sind .es gewesen, die die Einstufung des Getreides nac semem \'Vert und 
damit die Herabsetzung der Getr.eidefrachten verhinderten. 
Gleichzeitig standen auch handelspülitische Gründe einer Senk~.tng der Eisenbahn~ 
frachten für Getr.eide im W.ege. Nach dem am 1. Januar 1893 m Beru abgeschlo~ 
senen Internationalen UebereinkJommen über den Eisenbahnfrachtverke~u- waren 
die meisten ·eul'Opäischen Länder verpflichtd, die Waren des .Auslan~es m Bezug 
auf ihre EisenbahnfrachttarHe mit den inländischen Erzeugmssen ~lelchzustellen, 
soweit diese auf der selben Str.ecke und in der selben Richtung befordert werden. 
Das bedeutete, daß die deutschen Eisenbahnen ausländisches G~~reide tariflich 
wie einheimisches Getreide behandeln mußten. Unter diesen Umstanden sah man 
sich gezwungen, an dem längst zu hühen Getr.eidefrachtsatz von 4,5 Pf fest~ 
zuhalten. 
Den deutschen Eisenbahnen ist ihre Funktion als Instrument der staatlichen 
Agrar .. und Handelspolitik teuer zu stehen gekommen. ~ie ~innenschiffahrt, 
die für die Uebernahme gemeinwirtschaftlicher Aufgaben mcht. mf~age kam, bc~ 
förderte Getreide ausländischer Herkunft ,ohne Rücksicht auf ehe ZIele der staat~ 
lichen Handelspolitik zu selbstkostengerechten Frachtsätzen. Hätten die deut~ 
sehen Staatsbahnen lediglich ihr,e eigenen Interessen im Auge gehabt, so hätten 
sie schon wegen des W'ettbewerbs der Binnenschiffahrt ihr.e Streckenfrachten 
für Getreide dem wirklichen W'ert des Getreides entsprechend in den Regeltarif 
eingestuft. Sie schalteten sich somit aus den überaus lohnenden Transporten für 
aus Uebersee eingeführtes Getreide selbst aus. Ihre Opfer waren aber völlig um" 
sonst. Das ausländische Getreide strömte auf den Wasserstraßen zu billigen 
Frachtsätz.en nach Deutschland herein. Damit versagte die Eisenbahn völlig als 
Instrument der staatlichen Handelspolitik. Schweren Schaden fügte diese Gc~ 
treidetarifpülitik den nationalen Seehäfen zu. 
Die gleichen Erwägungen, die für die früheren Staatsbahnen maßgebend waren, 
veranlaßten die Reichsbahn zur gleichen Einstufung von Getreide und Mühlen~ 
erz.eugnissen in die Klasse C, der vor dem 1. Weltkrieg der Spezialtarif I cnt~ 
sprach. Nach der Stabilisierung der deutschen Währung wurde ein Nottarif, auch 
Lehensmittdnottarif genannt, eingeführt, der zuletzt allgemein 10 0

/0 Ermäßio-un"" 
gewährte. Infülge seiner Abschaffung ergab sich die Notwendigkeit der "'Ein: 
führung des allgemeinen Ausnahmetarifs 17 B 1, die am 1. Januar 1931 erfolgte. 

60) Zeitschrift für Agrarpolitik, Jg. 1904, Nr. 1, Seite 25. 
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Dieser Tari.f g.~währte ursprünglich eine durchschnittliche Ermäßigung von 
1~,5.0f0 auf d~e Sa.!z.e der Haup.tklasse C. Mit Wirkung vom 1. März 1933 wurde der 
Ta:lf auf .. dle S~:ze der Tan~~lasse D abgestellt. Im Herbst 1936 wurden Ge .. 
trclde, Huls'enfru~hte und Muhlenerzeugniss,e von C auf D ab tarifiert. Wegen 
der be.son~eren BIldung ~er Nebenklassen und mit Rücksicht auf die Freilassung 
der wichtlgeren LebensmIttel vüm 5°/oigen Frachtzuschlag zu den Güterfrachten 
des Regeltarifs, der 1935 ,erfolgte, mußte indessen der AT 17 B 1 bestehen bleiben. 

T~otz der Abtarifierung war,en die Getreidefrachten der Reichsbahn überhöht. 
DIes geht schon daraus hervm, daß EIbe" und Oderschiffahrt große Getreide .. 
transporte binnenländischer Herkunft durchführten. Das Verkehrsaufkommen 
des AT 17 BI war zwar vor dem Kriege r,echt hoch (1938 6,6 Mill. t), die mittlere 
Versandweite des AT 17 B 1 betrug aber 1938 nur 112 km. Sobald das Getreide 
auf weitere Entfernungen zum V,ersand gelangte, schahete sich automatisch die 
Binnenschiffahrt ein. 

Heute wie v~r dem Kriege gewährt der AT 17 B 1 die um 4 Ofo gekürzten Sätze 
der Regeltanfklasse D. Seit dem letzten Krieg hat der Straßenverkehr für die 
Beförderung v,on Getreide eine ständig wachsende Bedeutung erlangt. Hierauf ist 
es in erster Linie zurückzuführen, daß 1951 das Aufkommen des AT 17 B 1 nur 
21,5 % desjenigen vün 1938 ausmachte. Dagegen erzielte die Bundesbahn 1951 
im gesamten öffentlichen Güterv·erkehr nicht weniger als 606 0/0 des Verkehrs" 
aufkJommens der Rdchsbahn im Jahre 1938. ' 

Völlig unzureich~nd ~st auch der Anteil der Bundesbahn an der Versorgung 
der Bundesr,epubhk mit Ueherseegdreide. 1951 entfielen vom Hinterlandverkehr 
Bremens an Getreide auf 

die Eisenbahn 10,9 % 

den Kraftwag.en. . 22,7 0/0 
die Bi:nnenschiffahrt 66,4 % 

Für Hamburgs Hinterlandverkehr in Getreide ,ergaben sich 1952 folgende Anteile 
der drei V·erkehrsträg,er: 

Eisenbahn . . . . 32,6 % 

Kraftwagen . . . . . . . 46,1 !l/o 

Binnenschiffahrt . . . . . 21,3 % 

Diese Zahlen beziehen sich allerdings nur auf einen T'eil von Hamburgs Versand 
an Einfuhrgetretde nach dem Binnenland. Trotzdem können sie aber als 
r'epräsentativ ang,esehen werden. 

Wie überhöht die Getreidefrachten der Bundesbahn sind, zeigen folgende 
U ebersichten : 

I. Die Beförderungspreise bestimmter westeuropäischer Eisenbahnen für binnen .. 
ländisches Getreide bei 300 km Mai 1953: 

Staatsbahnen: 

Bundesrepublik 
Oesterreich 
Dänemark 
Schweden 
Frankreich 
Belgien 
Ilg 4 

Tarif: 

AT 17 B 1 
AT 4 
Klasse 7 
Klasse 10 
Bareme 257 
Sp. T. 01105 

Menge: 

15 t 
15 t 
15 t 
15 t 
20 t 
15 t 

Fracht je 100 kg: 

355 Pf = 100 
113 Pf = 32 
128 Pf =, 36 
199 Pf = 56 
201 Pf = 57 
206 Pf ~~ 58 
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H. Die Beförderungspreise der Eisenbahnen in Deutschland, Belgien und Frank-
reich für aus Uebersee eingeführtes Getreide hei 300 km Mai 1953: 

Staatsbahnen: Tarif: Menge: Fracht je 100 kg: 
Bundesr'epublik AT 17 SI 15 t 213 Pf = 100 
BeIgten Sp. T. 03405 150 t 142 Pf = 67 
Frankreich Bar'eme 257 800 t täglich. 149 Pf = 70. 

Aus den vorstehenden Uebersichten geht eindeutig hervor, daß in der Bundes" 
republik Binnenschiffahrt und Kraftwagen lediglich den weit überhöhten Eisen,: 
bahn frachten ihre gl.'loße Bedeutung für den Getreidetransport vIerdanken. Auf die 
Dauer gesehen ist dies ein unhaltharer Zustand. Eine Senkung der Frachtsätze 
sowohl des allgemeinen Ausnahmetarifs 17 BI wie derjenigen des Seehafenein" 
fuhrtarifs 17 SI Hegt im wohlverstandenen Interesse der Deutschen Bundesbahn. 

Aehnlich wie beim Getreide lagen die Verhältniss,e beim Mineralöl und bei 
seinen Erz'eugnissen. Man sucht im Verz·eichnis der Güter der ermäßigten 'XT agen" 
ladungsklassen (Klassen B-G) v'ergeblich rohes Erdöl, Ben~in, Petl'oleum, 
Mineralschmieröle und Heizöl. Vom Standpunkt des Normaltarifs aus gesehen 
gehören sie alle der obersten Wagenladungsklasse (A) an. Erdöl und Mineralöl" 
erzeugnisse sind aber ~eineswegs als Güter der teuersten Wagenladungskb.ssc 
anzusehen. Allein die Rücksichtnahme auf die Interessen der heimischen Erdöl" 
industrie verhinderte die wertgerechte Einstufung des Rohstoffes El1döl und seiner 
Produkte in den Regeltarif. 1924 bis 1931 wurden allgemeine Ausnahmetarife 
für Rohöl, Benzin und Petroleum eingeführt, doch galten sie bis 1950 nur für 
Erzeugnisse deutscher Gewinnung. Die ausländische Rohöle verarbeitenden 
Seehafenraffinerien und di,e Importeur,e von Mineralölerz,eugnissen dachten aber 
nicht daran, sich dieser Tarifpolitik zu beugen. Um der Belastung der meisten 
ihr'er Erzeugnisse durch die Frachtsätze der höchsten Wagenladungsklasse des 
RJegcItarifs zu entgehen, lentschlossen sich die Konzerne der ausländischen Mineral". 
ölindustrie, die Belieferung der binnenländischen Verbraucher init Benzin, Diesel" 
öl, Pdroleum und Schmieröl soweit wie nur irgend möglich auf den Binnenwasser" 
straßen vorzunehmen. Zu diesem Zweck legten sie sich eine große Flotte V0n 
Tankkähnen zu. Gleichz·eitig konzentrierten sie die Schwerpunkte il1ter groß" 
artigen V,erteilungsorganisation auf die großen Binnenhäfen und errichteten an 
aUen großen Binnenumschlagplätz·en Grüßtankanlagen. Vün dies'en Zwischen" 
lägern wurden die Mineralölerz,eugnissle in eigenen Eis,enbahnk,esselwagen nach 
den über das ganze &eichsgebiet v,erteilten kleinen Lägern verbracht. 

Der Reichsbahn ist der Verzicht der Mineralölgesellschaften auf die Anlehnung 
ihres Verteilungsapparates an den SchIenenweg teuer zu stehen gekommen. 
Die eis'enbahntarifarische Begünstigung der Erdölförderung und der Gewinnung 
von Treibstoffen aus ~oh1e und Erdöl deutscher Herkunft hatte die weitgehende 
Ausschaltung des direkten SchIenenweges zur Folge. Die Reichsb.ahn m~ßtc sich 
bei diesen Gütern üherwi'egend mit dem Ablaufv,erkehr der Bmnenhafen be" 
gnügen. In den deutschen Seehäfen wurde Mineralöl nur dann auf die Bahn zum 
V,ersand gebracht, wenn es für außerhalb des Einzuggebietes der Binnenhäfen 
gelegene Verbrauchshezir~e bestimmt war. Sü entfielen, um nur dn Beispiel 
anzuführen, von Hamburgs BenzinvIersand nach Berlin, der ~rovinz Brandenburg, 
Land und Prüvinz Sachs,en, Thüringen und Schlesien 1936 mcht weniger als 93,2 °'0 
auf die EIbeschiffahrt und nur 6,8 % auf den geschlossenen Bahnweg. 
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Auf die geschilderten Irrw,ege der deutschen Getreide" und Mineralöltarifierung 
ist die herrschende Meinung zurückzuführen, d.aß die Binnenschiffahrt für diese 
beiden Massengüter der natürliche Verkehrsträger sei. In der Literatur ist n~emals 
darauf leingegangen worden, welche groß.en Vorteile die Binnenschiffahrt aus den 
überhöhten Getr,eide" und MineraIölfrachten der Eisenbahn g'ezogen hat. St1tt 
dessen wird die BinnenschiHahrt gern als Opfer der Eisenbahngütertarifpolitik 
bezeichnet. Hiervün kann aber ~eine R:ede sein. Natürlich läßt sich die durch' 
dte Fehler der Eisenbahngütertarifpolitik erfolgte Entwicklung kaum wieder v,öllig 
rückgängig machen. Der V,erfass·er lempfiehlt aher folg,ende Richtlinie für die 
künftige Ausnahmetarifierung: 

"Die Bundesbahn sollte jedes Ansinnen, sich in den Di,enst protektionistischer 
Aufgaben des Staates zu stellen, in Zukunft entschi,eden zurückweis,en, wenn 
andere, solchen Pflichten nicht unterworfene Verkehrsträger hierdurch Gelegen" 
heit erhalten, tl'otz ihrer höheren v'Ülkswirtschaftlichen Kosten in illIen Besitz" 
stand 'einzubr,echen. Taucht auf dem Binnenmarkt :ein neues Erz:eugnis auf, so 
sollte, falls mit den geschilderten Gefahren für die Eisenbahn gerechnet werden 
muß, dieser das Riecht zugestanden werden, unter Ablehnung jeglicher Beteiligung 
an Maßnahmen der staatlichen Wirtschaftslenkung und "politik sowie ohne Rück­
sichtnahme auf künkurrierende V,erkehrsträg'er kostenwahre Tarife zu erstelLen." 
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Das Ausgleichsabgaben-Problem 
in der deutschen Verkehrspolitik 

Von Oberregierungsrat Dr. H. R 0 gm a n n, Düsseldorf 

Vorbemerkung 

Die Verkehrsministerkonferenz vom 10. und 11. Dezember 1952 in Dortmund 
hat auf Grund der Anregungen von Ministerialdirektor Professor B I' a n d t und 
eines durch diesen Verkehrsexperten am 11.12.1952 gehaltenen Vortrages sowie 
auf Grund einer vom V,erfasser bearbeiteten Materialsammlung!), die allen Mit" 
gliedern der Künferenz zugestellt worden war, 'einstimmig die Einsetzung eines 
besondeDen Sachverständigen"Ausschusses beschlossen, der die aufgeworfenen 
Fragen prüfen und Vürschläge zur Lösung des Problems vürlegen soll. Seitdem 
ist fast ein halbes Jahr v,ergangen. Große verkehrspolitische Probleme haben 
sich inzwischen mit der längst vorhergesagten ernsten Tragweite ihres Gewichts 
geltend gemacht. Man wird nunmehr mit dem Beginn der systematischen Arbeit 
dieses Ausschusses rechnen dürfen. In seiner neuesten Abhandlung 2

) hat BI' an d t 
empfohlen, man solle sich parallel zu den Arbeiten des Ausschusses bemühen, 
"den gesamten Pl'oblemkomplex in der Oeffentlichkeit mehr als bisher zu be" 
handeln". Verfasser kommt in der vorHegenden privaten Abhandlung di,eser 
Anregung nach. Er glaubt, die zahlreichen und umfangreichen allgemeineren 
Veröffentlichungen zu diesem Problem 3) als bekannt voraussetzen und sich 
darauf beschränken zu dürfen, lediglich die wichtigsten Vürschläge und Stellung" 
nahmen zur Frage der Ausgleichsabgabe darzulegen und zu vergleichen, um auf 
diese Wdse eine für die Tätigkeit des Sachverständigen"Ausschusses unerläßliche 
Vorarbeit zu leisten. Soweit Verfasser selbst Stellung nimmt, bringt er keine 
offizielle, sondern seine private Auffassung zum Ausdruck. 

I. Das Ausgleichsprinzip im Verkehr 
In den ersten J.ahren nach dem zweiten Wdtkdege wurde die Verkehrspolitik 
in der Bundesr,epublik von den Schlagworten der "organischen Tarifrefünll", 
der "fiskalischen Koordinierung" und der ,,'Organisatorischen L'ösung der Ver" 
kehrskrise" beherrscht. Lange Z.eit hat man ernsthaft daran gedacht, das geltende 
Eisenbahntarifsystem, das in starkem Grade von gemeinwirtschaftlichen Prin" 
zipien bestimmt wird, auf die Selbstkosten auszurichten. Man erkannte aber, 
daß eine derartige grundsätzliche Aenderung des T arHsystems nicht möglich ist, 
weil die Standortbedingungen der deutschen Wirtschaft in starkem Grade auf 
dem gemeinwirtschaftlichen Tarifsystem beruhen. Die fiskalische Koordinierung 
kam ebenfalls nicht r,echt voran. Die organisatorische Lösung hat zwar zur V cr" 
abschiedung des Bundesbahngesetz'es und des Güterkraftv'erkehrsgesetzes geführt, 
ohne daß sich daraus jedoch die Wiederherstellung der Ordnung im Verkehr 
ergeben hätte. Seit Anfang 1952 hat die Ueberz'eugung, daß das Verkehrswesen 
insgesamt und in seinen einzdnen Arten des internen und / oder externen. AuS" 
gleichs bedarf, wenn eine ausreichende Wiederherstellung der Ordnung im 
Verkehr erzielt werden Süll, an Boden gewonnen. Seitdem ist auch der Gedanke, 
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den Vierkehr durch die Erhebung und die sinnvolle Verwendung vün Ausgleichs" 
abgaben zu mdnen, immer stärker in den Vordergrund getreten. W,enn man vün 
Einzdheiten absieht, liegen den Vürschlägen zum Teil übereinstimmende, zum 
Teil verschiedenartige Ausgangsüberlegungen und Zwecksetzungen zu Grunde. 

Alle Vorschläge g,ehen vün der Tatsache aus, daß der Bundesbahn durch die 
Beförderungspflicht, die Betriebspflicht, den Tarifzwang, Einräumung von 
niedrigen Ausnahmetarifen und Gewährung von sozialen Personentarif,en, die 
Vorhaltung von Transportreserven, durch politisch bedingte Personalausgaben, 
durch die Pflicht zum Ausbau und zur Unterhaltung der Verkehrsanlagen, 
durch besündere Verkehrssicherungsvorschriften und nicht zuletzt infolg,e von 
Kriegsschäden und Müdernisierungsrückständen besündere Verpflichtungen und 
Belastungen auferlegt sind, welche die übrigen Verkehrsträger überhaupt nicht 
'Oder nicht in gleichem Grade zu tragen haben. Di,e aus der MünopüIz,eit üher" 
nommenen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen und betriebsfremden Lasten 
haben die Wettbewerbsfähigkeit der . Bundesbahn sü stark eingeschränkt, daß es 
auf die Dauer fraglich erscheint, ob ihre für die Volkswirtschaft unerläßliche 
Funktion auch zukünftig noch gewährleistet ist, wenn der Bahn nicht im Wege 
der Gewährung von Ausgleichsz.ahlungen 'Oder durch die Auferlegung von 
Ausgleichsabgahen auf andere Verkdusträger 'ein Aequivalent geboten wird. 
Wie hoch der Gesamtbetrag ist, der sich aus jenen gemeinwirtschaftlichen Ver .. 
pflichtungen und betriebsfremden Lasten ergibt, ist noch ungewiß. Ohne Berück .. 
sichtigung der Kriegsschäden und Modernisierungsrückstände schwanken die 
Schätzungen 4) zwischen 400 Millionen und fast dner Milliarde DM jährlich. 
Man hofft, durch dte Einführung von Ausgleichsabgaben verschiedener Art eine 
wenigstens nütdürftige Gleichstellung der Wettbewerbsgrundlagen zwischen den 
verschtedenen V,erkdusträgern und Verkehrsarten herbeiführen zu können. 
Allen Vertrdern des Gedankens der Ausgleichsabgabe kommt es darauf an, 
durch die sinnvolle Verwendung des Ausgleichsabgabenaufkommens zu erreichen, 
daß nicht nur die Bundesbahn in ihrer Wdthewerbsfähigkeit gehoben, sondern 
daß auch innerhalb des gewerblichen Güterverkehrs mit Lastkraftwagen ein 
inneDer Ausgleich derg,estalterfolgt, daß die bisher v,ernachlässigte Bedienung 
des Flächenv,erkehrs v,erbessert und die Wirtschaftsentwicklung abseits gelegener 
Gebiete durch V'erbilligung des Verkehrsdienstes ermöglicht wird. Man denkt 
u. a. an die Entwicklung dnes Ausgleichsabgabensystems, das nicht nur den 
gewerblichen Lastkraftwagenv,erkehr und den Werkverk'ehr mit Lastkraftwagen, 
sondern auch den Omnibusv,erkehr und den Güterverkehr der Binnenschiffahrt 
umfassen süll. Nirgendwo wird 'ernsthaft der Gedanke erwogen, durch Erhöhung 
der K'osten bestimmter Verkehrsarten das volkswirtschaftliche Verkehrskosten" 
niveau zu heben, d. h. ungünstiger zu gestalten. Es wird auch nirgendwo daran 
gedacht, durch eine fühlbare Kostenerhöhung die Wettbewerbsfähigkeit etwa 
des Lastkraftwagenv,erkehrs gegenüber der Schiene zu v,erschlechtern, vielmehr 
kommt es allen Autoren darauf an, mit Hilfe des Ausgleichsabgabensystems eine 
bessere Ordnung im Verhältnis der einzelnen Verkehrsträger untereinander und 
zum Nutzen der deutschen Volkswirtschaft zu erreichen. 

II. Vorschläge über die Erhebung und Verwendung von Ausgleichsabgaben 
Die Vorschläge zur Ausgleichsabgabe unterscheiden sich in manchen Punkten 
wesentlich vüneinander, in manchen Punkten decken sie sich. Aus einer großen 
Zahl von Vorschlägen sollen einige nachstehend kurz erörtert werden. Die aus" 
führliche Wiedergabe der Vürschläge verbietet sich aus Raumgründen. Zum 
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völligen Verständnis der Vorschläge ist das Studium der angegebenen Quellen 
unerläßlich. Welcher Autor zuerst den Gedanken der Ausgleichsabgabe 'cnt« 
wickelt hat, war einwandfrei nicht festzustellen. Ma,n hat den Eindruck, als üb 
dieser Gedanke nach einer langen Zeit des Tastens dwa zu gleicher Zeit in 
mehreren Köpfen entstanden ist. 
1. D,er Vorschlag von Dr. Böhm (t 21.5.1953) 
In dnem längeren Aufsatz 5) spricht Böhm (Verkehrsexperte der WirtschaftsP 
vereinigung Eisen::: und Stahlindustrie) die Vermutung aus, daß erstmalig wohl 
Professor Ber k'en ko p f im Jahre 1950 dnen Ausgleich zwischen den kon" 
kurrierenden Verkehrsmitteln empfohlen habe. Böhm geht von der Auffassung 
aus, das Grundübel der ganzen WlCttbewerbsfrage liege in der Ungleichheit ihrer 
Ausgangsgrundlagen. "Der durch ihre gemeinwirtschaftlichen Lasten (Betriebs", 
Beförderungs" und Tarifpflicht) volkswirtschaftlich verpflichteten und staats,< 
politisch gebundenen Eisenbahn steht im Lastkraftwagen ein Fahrz,eug gegenüber, 
das diese Fesseln nicht kennt und wahrscheinlich nicht seine vollen Fahrbahn" 
küsten trägt. Die Gleichheit der Leistungsbedingungen zwischen den Wett" 
bewerbern muß dadurch geschaffen werden, daß dem Kraftverkehr eine diesen 
Pflichten der Eisenbahn äqui.valente Belastung und das vülle Maß der auf üm 
entfallenden Straßenkosten auferlegt werden ... Auch der Güterkraftnahverkehr 
wäre diesem Ausgleich zu unterwerfen, um unerwünschte Verschiebungen zu 
Lasten des Fernv,erkehrs zu vermeiden. .. Fordert man alslO dem gewerbs" 
mäßigen Kraftverkehr aus vülkswirtschaftlichen Gründen neue Lasten ab, sü wird 
sich ihnen auch der W,erkverkehr unterwerfen müssen ... " Ueber die Wirkung 
der von ihm vorgeschlagenen Ausgleichsbelastung urteilt B. ganz offen: "Der 
Güterkraftv·erkehr wird sich verteuern und V,erkehrsv,erluste erleiden . . . Das 
Ausmaß der restringierenden Wirkung läßt sich aberebensü genau wie einfach 
idurch das Gewicht der den Kraftwagen treHenden Belastungen steuern. Ein 
schrittweises V,orgehen ist durchaus denkbar." Was die Wirkungen auf die ver" 
ladende Wirtschaft anlangt, meint B.: "Tatsächlich würde aber eine solche Fracht" 
v,erteuerung nichts anderes darstellen als eine nachträgliche Ablösung der jahre" 
lang v'Ün ihr ,entgegen aller v,olkswirtschaftlichen Regel aus den verbilligten 
Kraftwagentarifen genossenen Vorteile." 
Der V,erhand der Automobilindustrie hat zu den Vorschlägen v'Ün Böhm ab" 
lehnend Stellung genommen 6) und erklärt, "daß dem Verfasser nicht daran 
gelegen ist, ,eine. echte Wlettbewerbslage zwischen den beiden V,erkehrsträgern 
herzustellen, sündern vielmehr die Bedingungen für arteigene Tarife des Kraft" 
wagens sü zu gestalten, daß eine W,ettbewerbsfähigkeit mit der Eisenbahn nicht 
mehr gegeben ist. Der Verfasser begnügt sich nicht damit, di'e aus der Struktur 
der Verkehrsträger bedingten Unterschiede der Selbstkosten und damit der Tarife 
festzustellen, sündern er will sie verändern, indem 'er zusätzliche Belastungen 
für den Kraftwagen einführt. Er verleugnet zwar den Tarif als Ordnungsmittd, 
aber er führt ihn dann als sülches wieder ein, nachdem 'er die Vlürbedingungen 
zum Nachteil eines der beiden Verkehrsträger verstellt hat." An späterer Stelle 
wird ausgeführt: "Die Ausgleichsabgabe, mit der der Kraftwagen belastet werden 
soll, ist ja in Wirklichkeit auch nicht als rechnerischer Ausgleich gedacht, sün" 
dem als ein Lenkungsmittel, mit dessen Hilfe das "Ausmaß der r,estringierenden 
Wirkung gesteuert" werden Süll." Man verstricke sich damit "in dem Gesh'üpp 
des Dirigismus". Abschließend wird festgestellt: "Daher dürfte der Vorschlag 
eher geeignet sein, die Spannungen zu verschärfen, als die Bereitschaft zum AuS-:' 
gleich zu vertiefen ... " 
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Bö h m hat gegenüher d1eser Stdlungnahme der Automübilindustrie wi,eder" 
holt bei ,ander,en Gelegenheiten zum Ausdruck gebracht, daß seinen Vorschlägen 
die von später,en Autüren mehr in den Vordergrund gerückte, auf eine organische 
Lösung hinzielende Grundkünzeption nicht fehle. 

2. Der V'Ürschlag v'Ün Dr. Hdfrich 

Als Vertreter der Wirtschaft hat auch H 'e 1 fr ich zum Ausgleichsabgahen .. 
problem Stellung genommen.7) Gleich 'eingangs betont er: "Die Frage einer Neu" 
ordnung des V,erkehrs birgt dne ungeheure Fülle v,on Problemen, die weder 
technisch noch juristisch, sondern nur durch dne volkswirtschaftliche Konzeption 
zu lösen sind." H. fährt dann fürt: "Die v,olkswirtschaftliche Betrachtung macht 
es nötig, das Verkehrswesen als Ganzes und in der gegenseitigen Bedingtheit und 
Abhängigkeit der V,erk,ehrsmittel bezw. der V,erkehrsträger voneinander, aber 
ebenso in der W,echselwirkung v,ün Verkehrsangehot und Verkehrsnachfrage, 
und damit in der Verflechtung mit der Gesamtwirtschaft zu sehen." H. beziffert 
nach den Ergebniss,en der &epräsentativstatistik v'Üm Jahre 1950 die Summe, "die 
der Eisenbahn im Bundesgebiet durch den Lastkraftwagenverkehr entz'Ügen wird, 
nach Abzug des möglichen Neuverkehrs zur Zeit auf mindestens dne halhe 
Milliarde DM jährlich". Sodann nimmt H. Stellung zur Frage der Gemein« 
wirtschaftlichkeit des Tarifsystems. "Entscheidend ist die Ueherlegung, daß die 
Tarife der Bahn auf Grund ,einer GI'obalrechnung bezw. ,einer Poolung der Er" 
gebnisse sämtlicher Eisenbahntransporte zustande kommen und daß nicht die 
Selbstk,osten je Streck,e und Transport, sondern die globalen bezw. durchschnitt" 
lichen Selbstk,üsten die Tarife bestimmen. Dies gilt sowohl für die Anwendung 
des Grundsatzes der Tarifbemessung nach der Belastbarkeit der Gütcr (W,ert" 
und Entfernungsstaffel), als .auch für den Grundsatz der Einheitlichkeit der Ta .. 
rife, unabhängig von den unmittelharen Selbstk,osten bezw. der Str,eckenfrequcnz." 
Die Wirtschaft habe ein Interesse daran, das sogenannte gcmeinwirtschaftlichc 
System im Sinne ,einer ausgleichenden und gleichmäßigen ~erkchrsbedi:cnung 
aufrecht zu erhalten und zu erweitern. Zum Ausgleichsprüblem selbst sagt H.: 
"Zu der viel berufenen Annäherung der Startbedingungen gehört außer der Fi .. 
nanzierung der Fahrbahn, der V,erwaltungs" und V,erkdltssicherungskosten durch 
jedes V,erkehrsmittel (nicht durch den Staat, der lediglich für die Kriegsschäden 
aufkommen sollte), außer der Gleichstdlung bezüglich der politischen, s3zialen 
und fiskalischen Lasten (am hesten dadurch, daß der Staat der Bahn mindestens 
die politischen Lasten abnimmt) auch - wo angängig - die Einführung einer 
Beförderungs" und Hetr1ebspflicht heim Kraftwagen oder eine äquivalente Be .. 
lastung des Kraftwagens, W'Ü ,er diese Pflichten nicht zu übernehmen v,ermag. 
Die finanziellen Ergebnisse sind auf alle Fälle für Zwecke des Verkehrs zu 
binden. In einer zweiten Stufe der Koordinierung müßt,e versucht werden, die 
Glohalrechnung der Bahn auch auf andere Verkehrsmittel zu übertragen, um zum 
Beispi,el auch im Her,eich des Kraftverkehrs ,einen internen Ausgleich unter an" 
derem zugunsten der billiger,eri und bessel'en Bedienung der Fläche abseits der 
großen Straßen herheizuführ,en... Selbstverständlich ist der Werkverhhr in 
diesen Ausgleich einzuheziehen". Schheßlich fordert H., daß in einer dritten 
Stuf,e der ,Koordinterung "die dringend nötige Zusammenarbeit oder V,erbund" 
wirtschaft der Verkehrsträger vertieft oder herheigeführt wird. Als Endziel könnte 
man sich 'eine übergeordnete Organisation der Transportvermittlung vorstellen, 
welche die Beförderungsleistungen auf die sich anbietenden Verkehrsträger nach 
'Volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten verteilt. Auf dem Wege der Liberalisie .. 
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rung des Verkehrswesens fortzuschreiten, gefährdet die Erhaltung des freien 
Marktes in der übrigen Wirtschaft, verstärkt die Ballungstendenzen und die Ge~ 
fahr der Verödung der Randgebiete." 
In dner anderen Abhandlung 8) bedauert H., daß noch immer eine klare Richtung 
der amtlichen Verkehrspolitik nicht zu erkennen sei: "W'eder ist die Bahn wenig~ 
skns von ihren politischen und sozialen Lasten befl'eit oder dafür entschädigt, 
noch ist andererseits die Ordnung des Güterkraftverkehrs über Ansätze heraus~ 
gekommen." Es sei auch noch kein ernsthafter Versuch unternommen worden, 
"den Kraftw.agen in die allseits bejahte gemein wirtschaftliche Verkehrsordnung 
und ein System des - internen und externen - Verkehrslastenausgleichs ein~ 
zufügen und ihm insbesondere den Fläch·enverkehr, zu dessen Intensivierung 
er sich wie kein anderes Verkehrsmittel eignet, etwa durch eine entsprechende 
DifferenzIerung der Beförderungssteuer oder durch Abzweigung von Ueber~ 
schüssen des ertragreichen Verkehrs oder andere Mittel schmackhaft zu machen". 

3. Die Au ff ass u n g vü n D r. Kam p fun dDr. K 0 I a t h 

Kam p f (Präsident des V,erkehrsausschusses des Deutschen Industrie~ und 
Handelstages) und K '0 I .1 t h (L>eiter der Verkehrsabteilung des Deutschen ln~ 
dustrie" und Handelstages) haben vor kurzem ausführlich zur Verkehrspolitik 
Stellung genommen und dabei auch das Problem der Ausgleichsabgabe berührt. -
Kolath behandelt die verschiedenen Möglichkeiten ·einer Regelung des W ett~ 
bewerbs und stellt die Pläne, dem Lastkraftwagen ähnliche gemeinwirtschaftliche 
Verpflichtungen wie der Bundesbahn aufzuerlegen, heraus. D) Voraussetzung 
dafür sei die Schaffung eines Zwangsverbandes aller Kraftwagenunternehmer. 
Eine Lockerung des gemeinwirtschaftlichen Tarifsystems lehnt er wegen der Nach~ 
teile für die Wirtschaftsstruktur der Bundesrepublik ab. Auf zwei Wegen könne 
der Bundesbahn >eine Hilfestellung gegeben werden: mit Hilfe staatlicher Finanz~ 
hilfen und mit anderen Ordnungsrnaßnahmen. Subventionen an die Bundesbahn 
seien abzulehnen. Der Staat solle aber die Bundesbahn finanziell dadurch unter" 
stützen daß er ihr die Sonderlasten aus ausschließlich politisch bedingten Gründen 
und di~jenigen Sonderlasten, die als Fdge des Krieges 'entstanden sind, abnehme. 
Eine Abgrenzung von Verkehrsgebieten bezw. Verkehrsrelationen zwischen 
Schiene und Straße sei schwer denkbar. Man könne erwägen, dem Lastkraft" 
wagen ähnliche gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen, wie sie die Bundesbahn 
zu tragen hat, aufzuerlegen. In das Gebiet der Wettbewerbsordnung falle schließ~ 
lieh der Vorschlag einer fiskalischen Belastung der Verkehrsträger, des Kraft" 
verkehrs und der Binnenschiffahrt, durch dne Ausgleichsabgabe. Die Verkehrs~ 
wissenschaft habe den Vorschlag gemacht, einen Betrag von insgesamt 400 Mi!" 
Honen DM jährlich ühne politische Lasten als abgeltungsbedürftig (Ausgleich 
für die gemeinwirtschaftliche Belastung der Eisenbahn, hervorgerufen durch die 
Beförderungs" und Betriebspflicht, Bedienung whischaftsschwacher Gebiete und 
des Berufsv·erkehrs) herauszustellen. Daraus ergäben sich rund 16°/0 Belastung 
unter Zugrundelegung der Einnahmen im Eisenbahngüterverhhr über 50 km. 
Selbstverständlich müsse auch der W,erkfemverkehr di·e Belastung in Kauf neh" 
men, die Belastung des Wasserstraßenverkehrs solle indes nicht 16 0/0, sondern 
nur 60/0 betragen. Die durch die Ausgleichsabgaben aufkommenden Einnahmen 
sollen zweckgebunden verwendet werden, entweder für den Aufbau der Straßen 
oder der Wasserstraßen. Wenn das entsprechende Verkehrsdepot zur Ueber" 
nahme gewisser gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen (Betriebs" und Beförde~ 
rungspflicht, Tarifzwang) bereit sei, so könne von einer Belastung mit der Aus"" 
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gleichsabgabe Abstand genommen werden. Mit geringen Abänderungen ent" 
sprechen die hier vün Kolath aufgezeigten Möglichkeiten den Vürschlägen von 
Prof. Pi ra t h. Külath hält auch einen anderen Weg für denkbar, nämlich den, 
über eine differ·enzierte Beförderungssteuer im Eisenbahn" und Güterfernverkehr 
zu erreichen, daß die Mehl'einnahmen der Verkehrsträger aus der Tarifanhebung 
in den 'Oberen Klassen der Staffel abgeschöpft und bei den unteren Klassen die 
Mindereinnahmen dadurch ausgeglichen werden, daß die Beförderungssteuer 
unter das bisherige Maß gesenkt werde. Külath befürwortet schließlich eine Aus,: 
weitung des Spannungsverhältnisses im W,erttarif auf ein Maß von etwa 100 :38,5, 
wobei die Klasse A um 12 % angehoben, die Klasse G um 50/0 ges,enkt und die 
Klasse D beibehalten werden soll. Auf diese Weis,e würde sich eine Differenzi~ 
rung der Beförderungssteuer zwischen 180/0 der Klasse A und 1 ~fo der Klasse G 
als Vüraussetzung für den Erfolg einer solchen Maßnahme ergeben. Der Aus" 
bau des W.erttarifsystems, wie ,er von der Wirtschaft gefürdert werde, sei nur dann 
der Bundesbahn zuzumuten, wenn durch eine veränderte Wdtbewerbsordnung 
es dem gewerbsmäßig.en Straßenv,erkehr und dem Werkv·erkehr unmöglich ge" 
macht werde, das W,erttarifsystem weiter auszuhöhlen. - Kam p f hat im großen 
und ganz,en die Auffassung von Kolath unterstrichen. 10) Er fordert, "man müsse 
zunächst einmal die Bundesbahn v'on a11 den Lasten befreien, die nicht unbedingt 
mit ihrem Betrieb zusammenhängen, oder dafür einen Ausgleich schaffen. Man 
kann nicht wirtschaftliche und kaufmännische Geschäftsführung verlangen und 
gleichzeitig pülitische Lasten aufbürden, die die Durchführung dieser Fordenmg 
unmöglich machen." Der Kraftwag·en habe nach dem Kriege aus mancherlei 
Gründen günstigel'e Startbedingungen gehabt. Die Steuerpolitik führe u. a. dazu, 
daß sich der Werkverkehr immer mehr ausdehne und der Bahn viele Transportc 
abnehme. "DLe Bundesbahn, deren T al'ifc nach gcmeinwirtschaftlichcn Gesichts .. 
punkten aufgestellt sind, konnte diesem Künkurrenten Gnmdsätzliches nicht cnt .. 
gegensetz.en." Kampf lehnt den Gedanken an die Aufgabc dcs Prinzips dcr Ge,. 
meinwirtschaftlichkeit durch die Bundesbahn ab: "Ein solcher Wechsel des 
Prinzips würde Standortversclüebungen der Wirtschaft und SituaUonen in den 
peripher.en Gebieten der Bundesr.epublik hcrvorrufen sowic F'Ülgen für einzelne 
große Wirtschaftszweige haben, die unübersehbar sind und einer RevolutLon 
unseres ganzen Wirtschaftssystems gleichkämen. Das Prinzip der Gemeinwirt" 
schaftlichkeit liegt unbedingt im Interesse der Wirtschaft, um alle Glcichgewichts" 
störungen zu vermeiden." Mit besonderer Betonung fährt Kampf dann fort: 
"Wenn abere in Verkehrsträger seine V,erkehrsp'Ülitik und die Tarife nach ge" 
meinwirtschaftlichen Gesichtspunkten ausrichten muß, so müssen dies die anderen 
Verkehrsträger ·entweder ebenfalls tun, oder es muß ein gerechter Ausgleich ge" 
funden werden." Der Staat habe d1e Aufgabe, im Interesse seiner Bürger den 
Verkehrsablauf zu überwachen und zu steuern "und hn Interesse der Allgemein" 
heit für einen Ausgleich zu sorgen." Aufgabe der V,erkehrspolitik der nächsten 
Zeit müßte ·es sein, "vür allem in dem V.erhältnis Schiene - Straße etwas Grund" 
sätzliches zu tun und man sollte dabei auch nicht vor dHrchgreifenden Maß" 
nahmen zurücks~hrecken". Im weiteren Verlauf stellt Kampf die Grundsatz" 
frage, ob DEGT und RKT miteinander gekoppelt sein sollen. Diese Frage be" 
dürfe noch der ·eingehenden Klärung. Kampf zitiert, nachdem er die verschiedenen 
Mittel zur Wiederherstellung der Ordnung hn Verkehr erörtert hat, den Bundes" 
verkehrsminister Dr. See b 10 h m, der in seiner Rede vor dem Verband der 
Automübilindustrie weitere Möglichkeiten aufgezeigt habe. "Es handelt sich um 
die Belastung der einzelnen Verkehrsträger mit den Küsten ihrer Fahrbahn, das 
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PJ)oblem der Ausgleichsabgabe und um die Frage, ob eine uEerlose Ausdehnung 
des Werkv,erkehrs hingenommen werden solL" 
4. De r Yo r s chi a g von Pro fes SOl' D r. B -e r ke n k: 0 p f 
~ ,e r ke n k 00 p f hat schon frühzeitig den Gedanken an die Ausgleichsabgabe 
vertr,eten,11) Bei-einem Y,ortrag in Wien 12) führte B. u. a. aus: "Wenn man Eisen~ 
bahn und Kraftwagen auf einigermaßen gleiche K'Üstengrundlage stellen will, muß 
man ferner di:e gemeinwirtschaftlichen Belastungen der Bahn, wie Tarifzwang, 
Befördenmgszwang, Gleichheit der Tarif.e usw., berücksichtigen. Mein Kollege 
Pirath kam zu dem Ergebnis, daß diese zusätzlichen Belastungen etwa 200 Mil~ 
lionen DM im Jahre betragen. W,enn man nur ungefähr diese Kosten in Rech" 
nung stellt, ergibt sich die N'Ütwendigkeit, auch dem Kraftwagen entsprechende 
zusätzliche Lasten aufzuerlegen ... " 
Auch in seinem Y'ortrag in Saarbrücken 13) betonte B., daß eine Befriedigung 
des Prübl,ems Schtene-Straße nur möglich sei, wenn man dem Lastkraftwagen" 
verkehr die gleichen Startbedingungen und ähnliche soziale Verpflichtungen, wie 
sie seit Jahrz,ehnten für die Eisenbahn gelten, auf.erlege. Eine Ausgleichsabgabe 
sei zu diesem Zweck unv-ermeidlich, wobei allerdings deren Bemessungsgrund" 
lagen und Höhe noch sehr sorgfältig geprüft werden müßten. 
Im Dezember 1952 hielt B. in Köln ,einen grüß angelegten Y<ürtrag über "Die 
Stellung des Straßenverkehrs in der modernen Y,erkehrswirtschaft".H) B. he" 
dauert vor allem, daß die technischen Möglichkeiten des Kraftwagens, in wei~ 
testern Umfang ErgänzungsfunkHonen zur Eisenbahn durchzuführen, auf Grund 
der tatsächlichen Y,erkehrssituation stark gehemmt werden. Der Lastkraftwagen" 
verkehr habe in dünnen Y,erkehrsrelationen so hohe Selbstkosten, daß er Preise 
ve.r1angen müßte, welche die Wirtschaft solcher Gebiete nicht zu tragen vermöge. 
Die Bundesbahn hahe durch den Aufbau ihres Tarifsystems eine im volkswirt" 
schaftlichen und staatspolitischen Interesse liegende verbilligte Bedienung dieser 
verkehrsschwachen Gebiet,e, z. T. unter Selbstkosten, durchgeführt, und alle \Virt~ 
schaftszweige dieser Gebiete hätten sich seit Jahrzehnten auf diese Kosten" 
grundlage eingestellt. Der private Kraftwagen müsse seine Preise auf die Deckung 
der Kosten der einzdnen L,eistung absteHen, er könne daher unter den heutigen 
Umständen seine Aufgabe, die Eisenbahn weitgehend im Flächennahverkehr zu 
ergänzen oder auch zu ersetzen, in diesen Gebieten nicht erfüllen. B. wirft die 
Frage auf, ob nicht in der Zukunft durch eine staatliche Subventionierung des 
Kraftverkehrs in diesen Gebieten die ·erforderliche verbilligte Y,erkehrsbedienun<T 
ermöglicht werden soll. Im größeren v,erkehrspolitischen Zusammenhang bejaht 
~. die Ymschläge, durch ,eine gewisse Ausgleichsbelastung des Kraftwagens 
metwa gleiche K'Üstengrundlagen für Eisenbahn und Kraftwagen eins chI. des 
W,erkverkehrs zu 'ermöglichen. B. sagt: "W,enn nun -eindeutig feststeht, daß der 
eine dieser Partner, die Bundesbahn, mit Sonderaufgahen belastet ist, die der 
andere, der Kraftwagen, nicht zu tragen hat, dann bleibt nichts anderes übrig, 
als der Eisenbahn diese Sonderbelastungen entweder abzunehmen, d. h. auf den 
Staat zu übernehmen, 'Oder aber dem Kraftwagen auch diese Sonderbelastung 
~ufzuerlegen, ,entw'eder, so weit es möglich ist, r-eal oder sonst in Form einer geld" 
hchen Ausgleichsabgabe." Die Uebernahme der Kosten für diese Sonderbelastun" 
gen auf den Staatshaushalt sei für absehbare Zeit nicht möglich, sie sei aber auch 
als. Dauersubvention abzulehnen. "Bleibt als'Ü nur der andere W'eg der Aus" 
glelchsbelastung des Kraftwagens in Form einer Sondersteuer . .. Dieser Sonder" 
abg~be (etwa in Form .einer Sonderabgabe auf den Treibstoff oder -evt. diffc" 
renZiertel' Zuschläge zur Bef,örderungssteuer) müßte der gesamte Lastkraftwagen" 
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verkehr unterworf.en werden, Nah" wie F-ernverkehr dnsch!. des Werkverkehrs. 
Diese Sonderabgabe wäve an den Staat abzuführ·en und dürfte nicht als Steuer 
in den allgemeinen Staatssäckel fließen, sondern müßte als Zw,ecksteuer Ceine 
Art Straßennutzungssteuer) für Zwecke des Y,erkehrs v-erwendet werden, in der 
Wdse, daß der üherwiegende Teil derselhen den Ländern für die Straßenverkehrs" 
förderung, v'Ür allem für dte Förderung des LKW~Linienverkehrs in verkehrs" 
schwachen Gebi.eten, überwiesen würde. Die Abgabe würde damit dem Straßen" 
verk~~r selbst :ugute kommen. Um die Höhe der Ausgleichsabgaben feststelLen 
zu konnen, mußten genaue Untersuchungen über die tatsächliche Höhe der 
Kosten, die der Bundesbahn die Auflage ihrer Sonderleistungen verursacht, an" 
gestellt werden. Dann müßte ein Verteilungsschlüssel auf die einzelnen Gebiete 
der Kraftv,erkehrswirtschaft gefunden werden." B. fordert darüber hinaus daß 
die Förderung des Kraftwagenverkehrs in verkehrsschwachen Gebieten a~f die 
Dauer auf noch breiterer Basis geschehen müsse. In vielen Fällen werde hier der 
Y,erkehr so dünn sein, daß mit der regelmäßig,en Bedienung durch den Kraff" 
wagen nic.ht gerechnet werden könne. "So weit sich nicht durch Zuschüsse aus 
der an den Staat abzuführ,enden Ausgleic;hsabgabe hier dne hinreichende Y,er" 
kehr~bedie.nung durch den Kraftwagen ·durchführen ließe, wäre zu überlegen, 
ob mcht ,eme. Selbstv'erwaltungs'Ürganisati:on des Kraftwagens, ähnlich dem alten 
~KB, aber mtt ~och e~weiterten Aufgaben, die Möglichkeit böte, dnen gewissen 
mternen AusgleIch ZWIschen gut rentier,enden und weniger gut rentierenden bezw. 
Zuschußv,erkehr,en durch eine interne Umlage herbeizuführen ähnlich wie etwa 
ein Industriesyndikat gute mit schlechten Erträgen verrechnet u~d die Differenzen 
auf die Mitglieder umlegt. Auf diese W,eise könnte auch der Lastkraftwagen 
stärker in ein Ssytem gemeinwirtschaftlicher Verkehrsleistungen im Sinne einer 
globalen Kostenrechnung, ähnlich wie bei der Eisenbahn, eingegliedert werden 
und gemeinwirtschaftliche Aufgaben übernehmen, ohne daß ihm dabei die Ge~ 
fahr der Y,erstaatlichung droht '" Was den Personennahverkehr angeht, so 
müßte hier im 'öffentliCihen Y,erkehr des Autobusses diesem die Yerpflichttmg 
auferlegt werden, die Sozialtarife der Bundesbahn wenigstens in den Grundzügen 
zu übernehmen. So weit -er das tät-e, könnte Cl' von der Ausgleichsabgabe frei" 
gestellt werden ... " Die weiteren Ausfühnmgen, die B. in seinem Vortrag machte, 
sind von so großer grundsätzlicher Bedeutung, daß jedem Interessenten nur 
empfohlen werden kann, sie im Originaltext nac.hzulesen. 

5. Der Ylorschl.ag von Prof·ess,or Dr. Dr. Pirath 

Besonders ,eingehend hat auo,h Pi rat h den Gedanken der Ausgleichsabgabe 
erörtert,15) Ebenso wie Berkenkopf unterscheidet auch er zwischen einem "inne" 
ren" und "äußeren" Ausgleich. Das W-esen des inneren Ausgleichs sei, daß die 
Ausgleichsbeträg,e im Bereich <eines Wirtschaftszweiges erhoben werden, in dem 
sie auch zur Verteilung kommen. Das Wesen des äußeren Ausgleichs bestehe 
darin, daß für gemeinwirtsc,.haftliche Yerkehrsleistungen mit ihrer einnahme" 
ungünstigen K'Üstenstruktur von dritter Seite ein Ausgleich zur Deckung der 
Unterbilanz geboten wird. Was die unmittelbare Einschaltung des Staates in 
den Ausgleich gemeinwirtschaftlicher Verkehrsarbeit durch Ersatz der hierbei 
'entstehenden Mehrkosten aus 'öffentlichen Mitteln angehe, so könne aus der 
Seltenheit 'eines derartigen unmittelbar,en Ausgleichs der Schluß gezogen werden, 
"daß prinzipiell dieser W,eg seitens der öffentlichen Hand nicht gesucht wird 
und w'Ühl in 'erster Linie deshalb abgelehnt wird, weil sich ein unübersichtliches 
Subventionswesen für eine gemeinwirtschaftliche Yerk,ehrsbedienung daraus enf" 
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wickeln würde". P. verweist auf die Versuche der letzten Jahr-e, "durch Aus" 
gleichsabgaben das Wrettbewerbsverhältnis zwischen der Schiene einerseits und 
der Wasserstraße und Straße andererseits gesünder zu gestalten und damit die 
beiden letzteren V-erkehrsmittel stärker an die gemeinwirtscnaftliche Verkehrs" 
bedienung zu binden, als es bisher der Fall war. Auf dieser Linie liegt einmal die 
Ausgleichskasse für die Frachtenbildung für Kohle nach Süddeutschland, die 
durch Ausgleichsabgaben der Schiffahrttrdbenden gebildet wird und die Be" 
dienung rohstofferner Gebiete auf dem Wasserwege erleichtern soll. Zweitens 
gehört hierher die vorgeschlagene Ausgleichsabgabe des Lastkraftwagenv-erkehrs, 
durch die offenbar die Eisenbahn für ihre gemein wirtschaftliche Verkehrs,< 
bedienung -entschädigt werden soll". P. erwähnt in diesem Zusammenhang den 
Vorschlag v'on Ministerialdirektor Professor B ra n d t, den Güterfernverkehr 
mit Kraftwagen in das gemeinwirtschaftliche Verkehrssystem zu Lande einzu" 
beziehen und zwar dadurch, daß der öffentliche und Werkgüterfernverkehr auf 
Straßen zu einer Abgabe zu verpflichten sei, offenbar um eine Ausgleichskasse 
zu schaffen vor allem zur Entschädigung der Eisenbahn für ihre gemeinwirt" 
schaftliche Verk-ehrsbedienung. "Auch diesem Vorschlag liegt der Gedanke zu" 
grunde, einen gerechten Grund zur Erhaltung der gemeinwirtschaftlichen Ver" 
kehrsbedienung zu schaffen, mit dem Ziel, -einen regionalen und tarifarischen 
Ausgleich zwischen wirtschaftsstarken und wirtschaftsschwachen Gebieten auf 
dem Transp'ortkostens-ektor zu erreichen." Als zweckmäßigste Lösung schlägt P. 
den inneren Ausgleic:h im Bereich des Verkehrsmittels nach dem Beispiel der 
Eisenbahn und der P,ost in Fmm der Dec:kung der Unterbilanz, die bei der 
Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Pflichten entsteht, durch Mehreinnahmen in 
anderen T'eilen des V-erl~ehrssystems vor. Die Durchführung dieses inneren Aus" 
gleichs werde im Straßenv,erkehr 'ebenso wie bei der Eisenbahn möglich sein, 
"wenn die einnahmegünstigen Transporte überall dort verwendet werden, wo der 
Lastkraftwagen aufgrund seiner technischen Eignung besondere Vorzüge für eine 
gemeinwirtscbaftliche Verkehrsbedienung aufweist". Für den Wasserstraßen" 
verkehr -empfiehlt P. ein ähnliches Verfahren, "bei dem allerdings der Ausgleich 
aus 'eigener Kraft und niaht durch Ausnutzung der gemeinwirtschaftlichen Ver" 
kehrsbedienung durch die Eisenbahn, wie es bei der Ausgleichskasse (für die 
Binnenschiffahrt) der Fall ist, gefunden werden muß". P. v-erweist sodann darauf, 
daß der Ferngüterverkehr der Eisenbahnen aller Länder der erklärte Ausgleichs" 
träger für den finanziellen Zuschußbetrieb der gemeinwirtschaftlichen Verkehrs" 
bedienung sei. "Es wäre ein Akt ausgleichender Gerechtigkeit und positiver 
Koordinierung der V,erkehrsmittel, wenn auch die beiden anderen Verkehrsmittel, 
Straße und Wasserstraße, sich in ähnlichem Sinn der gemeinwirtschaftlichen Ver" 
kehrsbedienung zur Verfügung stellen würden und dabei ihr Ferngüterverkehr 
als Ausgleichsträger verwendet würde." P. erkennt die Schwierigkeiten, die sich 
aus der privatwirtschaftIichen Unternehmungsform dieser beiden Verkehrsträger 
ergeben, und er erwartet kaum, daß sie sich freiwillig für >eine derartige R-egelung 
entschließen werden. Daher "sind ihnen ges-etzliche Bindungen zu stellen, die 
unter Beibehaltung ihrer privatwirtschaftlichen Führung den gemeinwirtschaft" 
lichen Einsatz in ähnlichem Sinn, wie es die Eisenbahn bereits seit Jahrz,ehnten 
macht, gewährleisten". P. konkretisiert seinen Vorschlag wie folgt: "In formeller 
Hinsicht wäre nach dem Prinzip des inneren Ausgleichs im Güterfernverkehr 
der Straße (gewerblicher Verkehr und Werkv-erkehr) und Wasserstraße eine Aus" 
gleichsabgabe auf die Verkehrsleistungen zu erheben, durch die die beiden Ver" 
kehrsmittel in Stand gesetzt und verpflichtet werden, auch wirtschaftsschwache 
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Gebiete unter Selbstkosten zu bedienen. Die Erhebung und Verteilung der Aus" 
gleichsbeträge kann im Straßenverkehr durch das im Aufbau befindliche Bundes" 
amt für den Güterkraftv,erkehr ,erfolgen, im Wasserstraßenverkehr durch das 
Bundesv-erkehrsministerium, Abteilung Wasserstraßen, oder eine von ihm zu be" 
stimmende geschäftsführende W,asserstraßendirektion." Die Höhe der Abgabe 
soll sich nach dem Vmschlag von P. in einem ähnlichen Prozentsatz der Ein" 
nahmen im Güterfernverkehr bewegen wie bei den Eisenbahnen, "bei denen das 
Verhältnis zwischen betriebswirtschaftlicher und gemeinwirtschaftlicher Substanz 
jahrzehntelang ,erprobt worden ist und im Laufe der Zeit das gesunde dezen" 
tralisierte Wirtschafts" und Siedlungsbild in Deutschland mitgeschaffen hat, das 
zu erhalten ,eine primäre Aufgabe der V-erkehrspolitik ist". Für das Jahr 1951 
errechnet P. "als gemeinwirtschaftliche Belastung der Eisenbahn, hervorgerufen 
durch die Beförderungs" und Betri<!bspflicht. Bedienung wirtschaftsschwacher 
Gebiete und Berufsv.erkehr, ,einen Betrag von insgesamt 400 Mill. DM ohne 
politische Lasten, deren Erstattung durch den Staat unbestritten ist und in irge~d" 
einer Form durch dh'ekte Zahlungen erfolgen muß". Die Belastung durch gemelD" 
wirtschaftliche V,erkehrsbedienung stelle sich auf rd. 16°/0. P.empfiehlt, diesen 
gleichen Prozentsatz auf die Einnahmen im gewerblichen und W-erkgüterfernver" 
kehr zu erheben und den Betrag zur besseren Erschließung des platten Landes 
und vür allem der in ihm noch in hohem Maße vorhandenen eisenbahnfl'emden 
Gebiete durch Linienverkehr mit Omnibus und Lastkraftwagen zu verwenden. 
Bemerkenswert ist, daß P. bei seinem Vmschlag bezüglich der Verwendung der 
Ausgleichsabgabe nicht an deren Beschränkung auf den Güterfernverkehr, 
sondern an die V,erwendung im gesamten Bereich des Straßengüterverkehrs denkt. 
"Bei dieser Lösung würde der gewerbliche Verkehr Vorzüge vor dem Werk" 
verkehr im Nahv,erkehrsberdch gewinnen, der den Werkverk-ehr auf seine eigent .. 
liehe Domäne ,eines belebenden Elementes des Produktionsprozesses und Absatz,es I 

beschränken könnte." Im Wasserstraßenverkehr hält P. eine Ausgleichsabgabe 
von 8°10 auf den gesamten Güterfernverkehr für ausreichend. Was den Straßen" 
verkehr anlangt, S'o rechnet P. damit, daß sich bei der vorgeschlagenen Lösung 
der W.eftbewerb zwischen Schiene und Straße in gewissem Umfange von den 
starken Verkehrsströmen nach verkehrsschwachen Gebieten verschieben werde. 
Neben der Durchführung der von ihm vorgeschlagenen Lösung des inneren 
Ausgleichs der Belastungen durch die gemeinwirtschaftliche Verkehrsb:edient~ng, 
an der alle V,erkehrsmittel sich zu beteiligen hätten, fordert P. auch dIe GLeicl1" 
stellung und Verantwürtung für die Deckung des Kapitaldienstes für die Ver" 
kehrswege für alle Verkehrsmittel. Die Spezialisierung der Verkehrsarbe.it ode~ 
die zunehmende V,erteilung des V,erkehrsbedarfs auf mehrere VerkehrsmIttel sei 
nur dann für die Allgemeinheit von beslonderem Nutzen, "wenn im öffentlichen 
V'erkehrswesen ,eine ,echte V,erkehrseinheit der Binnenverkehrsmittel in einer die 
Gemeinwirtschaftlichkeit der Verkehrsbedienung garantierenden Hand zustande" 
kommen würde". Das starke Eindringen der Prinzipien der frei-en Marktwirtschaft 
in die Verkehrswirtschaft habe diese Entwicklung unmöglich gemacht und einen 
Zustand geschaffen, durch den letzten Endes eine gemeinwirtschaftliche Verkehrs" 
bedienung nur noch in zwei Alternativen denkbar ist: "Entweder alle Verkehrs" 
mittel werden ihr unterworfen, oder sie werden alle von ihr befreit. Nachdem die 
Lösung zur 'ersten Alternative nicht in -einem organisatorischen Zusammenschluß 
der Landverkehrsmittel gesucht und daher auch nicht gefunden wurde, trotzdem 
es verkehrspolitisch der einzig richtige Weg gewesen wäre, bleibt für sie kaum 
noch ein ,anderer W-eg als der eines inneren Ausgleichs für alle Verkehrsmittel." 
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6. Vorschläge des Wirtschafts" und Verkehrsministeriums 

Nordrhdn" W·est f al en 

Schon bald nach Antritt seines neuen Amtes im Wirtschafts" und Verkehrs." 
ministerium Nordrhein"W,estfalen hat Min."D~ddor Pr?fe~s~r .. B ~ a n d t .~ü 
großem Ernst und mit dem Willen zur unbedmgten Objekhvüat s1ch bemu t, 
L'ösungen des schwierigen Problems Schiene und Straße zu finden. Verfasser.ha~ 
diesem Experten ,erstmalig im Herbst 1951 den Vorschlag der Erhebung elller 
Ausgleichsabgabe vom gewerblichen Güterfernverkehr und vom W,~rkfed~: 
verkehr der Straße unterbreit'et. Im Zus~mmenh.ang mi~ ~en Beratungen ube~ord" 
Autobahnbenutzungsgebühr hat der fruhere Fmanzm1111ster des Landes N 
rheilvWestfalen den etwas abgeänderten Vorschlag am 9.11.1951 im Ple1bm 

des Bundesrates vertreten, und Brandt hat ihn dort näher begründet16
). ~in ha f e~ 

Jahr später am 5.6.1952 (mit Nachtrag vom 15.6. 1952), hat das Wlrt.~cha ts~ 
und Verkehrsministerium Nordrhein"Westfalen beim Bundesminister fur Vii" 
kehr und bei den Obersten V,erkehrsbehörden der Länder den Antrag geste t, 
das Problem der Erhebung dner Ausgleichsabgabe vom gewerblic.~en ~üte:flr~: 
verkehr und vom W,erkfernv,erkehr als Besprechungspunkt fur ~he na~'b '­
Verkehrsministerkonferenz vorzusehen. Noch bevor :eine Entscheldung. u

d
er 

diesen Antrag ,erfolgt war, nahm die Arbeitsgemeinschaft Güterfernverkehr III er 
Presse und in dner Denkschrift17) gegen diesen Ant~~g Stellung. ~m Auftrage ';1~) 
Brandt bearbeitete V,erfasser sodann die schon erwahnte "Matenalsammlung cl 
die der Verkehrsministerkonfer,enz vom 10. und 11. Dezember 1952 in Dortm~n 
vorgelegt und auch zahlreichen anderen InstituUonen zugeleite: wurd:: DIese 
Materialsammlung ist die bisher wohl umfangreichste Veröffenthchung uber .. d~s 
in Rede stehende Gebiet. Es würde den Rahmen dieser Abhandlung volhg 
sprengen, wollte man auch nur versuchen, lediglich die wichtigsten Za.hlen un~ 
Gedankengänge wiederzugeben. Je nachdem, von weIe.hen. Altern~hven t;n 
Beträgen man ausgeht, ergibt sich auf Grund der g'emem~1rtschafthchen \i er~ 
pflichtungen und betriebsfremden Lasten der Bundesbahn em Gesam.tb.dastungs~ 
betrag, dessen Toleranz v,on über 400 Millionen DM bis fast 1 ~l.tlharde D~ 
jährlich reicht. Bezüglich der Verwendung des Aufkommens emeretwa. m 
Betracht zu ziehenden Ausgleichsabgabe enthält die Materialsammlung sl~h 
jedweden konheten Vorschlages. Auf Grund eines Vortrages v'Ün Brandt, m 
dem die bedeutsamsten Gesichtspunkte des Problems plastisch hervorgehoben 
wurden, hat die V,erkehrsministerkonferenz einstimmig eine Entschließung an" 
genommen die auch vom Bundesminister für Verkehr gebilligt wurde. In der 
Entschließ~ng wird bejaht, daß das Pr'Üblem der gemeinwmschaftlichen .. Ver" 
pflichtungen und betriebsfremden Lasten d:~r Bundesbahn einer ge.~echten Losung 
bedarf. Die genauere Feststellung der Hohe der Belastungsbetrag: solle d~rch 
einen besonderen Sachvlerständigenausschuß erf'olgen. Nach Durchfuhrung (heses 
ersten Tdls seiner Gesamtaufgabe solle der Ausschuß durch Heranziehung von 
Vertretern der in ihm zunächst noch nicht v'Üllzählig vertretenen Länder sowie 
von Beauftragten der Verkehrsträger und der Wirtschaft ergänzt werden. Der 
erweiterte Ausschuß solle schließlich seinen Bericht mit Folgerungen, V ow 
schlägen und Anregungen der V,erkehrsministerkonferenz vorlegen. 

Nachdem das Wirtschafts" und Verkehrsministerium Nordrhein"W·estfalen erst" 
malig Ende 1951 und dann erneut Mitte 1952 das Ausgleichsabgabenproblem 
zur verkehrsp'olitischen Diskussion gestellt hatte, haben sich die interessierten 
Kreise des In" und Auslandes in zeitweilig äußerst lebhaften Erörterungen 
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bemüht, die aufg,eworf,enen Fragen zu prüfen und zu klären. Im zweiten Halb" 
jahr 1952 hat die Fachpresse diesem Thema zahllose Spalten gewidmet. Es kann 
nicht Sinn dieser Abhandlung sein, auch nur auszugsweise die Stimmen, die sich 
für oder wider äußerten, anzuführen. Soweit es sich um ernsthafte Ueberlegungen 
handelte, sind sie 'Ohnedies in der "Materialsammlung" gewürdigt worden. In 
dieser Materialsammlung wurden auch Punkt für Punkt die Ausführungen jener 
ohen zitierten Denkschrift der Arbeitsgemeinschaft Güterfernverkehr geprüft und 
auf den wahr·en Sachv,erhalt zurückgeführt. Bis heute liegt keinerlei Widerlegung 
der in der Materialsammlung getroffenen Feststellungen vor. B rau n ergeht in 
seinem Aufsatz 19) nicht auf die Materialsammlung ein und verwendet überholte 
Zahlen und Argumente; vielleicht kannt,e er im Augenblick seiner Niederschrift 
die Materialsammlung noch nicht. V,erwunderlich ist aber, wenn noch im Mai 1953 
die Z,entralarbeitsgemeinschaft des Straßenv,erkehrsgewerbes in ,einer Antwort auf 
eine Veröffentlichung des V ,erfassers 20) }ene Denkschrift der Arbeitsgemeinschaft 
Güterfernv,erkehr zitiert und daran die Bemerkung knüpft, daß "man diese Dar" 
legungen nicht zu ,entkräften v,ermochte" - 'Ühne auch nur mit einem Wort die 
"Materialsammlung" zu erwähnen21). 

7. V>O r s eh 1 ag von Mi ni s t e ri a 1 dir ,e k t or Pro fes so r B ra nd t 

Dem Wirken dieses Mannes v'erdankt die deutsche Verkehrspolitik der Nach" 
kriegszeit wertv'Ülle Erkenntnisse, Anregungen und Vorschläge. Die Bedeutung 
des Ausgleichsprinzips im V,erkehr und die Möglichkeiten, die sich im Ausgleichs" 
abgabenproblem anbieten, hat ,er v,on Anfang an lerkannt. So nimmt es nicht 
wunder, wenn dieserV,erkdlIsexperte schon bald nach der Dortmunder V erkehrs~ 
ministerkonferenz dne Abhandlung22) veröffentlichte, in der er sich mit dem 
Gedanken der Ausgleichsabgabe eingehend auseinandersetzte. B. untersucht die 
gegenwärtige Lage der Bundesbahn, das Eisenbahntarifsystem unter dem Gesichts;< 
punkt der Standortbedingungen der deutschen V,olkswirtschaft und den Güter .. 
verkehr v'Ün Schiene und Straße unter dem Einfluß der deutschen Tarifpolitik. 
Sodann ,erörtert B. den Umfang der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen 
und betriebsfr·emden Lasten der Bundesbahn und die wichtigsten Ausgleichs," 
alternativen. Unter dem Titel "Ausgleichsabgaben als Lösung der Verkehrskrise" 
werden auch die Auffassungen von Berkenkopf und Pirath zitiert. Brandt will den 
Feststellungen und Vmschlägen des Sachverständigen ausschusses nicht vorgreifen, 
sondern beschränkt sich darauf, 'einige wesentliche Gesichtspunkte darzulegen. 
Er befaßt sich zunächst mit den sozialen Personentarifen der Bundesbahn und 
erklärt, daß kein Grund bestehe, für ihre Abgeltung allein den Lastkraftwagen" 
Güterfernv.erkehr in Betracht zu ziehen. Er erwähnt dann gewisse Auffassungen, 
in denen der Standpunkt vertreten wird, daß die infolge der Gewähnmg von 
sozialen P,ersonentarif.en entstehenden Einnahmevlerluste von denjenigen Werken 
an die Bundesbahn zu bezahlen seien, deren Arbeiter und Angestellten den Nutzen 
aus den Sozialtarifen ziehen. Es werde ,eine wichtige Aufgabe sein, zu klären, 
ob die Unternehmungen oder 'etwa die kommunalen Gemeinwesen 'Oder dile 
Allgemeinheit diese Zahlungen an die Bundesbahn zu leisten haben. B. verweist 
ferner auf Auffassungen, die es ablehnen, auch die sonstigen gemeinwirtschaft" 
lichen Verpflichtungen - wie ,etwa die Betriebs .. und Beförderungspflicht, die 
Gewährung von Ausnahmegütertarifen, mit Ausnahme der Vorhaltung einer 
Transportreserve - vom Lastkraftwagen"GUterfernverkehr abzugelten, sondern 
befürworten, daß sie v,on der· Wirtschaft selbst unmittelbar an die Bundesbahn 

. geldlich abzugleichen seien. B. meint: "Aber es würde in einer solchen R,egelung 
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keine vollbefriedigende Lösung erblickt werden können, da der Lastkraftwagen" 
Güterfernverkehr als unmittelbarer Konkurrent der Bundesbahn von jenen ge" 
meinwirtschaftlichen V,erpflichtungen frei ist und gerade aus der Nichtbindung 
an die gleichen Pflichten einen besonderen privatwirtschaftlichen Nutzen zieht." 
Mit der u. a. auch v'Om gewerblichen Güterfernverkcehr aufgeworfenen Frage, 
ob nicht im Falle der Einführung einer Ausgleichsabgabe an deren Aufbringung 
alle mit der Bundesbahn in Konkurrenz stehenden Verkehrsträger - Binnen", 
schiffahrt, Kraftwagenpersonenv-erkehr - zu beteiligen seien, setzt B. sich nicht 
auseinander, sondern überläßt die Stellungnahme dem Sachv,erständigenausschuß. 
Wesentlich sei die Frage, ob die Ausgleichszahlungenetwa der Staatskasse, der 
Bundesbahn 'Oder einer besonderen Ausgleichskasse innerhalb des Güterkraft" 
verkehrs selbst zugeführt werden sollten. Für jede dieser Ausgleichsarten ergebe 
sich wenn die Wdtbewerbsgleichheit für die Eisenbahn ,erzielt werden soll, ein 
gan~ anderer Betrag. Als einen der Kerngedanken der Ausgleichsabgabe führt 
B. fdgende Ueberlegung an: "Sowohl der gewerbliche als auch der Werkfern" 
verkehr betätigen sich bevorzugt in günstigen V,erkehrsrelationen, z. B. zwischen 
Knotenpunkten des V,erkcehrs. Gerade hier stehen sie in stärkster Konkurrenz 
mit der Schiene, was sich darin ausprägt, daß die Auslastung der Lastkraftwagen 
auf diesen Strecken regelmäßig eine bessere ist als bei der Bahn. Die Unterß 
nehmer, die sich auf diesen Hauptverkehrsstrecken - gleichgültig ob im gewerb 
lichen oder im W-erkfernv-erkcehr - betätigen, schaffen sich dadurch übersteigerte 
Differentialgewinne (oder beim W-erkfernverkehr übersteigerte Differential" 
Kostenersparnisse). Die Unternehmer jedoch, die lediglich oder vorwiegend auf 
die Verkcehrsbedienung von Nebenstreckcen angewiesen sind, ringen nicht selten 
um das Existenzminimum, weil sie ihre Fahrzeuge nicht im gleichen Grade aus" 
lasten und nicht annähernd die gleichen Jahresleistungenerbringen können wie 
die Unternehmer auf den Hauptverkehrsstrecken." B. stellt in diesen Ausfüh" 
rungen und an diesem Beispiel den überrentierenden Verkcehr dem nicht genügend 
rentierenden Verkehr gegenüber und will auch die folgenden Ausführungen in 
diesem Sinne verstanden wissen: "Ebenso wie die Bundesbahn nicht immer aus 
den Einnahmen der Nebenstreckcen die auf diese Str,ecken entfallenden Kosten 
voll zu decken vermag, liegt 'der Gedanke nahe, den Lastkraftwagenunternehmern 
der Nebenstreckcen in F'Orm einer Vorabschöpfung der übersteigerten Gewinne 
der auf den Hauptstrecken tätigen Unternehmer einen Ausgleich zu gewähren. 
Auf diese Weise könnte das Existenzminimum auch derjenigen konzessionierten 
Unternehmer gesichert werden, die bei den gegenwärtigen V,erhältnissen keine 
ausreichende Ausgleichsmöglichkeit besitz-en, ja, 'es könnte sogar der Anreiz 
geschaffen werden, daß sich ein Teil der gegenwärtig auf Hauptstrecken tätigen 
Unternehmer von diesen ab" und der V,erkehrsbedienung der Nebenstrecken 
zuwendet." DaßB. nicht lediglich den Hauptstreckenverkehr dem Nebenstrecken" 
verkehr, sondern in umfassenderer \'Veise den überrenüerenden dem nicht genügend 
rentierenden Verkehr gegenüberstellen will, zeigt sich unmißv-erständlich in den 
folgenden Ausführungen: "Die Ausgleichsabgabe würde diesen organischen 
Ordnungsgedanken allerdings nur dann zu fördern vermögen, wenn sie nicht 
schematisch je beförderte Tonne oder je Tonnenkilometer, sondern erst von einer 
gewissen Menge beförderter Güter oder geleisteter Tonnenkilometer, besser noch 
von einer gewissen Höhe erzielter Frachteinnahmen (oder beim Werkfernverkehr 
ersparter Frachtkosten) an erhoben würde, weil dadurch die übersteigerten 
Differentialgewinne am besten herangezogen werden können. Selbstverständlich 
müßten hierbei Zahl und Nutzlastkapazität der konzessionierten Lastkraftwagen 
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der Unternehmer des gewerblichen Güterfernverkehrs sowie Zahl und Nutzlast" 
kapazität der Lastkraftwagen des W-erkfernverkehrs - diese etwa im V,erhältnis 
zu Art und Größe des Unternehmens - in angemessener W,eise berücksichtigt 
werden." So dann verweist B. auf die Bundesanstalt für den Güterfernv,erkehr, 
der demnächst laufend die ,erforderlichen Zahlenunterlagen zur VIerfügung stehen 
werden. - Der andere W-eg könnt,e sich, so meint B., in der unmittelbaren Her" 
gabe ,eines T,eiles ,oder des ganz,en Aufkommens der Ausgleichsabgabe an die 
Bundesbahn anbieten. In diesem Fall würde sich rein arithmetisch die Wirkung 
ergeben, daß die Ausgleichsabgaben dann nicht gleich hoch bemessen zu werden 
brauchten wie hei einer V'erw,endung des Aufkommens innerhalb des Lastkraft", 
wagen "Güterfernvlerkehrs in dem dargelegten Sinne ,oder für Straßenbauaufgaben 
usw. B. gibt dann zu bedenken: "Der W,erkfernverkehr wird verständlicher" 
weise kaum geneigt sein, durch seine Ausgleichsabgaben den gewerblichen Güter" 
fernv-erkehr, sei 'es auch nur den auf Nebenstrecken tätigen, zu subventionieren. 
Zwar bedeutet der W·erkfernverkehr auch dne Konkurrenz für den gewerblichen 
Güterfernv,erkehr, in stärkerem Grade aber konkurr,enziert er die Schiene. Man 
wird daher erwägen müssen, ob das Aufkommen aus der Ausgleichsabgabe des 
W'erkfernv,erkehrs nicht von vornher-ein der Bundesb.ahn zugeführt werden 
sollte. Beide VerwendungswIege würden dem Ausgleichsprinzip zu dienen ver" 
mögen und zu einer ,organischen Entwirrung des Konkurrenzkampf.es führen 
können ... " Abschließend fordert B. den Vorstand und den Verwaltungsrat 
der Deutschen Bundesbahn auf, klare und ,entschiedene Vorschläge vorzulegen. 
Daß. B. aUen aufrichtigen Lösungsversuchen konziliant ,cntgegensieht, gibt er 
deuthch zu erkennen: "Ob Ausgleichsabgaben die ,einzige Lösung der Verkehrs" 
k:ise sind, soll hier nicht bejaht werden. Nach allen Ueberlegungen aber, die 
bisher von der V,erkehrswissenschaft angestellt und nach den Lösungen, die in 
gewissen Auslandsstaaten gefunden worden sind, werden Ausgleichsabgaben in 
der einen oder anderen Form doch zur Anwendung kommen müssen. Nochmals 
aber sei die Notwendigkeit betont, daß, während der auf der Vcrkehrsministcr.. 
konferenz beschlossene Ausschuß seine Arbeiten durchführt, die Bundesb.lhn 
selbst sich an die Spitz'e der Bestrebungen stellen muß, die ihr und der deutschen 
V,olkswirtschaft zu helfen vIermögen." - Wie die neueren Erdgnisse in der 
deutschen V,erkehrspolitik bewies,en haben, scheint diese Anregung auf fntcht .. 
baren Boden gefallen zu sein. 

IH.Analyse Ider Vorschläge 
Um ,eine Grundlage für dk von B l' a n d t angeregte öffentliche Diskussion und 
einen Ueberblick für die Tätigkeit des Sachverständigenausschusses zu schaffen, 
empfiehlt ,es sich, den Inhalt der einzelnen Vorschläge in einer gedrängten U eber" 
sicht schematisch darzustellen. Es ist unmöglich, in -einem solchen Schema alle 
Gemeinsamkeiten, Differenzierungen und Abweichungen der Vorschläge voll" 
ständig und eindeutig wiederzugeben. Insbesondere können darin nicht alle 
Alternativ,en, mit denen die Autoren ihr-e Vorschläge versehen haben, erfaßt 
werden. Die Unterscheidung,en zwischen ,,-externem" und "internem" Ausgleich 
sind nicht überall scharf gegeneinander abgegrenzt. Dem prüfenden Blick bietet 
die Gesamtheit der Vorschläge mehr Gemeinsamkeiten als Abwdchungen oder 
gar Gegensätzlichkeiten. Zur eigenen Urteilsbildung der Leser empfiehlt sich die 
Lektüre der miginalen V,orschläge der Autor-en, der,en Fassung in den vermerkten 
Quellen zur Verfügung steht. 

.Hg 5 
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Thesen und Vorschläge Berkenkopf Brandt I'irath Böhm Helfridl 

Hat die Bundesbahn besondere gemein .. 
wirtschaft!. und betriebsfr>emde Lasten 
gegenüber den übrigen Yerkehrsarten? 

Gldchstellung der Wdtbewerbsgrund,:: 
lagen erforderlich? 

Wird hierzu lediglich K,ostenerhöhung 
der übrigen Verkehrsträger angestr,ebt? 

Oder wird >ein Ausgleichssystem befür .. 
wortet? 

Wird zugleichi oder ,ersatzweise die 
Einführung der gemeinwirtschaftlichen 
Y>erkehrsbedienung empfohlen: 
für den gewerb!. Güterfernverkehr? 

für den gewerb!. Güternahv,erkehr? 
für die Binnenschiffahrt? 

Ist die baldige Einführung der gemein~ 
wirtschaftlichen Yerkehrsbedienung 
bei den vorstehenden Y>erkehrsarten 
wahrscheinlich? 

Erhebung einer Ausgleichsabgabe: 
vom gewerblichen Güterfernverkehr? . 

vom W>erkgüferfernverkehr? 
vom gewerblichen Güternahverkehr? 

ja 

ja 

nein 

ja 

ja 

ja 
nein 

nein 

ja 

ja 
ja 
ja vom W>erkgüternahverkehr? 

vom Omnibusverkehr? . alternativ 

von der Binnenschiffahrt? . 
von der Wirtschaft? 

Wird Zweckbindung des Ausgleichs~ 
abgaben,::Aufkommens ,empfohlen: 
zur Yerwendung des Aufkommens 

nein 
? 

vom gewerblichen Güterfernv>erkehr: 
nur innerhalb dieses Verkehrszweiges? nein 
auch innerhalb des gewerblichen Güter .. 
nahverkehrs? ja 

ja 

ja 

nein 

ja 

ja 

? 
? 

nein 

ja 
(nur vom 

ertragreld,en) 

ja 
? 
? 
? 

nein 
alternativ 

ja 

nein 

'oder zur Abgabe des ganzen ,oder eines 
Teils des Aufkommens an die Bundes~ 
b h ? alternativ alternativ 
an. . (I. gemeIn, 

zur Verwendung des Aufkommens vom 
Werkfernverkehr: 
nur für Straßenverkehrszwecke? . 

wlnsmaftl. 
Verkehr) 

ja 

oder zur Abfühnmg an die Bundes,:: 
b h ? alternativ an. . . . . . . . . . (f. gemeIn, 

wlnsdlaftl. 
Verkehr) 

nein 

ja 

ja 

ja 

nein 

ja 

ja 

ja 
ja 

nein 

ja 

ja 
nein 
nein 

? 
ja 
? 

nein 

ja 

nein 

ja 

nein 

ja 

ja 

nein 

ja 

? 

? 
? 

? 

ja 

ja 
ja 
? 
? 
? 
? 

? 

? 

? 

? 

? 

ja 

ja 

nein 

ja 

ja 
(wo angängig) 

? 
? 

nein 

ja 

ja 
? 
? 
? 
? 
? 

? 

? 

nein 

? 

? 
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Thesen und Vorschläge Berkenkopf Brand Plrath Böhm Helfrlch 

zur Yerwendung des Ausgleichsab 
gaben,::Aufkommens aus dem F>ernver .. 
kehr der Binnenschiffahrt: 
nur innerhalb der Binnenschiffahrt? 
oder auch an Schiene und Straße? 

Bezweckt das Ausgleichsabgabensystem: 
nur die Verbesserung der Wdtbewerbs~ 
grundlagen der Bundesbahn? . . . 
oder auch den internen Ausgleich 
innerhalb der einzelnen Y,erkehrsarten? 
und die Stärkung des Flächen,::, Abseits~ 
und weniger ,ertragreichen Y,erkehrs? 

Kommt an Stelle v,on Ausgleichsabgaben 
'Oder neben ihnen die Differenzierung 
der Beförderungssteuer in Betracht? . 

Soll die Berechnung der Ausgleichs,:: 
abgabe des gewerb!. und WerbGüter" 
f,ernv,erk,ehrs ,erfolgen: 
in der Bundesanstalt für den GUter" 
fernverkehr? 
oder durch dne Ausgleichskasse als 
Organ der Selbstverwaltung des Kraft" 
verkehrs? 

Süll die Zuteilung von Mitteln des Aus" 
gleichsaufkommens des gewerb!. Güter~ 
fernver k>ehrs >erfolgen: 
durch die Bundesanstalt für den Güter,:: 
fernverkehr? . 
'Oder durch >eine Ausgleichskasse der 
Selbstverwaltung des Kraftverkehrs? 

Erhebung lind Verteilung der Ausgleichs::: 
beträge der Binnenschiffahrt durch 
BYM (Abt. Wasserstraßen) 'Oder eine 
geschäftsführende Wasserstraßen::: 

nein 

ja 

ja 

ja 

? 

ja 

? 

ja 

nein 

ja 

ja 

vorwiegend 
ja 

Bel Zubringe" 
dienst: Ja 

nein 

ja 

ja 

alternativ ? 

ja ja 

alternativ ? 

olternatlv ja 

? ? 

direktion? . ja 

nein nein 

? ja 

ja ja 

? ja 

? ? 

? ? 

? ? 

? ? 

Alle Autoren bejahen, daß die Bundesbahn gegenüber den anderen Verkehrs,:: 
trägern mit besonderen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen und betriebs" 
fremden Auflagen belastet, dadurch im Wdtbewerb empfindlich benachteiligt 
und daß eine Gleichstellung der Wettbewerbsgrundlagen ,erforderlich ist. Nicht 
ein einziger Autor strebt dieses Ziel über den W'eg der reinen Kostenerhöhung 
der übrigen Y,erkehrsträger an, alle Autoren befürworten vidmehr ein AuS::' 
gleichssystem. Innerhalb dieses Ausgleiches empfehlen die Autoren die Ueber,:: 
nahme der gemeinwirtschaftlichen Y'erkdlrsbedienung auch durch den gewerb .. 
lichen Straßengüterfernverkehr, teils sogar durch den gewerblichen Straßen::: 
güternahverkehr und durch die Binnenschiffahrt. Die Autoren halten aber die 
alsbaldige Uebernahme >einer gemeinwirtschaftlichen Y,erkehrsbedienung - ähn .. 
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lich wie bei der Bundesbahn -- durch clieanderen V,erkehr~träger nicht für 
h h · I' h S·· hla' gen daher die Erhebung von AusgleIchsabgaben vor. wa rsc em IC. xe sc· b .' d M' II 

Solche Ausgleichsabgaben sollen nach ü eremshmmen eremun~ a er Autoren 
sowohl vom gewerblichen Güterfernverkehr, als auch v'Üm W~rkguterfernv'e~'kehr 
erhoben werden. B r Cl n cl t will jedoch nur?en ertragr~lchen gewerblIchen 
G"t f k h Ausgleichsabgabe heranz1ehen, vorwlegend den Haupt" u ·erernver e r zur . h d • bl' h G" 
t k k h B "gll'ch der HeranZle ung es g,-wer lC en uternallv'er~ s rec ,env,er e r.ezu' . h b b . d' ~ 

kehrs und des Werkgüternahvlerkehrs zur Ausglelc sa ga e lS~ le A~ffassung 
einiger Aut'Üren nicht eindeutig erkennbar, B ~ Cl n cl t .und P 1 rat h Jedenfalls 
bef" t . . ht Den Omnibusverkehr wunscht em Autor der Ausgleichs" urworen SIe mc . h b 'h M' . 
abgabe zu unterwerfen, die übrigen ~utoren. a e~ 1 re ~~nun~ l11C~t off.e.n" 
gelegt. Auch bezüglich der Binnenschiffah~t smd cll~ Vorschlage .mcht em.deuhg. 
B 'e r ke n k'Ü pfund B ra n cl t verneinen dIe Hera~Z1ehung d~r Bmnensclllffahrt, 
Pi rat h vertritt die Auffassung, daß die Binnenschlffahr.~ den mternen Ausgleich, 
d . b 't' t t z B bezu"glich der Kohle nach Suddeutschland - prakti" en SIe erel s Je z -- . . I . h d . 
ziert modifizieren und vIerbessern süll. Im 'externen Ausgelc er Bmnenschiff" 
fahrt sollen von Fall zu Fall die Zubringerdienste von Schiene und Straße mit" 
berücksichtigt werden. Die Autoren sind sich im Grundsatz da:üb~r einig, daß 
die Zweckbindung des Ausgleichsabgaben~Aufkommens erforderhch ,1st, w.e~m die 
angestrebten VIerkehrspolitischen Ziele lerrelcht werden soUen. W·as dIe Pohhschen 
P,ersonallasten der Bundesbahn anlangt, so empfehlen sie ihre Uebernahme auf 
den Bundeshaushalt nicht die anteilige Aufgliederung auf die Verkehrsträger. 
B ra nd t stellt auch den Gedanken zur Erörterung, ob nicht die Wirtschaft selbst 
oder die l<!ommunen die zusätzlichen Kosten für den Berufsverkehr der Bundes" 
bahn übernehmen sollen. Bezüglich der gemeinwirtschaft1.iche~. Bedienung im 
Güterverkehr der Bundesbahn wünscht B r .1 nd t ebenfalls die Prufung der Frage, 
ob die besonderen K'Üsten hierfür unmittelbar von der Wirtschaft aufzubringen 
sind. Allerdings soUen der gewerbliche Güterfernverk'ehr und. der Werkgütev 
fernverkehr auch bei Bejahung dieser Frage von. der AusgleIchsabgabe nicht 
völlig freibleiben. Während B ra n d ~ das Ausgl.elchsabgaben"A~fkommen des 
gewerblichen Güterfernverkehrs nur mnerhalb dIeses .Benlfsz~elges selbst zur 
Verwendung bringen will, vor allem zur Stärkung des ~m Abseltsverkel~r tät.igen 
Unternehmertums wünschen Be r k e n k 0 pfund PI rat h, daß TeIle dIeses 
Aufkommens auch zur Hebung des gewerblichen Güternahverkehrs verwendet 
werden. B le r ke n klO pfund B ra n d t erwägen nur alternativ die Abgabe 
dnes Tdls des Aufkommens des gewerblichen Güterfernverkehrs an die Bundes. 
bahn. Beachtenswert ist der Hinweis von B ra n d t, daß in diesem Fall die 
Abgabe nicht gleich hoch bemessen zu werden br.aucht wie bei yerwendung des 
Aufkommens ausschließlich innerhalb des gewerbhchen Straßenguterfernverkehrs, 
Eine vom Verfasser vorgenommene alternative Berechnun.g ha.tergeb~n, daß zur 
Herstellung der Gleichgewichtslage in de: Konkurren.zsltuat~'?n :wlsche.n dem 
Güterverkehr der Schiene und der Straße m der Tat 'em betrachthch genng('!res 
Aufkommen an Ausgleichsabgaben genügt als bei Verwendung des vollen Auf", 
kommens ausschließlich für Zwecke des Straßenverkehrs. Das Aufkommen aus 
der Ausgleichsabgabe des W,erkgüterfernverkehrs soll nach Auffassung von 
B r a n d t am zweckmäßigsten voll der Bundesbahn zugute kommen. Be r k e n '" 
ko p f zieht eine alternative V,erwendung in Betracht, Pi rat h empfiehlt -
soweit erkennbar -- die V,erwendung nur für Straßenv,erkehrszwecke. Pi rat h, 
der als 'einziger auch die Binnenschiffahrt heranzuziehen wünscht, befürwortet 
die Verwendung dieses Ausgleichsabgaben"Aufkommens vorwiegend innerhalb 
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der Binnenschiffahrt selbst, will aber dort, wo Schiene und Straße Zubringer .. 
di:enst leisten, diese nicht leer ausgehen lassen. Alle Autoren verneinen, daß es 
ihnen bei ihren Vorschläg,en lediglich um die Verbesslerung der Wdtbewerbs:> 
grundlagen der Bundesbahn geht. Sie bejahen vielmehr, daß ihnen ebenso viel 
oder mehr an der Ermöglichung eines internen AusgLeichs innerhalb der einzelnen 
V,erkehrsarkn und insbesonder,e an der·Stärkung des Fläclien .. , Abseits" und des 
g,egenwärtig wenig,er lertragrdchen V,erkdlfs liegt. Mehrere Autoren erwägen zur 
Erreichung dieser Ziele auch die DiHerenzierung der Beförderungssteuer. In 
organisatorischer Hinsicht schlagen einige Aut,oren für die Enechnung der Aus .. 
gleichsabgaben des Güterfernverkehrs, teils auch für dLe V,erteilung der Mittel, 
die Bundesanstalt für den Güt,erf·ernv,erk,ehr vor, Be r k 'e n ko p f hält eine Aus .. 
gleichskasse der Selbstverwaltung des Kraftverkehrs für mehr geeignet, andere 
Autoren haben sich zu dieser Frage nicht geäußert. Nicht erkennbar ist, wo 
die Berechnung 'etwaiger Ausgleichsabgaben des gewerblichen Güternahverkehrs, 
des Werkgüternahv,erkehrs und des Omnibusverkehrs und durch welche Stelle 
die Verteilung der Mittel erfolgen soll. Die von P i rat h vmgeschlagene Aus,: 
gleichsabgabe der Binnenschiffahrt soll durch das BundesverkehrsministeriulU 
oder eine geschäftsführ,ende Wass,erstraßendirektion erhoben und verteilt werden. 

IV. Einige Stellungnahmen zu den Ausgleichsabgaben=Vorschlägen 
Soweit Stellungnahmen zu den Vorschlägen aus der Zeit vor der Dortmunder 
Verkehrsministerkonfer,enz vmliegen, sind sie an früherer Stelle bereits behandelt 
worden. Nachstehend sollen kurz nur einige Stellungnahmen angeführt werden, 
die sich auf die neuer,en Vorschläge beziehen. 

1. Gewerkschaft,en 
Die Gewlerkschaft OeHentliche Dienste, Transport und V,erkehr hat sich zur 
V,erkehrspolitik schon 1951 in grundsätzlicher Weise geäußert. 22) Doch findet 
sich darin kein Hinweis auf das Problem der Ausgleichsabgabe. Dagegen hat sich 
S eh m i d t vor kurzem in dem Organ des Bundesvorstandes des Deutschen Ge .. 
werkschaftsbundes 23) sehr ,eingehend über das Thema "Zur Dringlichkeit ge .. 
meinwirtschaftlicher V,erkehrsordnung" ausgelass'en. Er untersucht zunächst die 
Standortstruktur als R'esultante des Verkehrssystems, weist dann die Notwendig~ 
keit einer räumlich dezentralisierenden Verkehrspolitik zugunsten der Rand .. 
gebiete nach,. behandelt anschließend die Frage, ob im heutigen Verkehrssystem 
ein gemeinwirtschaftlicher Standortausgleich weiterhin möglich ist, um schließ .. 
lieh das Erfordernis der Marktr,egulierung 'herauszustellen und Ziel sowie 
Zwischenstadien aufzuz'eigen. 

Unter Verweis auf Pr e d ö h 124) geht S. von den F,eststdlungen der naHonal" 
ökonomischen Theorie aus, daß es ohne R,egulierung eine Ordnung im V,erkehrs .. 
wesen nicht geben kann. Unter dem Gesichtspunkt des Koordinationsproblems 
bleibe nur übrig, das gesamte Binnenverkehrswes'en als ,einen Markt - oder 
besser als ,einen Zusammenhang von Märkten, die durch weitgehende Substi::: 
tuHonsmöglichkeiten miteinander verbunden sind -- zu betrachten. Die Ver" 
fassung des Marktes sei teils monopolistisch, teils oligopolistisch. Daraus ergebe 
sich d1e "Aufgabe, diese Marktverfassung durch eine staatlich geordnete, ge .. 
bundene Konkurrenz zu ersetzen"25), wobei diese Regulienmg "gleichzeitig die 
gemeinwirtschaftlichen Zwecksetzungen zu gewährleisten" hat. Für den Markt::: 
theoretiker sei durch bloße Herstellung "gleicher Startbedingungen" für alle 
Konkurrenten 'eine Ordnung nicht möglich. Das Problem der Zurechnung der 
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Kosten des Verkehrs sei noch nicht gelöst. Eine Verkehrsteilung nach dem Maß" 
stab der jeweiligen Transportentferrrung, einer Einteilung der Güter, nach be" 
,s~immten Verkehrsverbindungen oder nach regionalen Prinzipien richte sich gegen 
<:he Dynamik des technischen Fortschritts, würge den Zwang zur RationalisierunCT 
ab und belaste die VlOlkswirtschaft mit überhöhten Betriebs,: und Investitions: 
kosten. Eine nach den geringsten volkswirtschaftlichen Kosten strebende Lö,: 
sung müsse geschaffen werden. Die heute kurzfristig zu schaffende Notlösuncr 
zugunsten der Bundesbahn dürfe dieses Ziel nicht verbauen, sie könne nur ein~ 
Uebergangslösung sein. Ebensowenig wie die "Aufgabenteilung" könne ein 
finanzieller "äußerer Ausgleich" aus den Mitteln des Fiskus zweckmäßig Cl''' 

scheinen (abgesehen von den sogenannten politischen und soQnstigen KricCTs,: 
lasten der Bahn). S. beschreibt kurz den Vorschlag von Pi rat h und gibt ';U 
bedenken, daß sich hier - jedenfalls auf der Straße - wieder das hekannte 
Kostenzurechnungsproblem stellt. S. führt dann aus: "Konsequenter als Piraths 
"innerer Ausgleich" ist dne Variante des von B ra nd t wiederholt vorgeh'agcnen 
V,orschlags einer Ausgleichsabgabe auf den Straßengüterverkehr (einschließlich 
Werkverkehr), nach der Brandt diese Ausgleichsabgabe unmittelbar der Bahn 
zufli:eßen lassen will. Brandt rechnet - im Gegensatz zu Pirath - nicht mehr 
mit der politischen Durchsetzbarkeit einer Zwangsorganisation auf der Straße 
mit allgemeiner Betriebs,: und Befördenmgspflicht (etwa in Gestalt des früher,en 
Reichs,:Kraftwagen,:Betriebsv,erbandes RKB), ,er bezeichnet seinen VorschlaO' 
lediglich als Alternative zu dieser versäumten Lösung. Wenn aber unter de;;' 
obwaltenden politischen Umständen dn Neo,:RKB zur Zeit nicht zu eneichen 
ist, so wird die Brandtsche Ausgleichsabgabe auf noch größere politische Hinder,: 
nisse stoßen. Zu Unrecht." S. fordert: "Soweit und solange die V,erkehrsträger 
an den gemeinwirtschaftlichen Lasten nicht im gleichen ProQzentsatz ihrer Ge" 
samtleistungen teilhaben, wird dn finanzieller Ausgleich von Verkehrszweig zu 
V,erkehrszweig voQlkswirtschaftlich notwendig sein. Dem Prinzip des inneren Aus" 
gleichs innerhalb der jeweiligen V,erkehrsträger müsse dn Kostenausgleich zwi" 
sehen den drei Verk,ehrsträgern (Schiene, Straße, Wasserstraße) an die Seite gc" 
stellt werden. In seinen weiteren Ausführungen behandelt S. die 'Organisatori" 
sehen Probleme dwa im Sinne der bekannten VoQrschläge der OeTV. Als un,: 
aufschiebbar notwendig führt S. folgende Maßnahmen an: ,,1. Der Bundesbahn 
mÜssen die finanziellen Lasten für die Beseitigung der Kriegsschäden und des 
Nachholbedarfs wie auch die sogenannten politischen Lasten abgenommen wer,: 
'den, zumindest durch langfristige Kredite. 2. Die gemeinwirtschaftliche Tarif,: 
differenzierung darf zugunsten v,erbesserter Wdtbewerbsfähigkeit der Bahn nicht 
weiter beschnitten werden - sie ist vielmehr angesichts der Existenznot der 
Randgebiete mindestens auf den alten Stand wieder auszubauen. 3. Solange eine 
:Abgabe zum Finanzausgleich für gemeinwirtschaftliche VerkehrsbedienunCTen 
legislativ nicht verwirklicht wird, muß die Bindung des Kraftwagentarifs an den 
Eisenbahntarif aufrechterhalten bleiben. 4. Die Innehaltung des KraftwaCTen,: 
tarifs und der Konz,essionskontingentierung ist mit allem Nachdruck zu sichern 
hierzu muß die Bundesanstalt für den Güferkraftverkehr nunmehr bcschleunicrt 
aufgebaut werden. 5. Solange eine den W'erkverkehr dnbeziehende Ausgleich~,: 
abgabe nicht verwirklicht wird, müssen Maßnahmen zur Einschränkung des 
W,erkverkehrs ,ergriffen werden. 6. Die staatliche Tarifhoheit ist auch im Binnen,: 
schiHahrtsgesetz zu v'erankern." Nach Auffassung voQn S. soll in der nächsten 
Stufe des VIerkehrspolitischen Aufbaues die Bundesanstalt für den Güterkraft,: 
verkehr zu 'einem Zwangsverband mit Beförderungspflichten umgestaltet und 
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eine ,entsprechende Einrichtung für die Binnenschiffahrt geschaffen werden. 
"Sobald dann auch der "gegenseitige Finanzausgleich" geschaffen woQrden ist, 
kann die gegenwärtige Tarif~oppelung fallen." 

2. Wirts cha ft 
Die wichtigsten Stellungnahmen der Wirtschaft zum Ausgleichsabgaben",Problem 
sind bereits dargelegt woQrden 26). Wie dte ViQl'schläge und Auffassungen voQn 
Böhm, H,elfrich, K'Ülath und Kampf beweisen, steht die Wirtschaft 
diesem Problem nicht negativ gegenüher. Bemerkenswert ist die ablehnende 
Stellungnahme vlOn Li n cl ,e n 27), die allerdings noch aus dem Jahre 1952 stammt. 
Er sagt: "Allein die Entlastung auf der Ausgabenseite der V,erkehrsträger ist der 
W,eg, auf dem deren Gesundung zu erreichen sein wird. Jede Maßnahme, die 
zu einer Verteuerung des V,erkehrsdienstes (z. B. Ausgleichsabgaben) führen 
müßte, ist im Hinblick auf dieSle klare Zielsetzung zu vermeiden, und es darf 
noch hinzugefügt werden, daß auch die Gesamtsituation der deutschen Wirt,: 
schaft, gekennzeichnet durch die deutlichen Merkmale dner nachlassenden Kon" 
junktur, l~ein anderes Vorgehen gestattet." An späterer Stelle führt L. aus: "Ohne 
Zweifel hat die mehrfach 'erwähnte Tariferhöhung dem W,erkv,erkehr neuen Auf" 
trieb gegeben: Man wird nicht verkennen dürfen, daß auch der W'erkverkehr 
gewissermaßen im Wetthewerb zum öffentlichen V,erkehrsdienst steht. VoQlks,: 
wirtschaftliche Ueberlegungen führ·en auch hier wiederum zu der Forderung, 
daß der Verkehrsdienst der öHentlichen Hand und der gewerblichen Unter,: 
nehmer durch verbesserte und billigere Leistungen bestrebt sein muß, die ver" 
ladende Wirtschaft zu tCinem Abbau ihres W·erkv,erkehrs zu v,eranlassen, und 
daß man nicht umgekehrt durch Einfühnmg voQn Abgaben oder sonstigen Sonder" 
belastungen den Kraftwagen allgemein 'Oder den W,erkverkehr im besondercn 
zum Schutz·e des öffentlichen V,erkehrs belasten darf." 
Das "Handelsblatt" bemerkt in seiner Jahresschlußnummer 2H): " ••• W'enn der 
Lastkraftwagen in zunehmendem Maße in die unterlen Tarifklasseneindringt und 
Transporte durchführt, die iQl'ganisch auf die Schiene gehören, S'Ü kann 'Cl' das 11Ul' 

deshalb, weil ihm aus den Beförderungsleistungen in den höhercn Tarifklassen 
eine Differentialrente lerwächst, die den LK\V instand setzt, entweder Tarif,: 
unterbietungen voQrzunehmen, SoQ Transporte an sich zu reißen, oder aber einen in" 
ternen Frachtenausgleich vorzunehmen, d. h. die Transporte in den unteren Tarif,: 
klassen zu subv,enHonieren." In diesem Problem sei die Schlüssclstellung für 
die organische V,erkehrsteilung zu suchen. Dieser Auffassung hatte das Han,: 
delsblatt noch foQlgende Bemerkung v'Ürangestellt: "Künstlich, d. h. durch~ Steuern 
.oder ander:e fiskalische Abgaben den Straßenverkehr zu behindern und einzu,: 
schränken, wäre auch töricht, weil man dadurch dne nun einmal t'echnisch 
gegebene Entwicklung hemmt. Weit 'entscheidender kann die Schiene die Straße 
in Form ,einer lentsprechenden Tarifgestaltung treffen." Ob damit bereits die 
Tarifgestaltung, wie sie jetzt durch die Bundesbahn vlOrgeschlagen woraen ist, 
gemeint ist, vermag man nicht ohne weiteres zu erkennen. 

3. K ra ftver k.ehr 
Die ablehnenden Stellungnahmen der Arbeitsgemeinschaft Güterfernverkehr zum 
Gedanken der Ausgleichsabgabe aus dem Jahr'e 1952 sind bereits erwähnt wor,: 
den. 29) Seit Anfang 1953 hat sich immer schärfer der Zwang, angesichts der 
bedrohlicher werdenden Lage der Bundesbahn wenigstens zu einer Notlösung 
zu kommen, in den V,ordergrund geschoben, so daß das Ausgleichsabgaben" 
ProQblemetwas zurückgetreten ist. 



208 11. Rogmann 

Eine Stimme aus Kreisen des gewerblichen Güterfernv,erkehrs meinte vor kurzem, 
es sei etwas sehr abwegig, zu fo~dern, daß der kritischen Lage der Bundesbahn 
durch den gewerblichen Güterfernv,erkehr aufgeholfen werden soll. Hinsichtlich 
der Einnahmeentwicklung habe sich die Lage bei der Bundesbahn wesentlich 
günstiger gestaltet als beim gewerblichen Güterfernverkehr. "Daher müssen nach 
wie vor auch alle neuen Pläne, dem Güt,erfernverkehr eine Ausgleichsabgabe auf" 
zulegen, als ungerechtfertigt abgelehnt werclen."30) 
Offenbar stammt auch die nachfolgende Aeußerung aus Kreisen des Kraft" 
verkehrs: "Den Selbstv,erwaltungsorganisationen fällt damit eine Aufgabe zu, 
die weit über das hinausgeht, was in den letzten Jahren zu leisten war. Jetzt 
kommt ,es darauf an, daß die Maßnahmen und Ziele des einzelnen Verkehrs" 
trägers den Belangen des gesamten V,erk'ehrswesens und der Volkswirtschaft in 
einem weit stärkeren Maße, als es bisher der Fall war, untergeordnet werden. 
Kein Verkehrsträger kann in sich gesunden, wenn es den anderen wirtschaftlich 
schlecht geht. Der Gemeinschaftsgedanke muß deshalb hei allen verkehrs" 
politischen Erwägungen und Plänen oberstes Gesetz werden. Deshalb sollte auch 
Abstand genommen werden v.on allen Maßnahmen, die geeignet sind, den W,ett" 
bewerb untereinander zu verschärfen. Sondersteuern, Ausgleichsabgaben, ein" 
seitige Tariferhöhungen werden zum Beispiel nie zu dem gewünschten Erfolg 
führen, sondern letztlich nur das Gegenteil dessen bringen, was angestrebt 
war."31) 
Auch Eie h h '0 f f32) hat zur Frage der Ausgleichsabgabe Stellung genommen. 
In dem Bericht über die Kundgebung des bayerischen Straßenverkehrsgewerbes 
in München heißt ,es: "Zur Frage der Ausgleichsabgabe wies Eichhoff zwar auf 
die besonderen sozialen, politischen und Kriegsschädenlasten der Bahn hin, auf 
deren Leistungen man nicht verzichten könne; jedoch gäbe es eine Anzahl von 
Möglichkeiten, die unglückliche Lage der Bahn zu bessern. Vor allem müßte man 
versuchen, deren unwirtschaftliche Leistungen abzubauen. So solle man auch 
statt dem Gedank,en an eine Ausgleichsabgabe tausend andere Ueberlegungen 
anstellen, bevor man eine solche Sache ernsthaft weiterverf'Ülgte ... " - Falls jene 
"tausend ander,en Ueherlegungen" nicht hereits von ernsthaften Verkehrswiss,en" 
schaft1.ern und Verkehrspolitikern angestellt worden sein s.ollten, würde E. sich 
unzweifelhaft ein Verdienst erwerben, wenn er sie näher k.onkretisieren würde. 
Es ist immerhin bemerkenswert, wenn E., obwohl die Y,erkehrsministerkonferenz 
einstimmig die Klärung des Problems der gemeinwirtschaftlichen und hetriebs" 
fremden Lasten der Bundesbahn beschl'Üssen und eigens zu diesem Zweck einen 
Sachverständigenausschuß ,eingesetzt hat, von einer ernsthaft'en Wdterverfolgung 
des Gedankens an eine Ausgleichsabgabe abraten zu sollen glaubt. 
Verfasser hat v.or kurzem in knappster Form den Inhalt der verschiedenen V'Ür" 
schläge zum Ausgleichsabgahen"Problem zusammengefaßt und daran einige 
Fragen geknüpft. 33) Angesichts der schwierigen rechtlichen Problematik ven" 
tiliert er den Gedanken, den Ausgleich auf freiwilliger Grundlage, d. h. auf Grund 
einer internen RegelUllg innerhalb des Berufsstandes der gewerblichen Güter" 
fernverkehrsunternehmen, durchzuführen. Zu den Auffassungen v.on B r a n d t 
und Pi rat h stellt er fest, daß sie sich insoweit decken, als beiden daran liegt, 
die Verkehrsbedienung der wirtschaftlich schwachen Gebiete günstiger zu ge" 
stalten als bisher und die Volkswirtschaft v'Ün der Ueberschärfe des K'Ünkurrenz" 
druckes zu entlasten. Die Bundesanstalt für den Güterfernverkehr könnte sich 
aus dem Ueberwachungsinstrument des Güterkraftverkehrsgesetzes in ein wich", 
tiges Ausgleichsinstrument wandeln und der Ordnung des Verkehrs in idealer 
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Weise di,enen, wenn si!e bereit wär,e, innerhalb ihver neuen Aufgabe nicht nur 
Berechnungen anzustellen, s'Ündern die Ausgleichszahlungen s'elbst durchzuführen, 
soweit es sich um d~e Ausgleichsabgabe des gewerblichen Güterfernverkehrs han" 
delt. Bezüglich der Ausgleichsabgabe des W,erkfernv·erkehrs käme wühl nur ihre 
Errechnung durch die Bundesanstalt in Betracht, während die Zahlungen vün der 
Wirtschaft unmittelbar an die Bundesbahn .oder -eine sonst durch Gesetz zum 
Empfang bestimmte Stelle zu leüsten wären. Abschließend gibt Verfasser der 
H'Üffnung Ausdruck, daß auch die Yerkehrsträg,er selbst nunmehr zu der u. a. 
v'Ün Berkenkopf, Brandt und Pirath vürgetragenen Problematik Stellung nehmen 
werden. 

Die Zentralarbeitsgemeinschaft des Straßenverkehrsgewerbes ,eröffnete die Dis" 
kussion über den Aufsatz des Verfassers. 34) Es wird eingewendet: "Ein Haupt" 
fehler aller Ueberlegungen liegt darin, daß man nur den Fernverkehr betracht'et 
und nur diesem ,eine ungenügende Bedienung abseits g.eJegener Gebiete v.orwirft, 
während man bei diesen Fragen s.eJbstv,erständlich das Yerk,ehrsmittel Kraftwagen 
im ganzen sehen müßte." An späterer Stelle wird gefordert: "Wenn man hier 
Vorwürfe wegen ungenügender Bedienung der Fläche machen will, müßte erst 
einmal statistisch nachgewiesen werden, wie vi.eJe in v,erkehrsarmen Gebieten 
bestellte Lastzüge nicht gestellt worden sind." Zu der v'Ün mehr,er,e~ Autoren dar" 
gelegten Absicht, die verkehrsabgelegenen Gebiet,e noch besser und noch billiger 
zu bedienen, als dies heute der Fall ist, sei die Untersuchung dei: Frage erf'Ürder" 
lieh, üb dazu wirklich dn Bedürfnis besteht. Es komme Mer viel weniger auf den 
unmittelbar,en F,ernv,erkehr als auf den Nahverkehr bezw. Zubringerv,erkehr an. 
In dieser Beziehung seIen aber alle Gebiete ausreichend v,ers'Ürgt. Die Transp'Ürte 
für landwirtschaftliche Güter seien bereits durch die Y,erbilligung des Diesd" 
Kraftstoffes für die Landwirtschaft weitgehend staatlich subventioniert. "Wo 
soll da noch das Bedürfnis hergeleitet werden, den Kraftverkehr in abgelegenen 
Gebieten nDch weiter zu verbilligen? Und mit welcher Be~ründung s.oll diese 
gewünschte V,erbilligung v'Üm Fernverkehr, der seiners,eits auch in erheblichem 
Umfange die Fläche bedient, getragen werden? Es zeigt sich alsD, daß eigentlich 
gar kein Bedürfnis besteht, den Y,erkehr für die abseits gelegenen Gebiete 
n.och zu verbilligen. Daher muß .auch eine für diesen Zweck zu erhebende 
Ausgleichsabgabe abg.eJehnt wel.1den." W,enn Brandt vorgeschlagen habe, die 
Ausgleichsabgabe nicht schematisch je beförderte tüder tkm, s'Ündern erst von 
einer gewissen M,enge beförderter ~i1ter üder ge1eistete,r tkm, ~esser noch .. vün 
einer g,ewissen Höhe 'erzielter Frachtemnahmen ab zu erheben, well.~adurch uber~ 
steigerte Differ,entialgewinne am best,en herang,ezügen werden konnten, so set 
ein der,artiges Verfahren nicht anwendbar, "weil es weder auf die t bezw. tkm 
oder die erzidten Frachteinnahmen ankommt, sondern einzig und allein auf den 
Unterschied zwischen den Nett'Üeinnahmen und den Betriebsausgaben. Es ist 
daher auch falsch, anzunehmen, daß der Bundesanstalt laufend die für die Be" 
rechnung der AusgLeichsabgabe benötigten Zahlenunterlagen zur Yerfügung 
stehen werden". Um der Bundesanstalt zu ermöglichen, als Ausgleichsinstrument 
tätig zu werden müßte sie "vün jedem Lastzug nicht nur die Unterlagen über 
die Frachteinnahmen, sondern auch aUe Leistungsangaben und die gesamten Be" 
triebskostenerhalten und auswerten". F.erner wird festgestellt: "Die Differential" 
rente im Güterfernverkehr gibt es also gar nicht!" und anschließend: "Für den 
gewerblichen Güterfernverk,ehr bleibt also kein Grund übrig, Ausgleichsabgaben 
zu planen." Weiter wird betünt, daß die Steuerleistungen aus der Differential" 
:rente 4{) bis 80 % betragen und nur beim gewerblichen Kraftverkehr anfallen. 
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Beim W-erkv-erkehr "werden die Gewinne des Hauptbetriebes durch die Verluste: 
der Transportabteilung geschmälert, so daß der Staat weniger Steuern bekommt", 
Man könne keinen Grund finden, "der zu der Annahme berechtigt, daß die Ein~ 
führung <einer Ausgleichsabgabe - wenigstens soweit dies den gewerblichen 
Güterfernv-erkehr betrifft - der Ordnung im Verkehr dienen könnte". Zum, 
Schluß wird ausgeführt: "Die verschiedenen Gremien und Ausschüsse sollten 
sich daher nicht mit Plänen über eine Ausgleichsabgabe des Kraftwagens be", 
fassen, sondern damit, wie die Bundesbahn durch eine -entsprechende Reorga'" 
nisation und Rationalisierung gesund gemacht werden kann. Dabei 'erkennen 
wir durchaus di.e Forderung nach der Erstattung betriebsfremder Lasten der 
Bundesbahn durch den Bund ,an. Bezüglich der hierfür in Frage kommenden Po:, 
sitionen und ihrer Höhe wären jedoch objektive Feststellungen erforderlich ... " 
- W,enngleich -es nicht möglich ist, an dieser Stelle zu allen aufgeworfenen Ein:: 
zelfragen Stellung zu nehmen, so 'erscheinen doch -einige Bemerkungen angezeigt. 
Wenn man daran denkt, nicht nur den Ausgleich innerhalb des Berufszweio-es 
der gewerblichen Güterfernverkehrsunternehmen durchzuführen, sondern al~ch 
die Absicht hat, eine verbesserte und verbilligte V-er kehrs bedienung in den wirt:: 
schaftlich wenig erschlossenen Gebieten und in den Randgebieten zu crmöo-lichen 
so wird man sich den Vorschlägen von B 'e r ke n k 0 pfund Pi rat h an~ 
s~hließen müssen, die in das Ausgleichssystem auch den Straßengüternahverkehr 
emzubeziehen wünschen. Die Notwendigkeit, in diesen Gebieten die Voraus,: 
~etzungen für <eine v-erbesserte und verbUligte V,erkehrsbedienung zu schaffen, 
1st .von ,ernsthaften Verk-ehrswissenschaftl·ern und V-erkehrspolitikern so oft unter:: 
strIchen worden, daß kaum ein Zweifel an der Berechtigung dieser Forderuncr 

besteht. 35) Daß ,es keine ,echten übersteigerten Differentialgewinne im Gütel~ 
fernverk'ehr geben soll, wird auf Grund des Morgenthaler::Gutachtens und anderer 
Untersuchungen bezweifelt werden müssen. Eine Spezialstatistik über die ZlV 
lassu~g neuer. Lastkraftwagen und Anhänger nach einzelnen Fahrzeughaltern 
unclem V-erglcich des Bestandes an Lastkraftwagen und Anhängern jetzt mit dem 
~estand etwa zur Zeit der Währungsreform würde weitere Aufschlüsse crmöo-" 
~c~en. pie Bundesanstalt für den Güferfernv,erkehr verfügt auf Grund der Fracht:: 
.rtefe uber alle <einzelnen Angaben, soweit sie sich auf die Frachteinnahmen be" 

ZIehen. Will man schon nicht die Plankostenrechnung von Morgenthaler aner" 
kennen, so könnte die Bundesanstalt bezüglich der mittler·en Selbstkosten sich des 
V'erfahrens von B rau n e r 36) bedienen. Aus dem Vergleich der Frachtein" 
na~men ~it den Selbstkosten würde sich die Differentialrente ziemlich genau er" 
~~ en. !,)Ie Anwendung des gleichen V,erfahrens würde beim Werkfernverkehr 

le annahernd genaue F'eststellung der unmittelbaren Differentialersparnisse 
gestatten. 

4. Z We i M i n ist er" S tim me n 

Die Verkehrsminister betrachten sich als Sachwalter der Interessen aller Verkehrs,: 
ar~l~' Die von ihnen geübte Objektivität hat sie einstimmig die bekannte Ent" sb Ihßung auf der Dortmuneler Konfer,enz fassen lassen, sie aber zugleich davon 
de~~ alte~, zu ICinem Problem, das noch der eigentlichen Klärung bedarf, ein" 
b' g be~ahend 'Oder verneinend Stellung zu nehmen. Auf der Tagung der Ar", 
S:lilgememsch~.ft Güternahverkehr ging der Bundesminister für Verkehr auf die 
G~t~f: des Guterr~ahverkehrsgewerbes ~ V,er~~lt~is zu~ Bundesbahn und zum 
öff tl· rnverk:hr 'em. Er sagte: " .. ' DIe Verhaltmsse hegen deshalb, von den 

CU lchen EIsenbahnen her gesehen, beim Güternahv,erkehr ganz anders als 
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beim Güterf,ernverkehr: währ,end die Bahn dem Fernv-erkehr gegenüber auf den 
Schutz des Staates angewiesen ist, um ihre gemeinwirtschaftlichen Aufgaben zu 
erfüllen, zu denen sie durch gesetzliche Auflagen, nämlich die Betriebs" und 
Beförderungspflicht und den Tarifzwang, .angehalten wird, ergänzt der Nah:: 
verkehr die Eisenbahn in der Erfüllung ihrer Aufgaben .. ."37) - Bei <einer an:: 
deren Gelegenheit br,achte der Bundesminister für V,erkehr zum Ausdruck, er 
halte es für durchaus diskutabel, die einzelnen V-erkehrsträger mit den Kosten 
ihrer Fahrbahnen zu belasten, dn Grundsatz, der bislang nur bei der Bundes,: 
bahn als selbstverständlich betrachtet werde. Eine Ausgleichsabgabe der Bundes,: 
bahn halte er insoweit für gerechtfertigt, als die Bundesbahn V,erkehrsreserv,en 
vorhalten müsse. 38) - Auf dem Herrenabend in der KongreßhaUe des Aus,: 
stellungsgeländes der 36. Internationalen Automobilausstellung in Frankfurta.M. 
Olm 23. März 1953 hielt der Bundesminister für V,erkenr dne besonders bedeut,: 
same Ansprache. 30) Der Minister ,erwähnte darin auch die starken Vorbelastun,: 
gen der Bundesbahn, den großen Nachholbedarf der Kriegs,: und Nachkriegszeit, 
durch süziale Tarife, Ausnahmetarif·e und sonstige politische Anforderungen. 
Zur Zeit prüfe das Bundesv,erkehrsministerium zusammen mit dem Vorstand 
der Deutschen Bundesbahn mit großer Sorgfalt, welche Maßnahmen 'ergriffen 
werden können, um ihren finanzielLen Status zu ,entlasten. \Vörtlich sagte der 
Minister in di.es,em Zusammenhang: "W,er von außen her -erhöhte Lohn,:, Ge:: 
halts:: und Materialkosten aufgezwungen ,erhält und diese Kostenprogression nicht 
auf die Entgelte überzuwälz:en vermag, muß defizitär werden. Gegen solche 
Entwicklungen sich in Schlagworte wie "Rationalisierung" und "verkehrspoli,: 
tische Maßnahmen" retten zu wollen, ist billig, führt aber zu keiner Lösung ... 
Es ist unzweckmäßig, zum Ausgleich für die sozialen und politischen Belastungen, 
die ,e in ,e m V,erkehrsträger _auferlegt sind, nun auch den an der <C n mit solchen 
Lasten zu belegen, ·es sei denn, daß diese Lasten dnen wirtschaftlich vernünftigen 
Sinn haben und daher wirklich verantwortet werden können. Wirtschaftlich 
nicht vernünftig aber scheint ,es mir zu sein, dem duen Verkehrsmittd nur tlarulIl 
höhere Unkosten aufzuerlegen, damit es in seiner Konkurrenzfähigkeit zu dem 
anderen V,erkehrsmittel beschränkt wird. Aus diesem Grund halte ich, wie Sie 
wissen, auch nicht viel von der im v-ergangenen Jahre durch das Nordrhein" 
Westfälische V,erkehrsministerium beantragten Ausgleichsabgabe. Die l3elastun" 
gen der Bundesbahn aus gemeinwirtschaftlichen und sozialen Gründen sind ja 
nicht -entstanden, um anderen Verkehrsträgern zu dienen, sondern um ganz 0111" 
gemein der Wirtschaft und dem Staat die Erfüllung ihrer Aufgaben zu erleichtern. 
Nur auf einem Sektor leistet die Bundesbahn vor und hat einen Anspntch auf 
Ausgleich durch andeJ.'le Verkehrsträger, nämlich durch das ständige Vürhalten 
einer Transportreserve für V,erkehrsspitzen oder für den Ausfall anderer V,er" 
kehrsträger im Winter. Hingegen halte ich es für durchaus berechtigt, die ein,: 
zeInen V,erkehrsmittel mit den Küsten der Fahrbahnen zu belasten ... " Es müsse 
femel' geprüft werden, "ob die V,erkehrsträger unter Würdigung ihrer technischen 
und betrieblichen Eigenart und ihrer wirtschaftlichen Struktur gerecht und 
gleichmäßig zu der Beförderungssteuer herangezogen werden. Entweder ßeför,: 
derungssteuer für alle V,erkehrsträger und ihre Unterarten, oder W'egfall jeder 
l3eförderungssteuer: nur so gibt -es für alle gleiche Startbedingungen ... " 
Was den W-erkverkehr anlangt, stellte der Minister fest: " ... Man wird den 
Gründen nachspüren müssen, die zu der Ausdehnung des W,erkverkehrs Ver" 
anlassung geben, und man wird durch Maßnahmen mancherlei Art versuchen 
müssen, den Anreiz für diese Ausweitung zu nehmen. Vielleicht gelingt es damit, 
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den Umfang des Werkverkehrs in einem volkswirtschaftlich vertretbaren Ausmaß 
zu h~Iten, vor allem, wenn man sich in diesen Kreisen einmal wirklich verant" 
worthch mit den tatsächlichen Selbstkosten befaßt ... " Um Mißdeutungen 
v'~r~ubeugen, sei empfohlen, den v,olIen Wortlaut der Ansprache des Bundes" 
mInIsters für Verkehr nachzulesen. 
D~~ Minister für Wirtschaft und Verkehr des Landes Nordrhein,,\VestL1.len 
erlauterte vor einem halben Jahr in einem umfassenden Vortrag 40) u. a. die 
scMechte Finanzlage der Bundesbahn und "trat dafür ein, die betriebsfremden 
Personal1asten, die die Bundesbahn zur Zeit schwer belasten, auf den Bundes" 
haushalt zu übernehmen und bezüglich der gemeinwirtschaftlichen V'erpfIich" 
tungen einen zweckvollen Ausgleich zu finden. In diesem Zusammenhang nannte 
~er Minister auch den Vorschlag einer Ausgleichsabgabe, der auf der im Dezember 
m Dortmund stattgefundenen Y,erkehrsministerkonferenz behandelt worden ist 
und mit dem sich jetzt ,ein zu diesem Zweck einges'etzter Ausschuß befaßt.': 

V. Die neuen Bundesbah'Il~Sanierungs.Vorschläge 
Von der Jahreswende 1952/53 an v'erschlechterte sich die finanzielle Lage der 
Bundesbahn rascher, als es Optimisten Ende 1952 noch für wahrscheinlich ge" 
halten hatten. Der Vorstand und die HauptVerwaltung der Deutschen Bundes" 
ba~n unterrichtet-en die Oeffentlichkeit in ausreichender W,eise über die Trao-" 
wette und die Dringlichkeit der anstehenden Probleme. Staatsminister a. D. 
D.:. H i 1 p 'e r t wies wiederholt auf die ungleichen Startbedingungen der V,erkehrs" 
tr?ger hin. Die Schaffung gleicher Startbedingungen müsse das unverrückbare 
Zle~.der V,erkehrspolitik bleiben. Er erinnerte an die Auferlegung der Tarif" und 
Beforderungspflicht für die anderen Y,erkehrsträger und erwähnte auch die 
Erhebung einer AusgleichsabgabeH). 
Das Mitglied des Verwaltungsrates der Deutschen Bundesbahn, Bundestags" 
abg~ordne!er Ra de mach er, warnte noch im März eindringlich vor weiteren 
Tanfexperunenten und meinte: "Die Deutsche Bundesbahn ist in dem Augenblick 
gesund, wenn man sie von den ihr aufgebürdeten politischen Lasten befreit und 
wenn man 'die Sozialtarife (im Personenverkehr werden heute nicht we~iger 
als 70 % zu untertariflichen Preisen befördert) revidiert" (2). 
E~d.e April 1953 hat sich das Bundeskabinett mit den Vorschlägen des Bundes" 
mmlsters für Verkehr befaßt. Die vom Bundesminister für Verkehr vorge" 
tragenen Maßnahmen 'erstr,ecken sich auf folgende Gebiete: Kredifmaßnahmen 
Steuermaßnahmen, verkehrs" und tarifpolitische Maßnahmen, Rationalisierungs; 
maßnahmen (3). 
Folgende Forderungen sollen von der Bahn aufgestellt worden sein: Ausdehnung 
der Beförderungssteuerpflicht auf den gewerblichen und Werknahverkehr - mit 
Ausnahme der Kleinstfahrz,euge -, Erhöhung der Kraftfahrzeugsteuer für Last" 
kraftwagen und Omnibusse durch Beseitigung des "Knicks", Beschränkung des 
Werkverkehrs im Güter" und Personenv,erkehr, Beschränkung des Kraftwagen" 
Fernverkehrs auf Entfernungen und Güterarten unter Ausschluß der Massengüter, 
Konz'essionssperre für den Omnibus"Pernlinienv,erkehr, KontingentierunO' des 
Fernreise"Gelegenheitsverkehrs mit Omnibussen, Umstellung der Abferti;mCTs" 
vergütung im Kraftwagen" Güterfernverkehr, Umgestaltung der unmittelbal~n 
Frachtabrechnung im Güterfernverkehr, Uebertragung des Abfertigungsdienst~s 
des gewerblichen Güterfernv,erkehrs auf die Bundesbahn, bevorzugte Zuweisung 
vbn Omnibus"Künzessionen an die Bundesbahn, Erhebung einer Ausgleichs" 
a gabe vom gewerblichen Straßengüterfernverkehr und vom Werkfernverkehr 
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zugunsten der Bundesbahn, Zusammenziehung des Tarifgefüges der Klassen A, 
Bund C sowie Senkung der Klasse D 11). Der Kraftv,erkehr und die Wirtschaft 
haben zu diesen Vorschlägen - ,ersterer fast völlig, letzter,e teilweis·e ablehnend -­
Stellung genommen 15). Y,om Kraftverkehr wird die Befreiung der Schiene V'0n 
den bahnfremden Lasten zwar als berechtigt anerkannt, u. a. die Erhebung einer 
Ausgleichsabgabe jedoch abgelehnt. Gegen die Ausdehnung der Beförderungs" 
steuer auf den Güternahverkehr und die Erhöhung der Sätz·e Hir den Schwer" 
lastv,erkehr protestterte auch das Präsidium des Gesamtv,erbandes des deutschen 
Groß" und Außenhandels. Diese Maßnahmen müßten sich unmittelbar preis" 
steigernd insbesondere bei Nahrungsmitteln und auf dem Bausektor auswirken 
und zu einer Erhöhung der Lebenshaltungskosten führen ~6). 

Am 21. Mai 1953 hat sich der Y,erwaltungsrat der Deutschen Bundesbahn noch" 
mals mit den Sanierungsmaßnahmen befaßt, und der Präsident des Verwaltungs" 
rates, Bundestagsabgeordneter Dr. We 11 h .1 u s 'e n 47), gab in einer Presse" 
konfer.enz -einen Ueberblick über die Einzelheiten. Y'orstand und Verwaltungsrat 
der Bundesbahn hätten sich den Vorschlägen der Ständigen Tarifkommission 
und des Ausschusses der Y,erkehrsinter·essenten angeschlossen, in denen eine 
Ermäßigung der Tarife bei der Klasse A um 20 0/0, bei B um 16 0/0, bei C um 13 % 

und bei D um 10 % vorgeschlag,en wird, während die unteren Tarifklassen E bis G 
und auch die Entfernungsstaffel unverändert bleiben sollen. Die Beförderungs" 
steuer solle auch auf die Binnenschiffahrt und den Luftverkehr ausgedehnt 
werden. Im Werkverkehr und Güternahv·erkehr sei an eine pauschalierte Fest" 
setzung gedacht. Im Y,erwaItungsrat der Bundesbahn bestehe auch Einigkeit 
darüber, daß eine Novelle zum Güterkraftverkehrsgesetz erlassen werden mtisse, 
die sich vor aUen Dingen mit dem W,erkverk,ehr zu befassen habe. 

Am 27. Mai veranstaltete die Zentralarbeitsgemeinschaft des Straßenverkehrs" 
gewerbes in Bonn .eine Press'ebespl1echung, in der der gewerbliche Straßenverkehr, 
insbesondere der Güterfernverkehr, zu den Ymschlägen der Bundesbahn, haupt .. 
sächlich zur Abtarifi:erung der oberen Tarifklassen, Stellung nahm. Ra u ca m p d8) 
bemerkte, die vmgesehene Zusammendrängung der horizontalen W·ertstaffcl 
werde unübersehbar,e Y,erschiebungen der Wdtbewerbslage, insbesondere zu 
Lasten ohnehin wirtschaftsschwacher Gebiete, zur Folge haben. Der vorgesehene 
Umbau des DEGT zu einem reinen Wettbewerbstarif gegen den Kraftwagen 
bedeute allgemein dn Verlassen des bisher stets betonten gemeinwirtschaftlichen 
Tarifprinzips. W'enn die geplanten Maßnahmen durchgeführt würden, ergebe 
sich automatisch die Frage, ob nicht auch die Verkehrsgesetzgebung den neuen 
Y'erhältnissen angepaßt werden müsse. In einer weiteren Verlautbarung 4V

) hat 
die Arbeitsgemeinschaft Güterf,ernverkehr v,orangesteIlt: "Die Deutsche Bundes" 
bahn muß im Interesse der deutschen Volkswirtschaft wieder gesunden. Im Ver" 
kehr müssen aber gleiche Startbedingungen gelten. Die Bahn ist deshalb von 
betriebsfremden Lasten zu befreien, soweit sie unter Berücksichtigung ihrer Steuer" 
fr.eiheit tatsächlich dne Vorbelastung im W·ettbewerb der Y,erkehrsmittel dar" 
stellen." (Eine völlige Steuerfr,eiheit der Bahn besteht nicht.!) Sodann führt die 
Pficsseverlautbarung in 10 Punkten die Bedenken gegen die von der Bundesbahn 
vorgeschlagenen einz·elnen Maßnahmen an. 

Auch die Landesv,erbände der Arbeitsgemeinschaft Güternahverkehr haben auf 
einer Y'ersammlung in Konstanz g,egen die durch die Vorschläge der Bundesbahn 
drohende Belastung des gewerblichen Kraftv,erkehrs im allgemeinen und des 
Nahv'erkehrs im besonderen protestiert'(50). 
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Das "Handelsblatt'(61) unterzieht die vürgeschlagenen Maßnahmen einer bemer~ 
kenswert 'Objektiven WÜLdigung. "Ob der \1\'eg, die 'Oberen Tarifklassen im 
Güterverkehr ,abzubauen, auf die Dauer der richtige ist, könnte wühl erst die Zlt~ 
kunft lehren ... In der Tat läßt sich darüber streiten, üb sich die Bahn mit dem 
Kraftv,erkehr in ,einen Tarifkampf einlassen soll; denn das gemeinwirtschaftliche 
Tarifsystem wird damit im Grund schün durchbrüchen. Andererseits aber wird 
man, wenn man der Bundesbahn wirklich helfen will, 'Ohne die gemeinwirtschaft~ 
lichen Tarife ganz aufzugeben, Wühl kaum daran vürbeikümmen, den Güter~ 
verkehr zwischen Schiene und Straße anders aufzuteilen. Mit Recht wird zwar 
v'On manchen Seiten darauf aufmerksam gemacht, daß di,e finanzielle Lage der 
Bundesbahn günstiger wäre, wenn sie keine politischen Lasten zu tragen hätte. 
Es dürfte aber auch Wühl kaum zu bestreiten sein, daß die Bahn diese Lasten 
leichter tragen könnte, wenn ihr der Kraftverkehr nicht gerade die rentablen Güter 
wegg,enümmen hätte . . . W'enn man den Kraftverkehr, insbesündere den \XTerh 
verkehr, weiter wie bisher wachsen läßt, daneben aber der Bundesbahn ein gemein~ 
wirtschaftliches Tarifsystem aufzwingt und gleichzeitig 'erwartet, daß die Bahn 
'Ohne Fehlbeträge fertig wird, S'O wäre dies das gleiche, als wenn man die Quadratur 
des Zirkels lösen wüllte ... " 
Es ist nüch verfrüht, in dem zur Zeit heftig hin und her wogenden Widerstreit 
der Auffassungen Stellung zu nehmen. Die Beratungen über zahlreiche wichtige 
Fragen sind auch nüch nicht abgeschlüssen. Treten die vürgeschlagenen Tarif~ 
maßnahmen in Kraft, S'O wird sich die Spanne der Differentialrente und der 
Differentialersparnisse beim gewerblichen Güterfernv,erkehr und beim W'erk~ 
fernverkehr merkbar v,erringern. Diese Aenderung im Verhältnis vün Selbst~ 
kosten und Frachterlösen bezw. Tarifen würde nicht 'Ohne Einfluß auf die Höhe 
der. ~usgleichsabgabe sein, deren Erhebung .eine F'Orderung an die Verkehrs~ 
pohük bleibt, solange die Bundesbahn weiterhin mit gemeinwirtschaftlichen 
V~rpf1ichtungen belastet ist, die der Straßengüterfernverkehr nicht zu tragen hat. 
DIe Ausdehnung der Beförderungssteuerpflicht auf den gewerblichen Güter~ 
nahverkehr und den Werknahv,erkehr wird wahrscheinlich zu einer Erschwerung 
der Bestrebungen, den wirtschaftsschwachen und abseits gelegenen Gebieten eine 
bessere und billigere Verkehrsbedienung zu ermöglichen, führen. Das für die 
Y'ülkswirtschaft unentbehrliche gemeinwirtschaftliche Tarifsystem wird angetastet, 
u~des ist keineswegs sicher, daß sich daraus nicht abträgliche Wirkungen auf 
dle Standürtbedingungen der Wirtschaft ergeben werden. Die Möglichkeiten, 
gegebenenfalls später nüchmals mit ,einer Absenkung der ober'en Tarifklassen 
~em zweifellüs .. auch k~nftig ~ortbestehet;den Wettbewerb des L~stkraftwagens 

egegnen zu künnen, smd genng. Auf dle Dauer besteht sügar d~e Gefahr, daß 
m?n, Um zu einem Ausgleich der Betriebsrechnung zu kümmen, gezwungell sein 
w~d, die unteren Tarifklassen anzuheben. Davon würde das gesamte vülks" 
:"lItschaftliche Küsten~ Preis" Gefüge äußerst negativ beeinflußt werden. Nüch 
llnmer steht zu hüffen, daß alle Maßnahmen zur Sanierung der Bundesbahn sü 
beschlüssen und durchgeführt werden, daß sich aus ihnen nicht eine V'erkehrs" 
verteuerung insgesamt ergibt. 
~s besteht kein Zweifel, daß die Zuspitzung der finanziellen' Lage der Bundesbahn 
~etzt Süf.?rtmaßnahmen ,erforderlich macht, eine äußerst nachteilige Konsequenz 

er Yersaumnis vün verkehrspolitischen Möglichkeiten, die in den letzten Jahren 
~o dft Vün berufenen Sachkennern gewiesen würden sind. Die Tarifs'enkuno­
~ ~~ 'Oberen Klassen wird, wenn sie wirksam wird, mit allen Mängeln eine~' 

ütlüsung behaftet sein. Nur unter d<!m harten Zwang der Tatsachen hat die 
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Bundcsbahn ihre geg,enwärtig,en Forderungen erhüben, aber zugleich keinen 
Zweifel daran gelassen, daß sie am gemeinwirtschaftlichen Tarifsystem fest~ 
zuhalten und es zu gegebener Zeit wieder in der alten 'Oder sogar in v,erbesserter 
Form wiederherzustellen wünscht. Die Bemessung der Ausgleichsabgaben wi.irde 
zwar, wenn die jetzt in den Vordergrund gerückten Süfürtmaßnahmen realisiert 
werden würden, von v,eränderten Grundlagen ausgehen müssen, das Ausgleichs" 
pr'Oblem als solches aber bleibt unverändert - sowühl bezüglich des "internen" 
als auch des ",externen" Ausgleichs - ein Hauptanliegen der deutschen Verkehrs" 
pülitik. 

VI. Offene Fragen 
Die vorliegende Abhandlung will nichts andcres sein als eine vergleichende 
Zusammenfassung der bisher zum Ausgleichsabgaben" Problem gemachten Vür" 
schläge und der :einschlägigen Stellungnahmen unter gleichzeitiger Berück" 
sichtigung von verkehrspülitischen Vorgängen, die mittelbar 'Oder unmittelbar 
das Problem berühren. Von dem Versuch, auf dieser Grundlage schon jetzt 
zu einem weiteren Vorschlag zu kümmen, der dann weitgehend ein Kümpromiß 
aller bisherigen Vürschläge darstellen würde, wird bewußt abgesehen. Zu ge" 
wissen Fragen ist 'Ohnedies dort, wü in der Abhandlung über sie referiert wurde, 
Stellung genommen würden. Hier Süllen nunmehr nur noch einige "off,ene 
Fragen" angedeutet werden, die sich dem suchenden und kritischen Blick anbieten. 

1. Materiell,e Frag,en 
In der ersten Phase seiner Tätigkeit ist dem Sachverständigenausschuß die Auf" 
gabe gestellt, die Höhe der Gesamtbelastung zu ,ermitt.eln, die sich für die Bundes" 
bahn aus den ihr auferlegten gemeinwirtschaftlichen V'crpflichtungen tllld 
betriebsfr,emden Lasten ,ergibt. Bisher ist noch keine Methüde bekannt gewürden, 
nach der v,erfahren werden süll. Der Bundesbahn selbst die Aufgabe der 
Mcthüdenfindung zu überlassen, dürfte kaum angängig scin, wenn man bedenkt, 
daß es sich <etwa bei der Ermittlung der durch die Betriebs" und Beförderungs" 
pflicht bedingten Belastung um ein außerordentlich v,erwickdtcs betriebswirt" 
schaftlich~mathematisches Prüblem handelt. Vielleicht wird dcr SclbstJ.<!Osten? 
Ausschuß des Bundesv,erkehrsministeriums }etzt 'erstmalig seine Erkenntnisse und 
Küstenzahlen mit unmittelbar praktischem Nutz,en für die beste v,erkehrspülitische 
Lösung zur Verfügung stellen können? 
In der zweiten Phase der Arbeiten des Sachv,erständigcnausschusses wird es sich, 
entsprechend der Entschließung der Verkehrsministcr" K'ünf'er'enz, darum handeln, 
Vorschläge für dic Lösung des Ausgleichspl'üblems zu entwickeln und zu v,er" 
suchen, darüber dne Einigung mit den V'ertretern der V,erkehrsträger und der 
Wirtschaft herbeizuführen. Die Einigung d<!r 'enger:en Sachv:erständigen wird 
sich, nachdem bereits gut durchdachte Vorschläge vorliegen, wahrscheinlich leicht 
ergeben. Schwieriger wird ,es sein, dann anschließend die betrüffenen Verkehrs" 
träger und die Wirtschaft vün der Zweckmäßigkeit und der vülkswirtschaftlichen 
Richtigkcit der Vorschläge zu überzeugen. 
Das gesamte deutsche V,erkehrssystem kann nur gesunden, w,enn seine einzelnen 
Glieder, die Verkehrsarten und V,erkehrsträg'er, sü aufcinander abgestimmt 
werden, daß sich aus dem Zusammenwirk,en der vülkswirtschaftlich angestr,ebte 
optimale Effekt - verbesserte und verbilligte Verkehrsleistungen - zwangsläufig 
ergibt. Im "externen" Ausgleich wird es sich daraum handeln, notfalls durch 
Ausgleichsabgaben eine relative Gleichstellung der Wettbewerbsvoraussetzungen 
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der Verkehrsträger untereinander sicherzustellen. Hierbei wird bei der deutschen 
Binnenschiffahrt berücksichtigt werden müssen, daß ihre Wettbewerbs fähigkeit 
nicht allein v'On innerdeutschen Fakten, sondern in starkem Grade auch v'On der 
internati'Onalen K'Onkurrenz bedingt wird. Beim Luftv·erkehr verdient die Tat< 
sache, daß ,er sich als deutscher Luftv,erkehr erst im Stadium des Wiederaufbaues 
befindet und wahrscheinlich ,erst in 'einigen Jahren die v'Olle Verkehrsreife 
erlangen wird, Berücksichtigung. Schließlich wird es n'Otwendig sein, scharf 
zwischen dem "öffentlichen V,erkehrsdienst" (Eisenbahnen, Güterliniennahver", 
kehr, gewisse Omnibuslinienv,erkehre) und dem "privaten Verkehrsdienst" 
(Werkfernv,erkehr, Werknahverkehr, gewerblicher Güterfernverkehr, gewerb 
lieh er Güternahv,erkehr -- 'Ohne Güterliniennahverkehr --, Binnenschiffahrt, 
Luftverkehr) zu unt,erscheiden und dabei zugleich zu berücksichtigen, daß bei nur 
wenigen Verkehrsträgern das v'Olkswirtschaftliche Gemeinwohl ohne eigentliches 
Gewinnstreben, bei den meisten Verkehrsträgern dagegen das privatwirtschaft" 
liehe Interesse Grundlage und Ziel aller Bestrebungen ist. Der "interne" Au5'" 
gleich bezweckt die Gesundung der 'einzelnen Verkehrsträger durch Erhebung 
von Ausgleichsabgaben v'Om überrentier,enden Verkehr und sinnvolle Verteilung 
des Aufkommens auf denjenigen Teil des zur Zeit nicht genügend l'enHerenden 
Verkehrs, der aus allgemeinen v'Olkswirtschaftlichen Gründen der Förderung 
bedarf. Der ,,.externe" Ausgleich und der "interne" Ausgleich müssen funktional 
so miteinander v,erbunden werden, daß sich daraus die volkswirtschaftlich er'" 
forderliche Gesamtwirkung ,ergibt. Wenn man das Ziel einer Dezentralisierung 
der Wirtschaft sowie der Hebung der Wirtschaftsgrundlagen in den Randgebieten 
verf'Olgt, wird die verbesserte und verbilligte Verkehrsbedienung solcher Gebiete 
sicherzusteUen sein. Es liegt dann nahe, das Ausgleichsabgabensystem nicht etwa 
nur auf den Straßengüterfernverkehr zU beschränken, sondern den Nahverkehr 
einzubeziehen. Vieles wird allerdings dafür sprechen, das Ausgleichsabgaben", 
Aufk'Ommen des W'erkfernverkehrs unmittelbar der Bundesbahn zuzuführen, die 
unter der fortschreitenden Ausweitung dieser Verkehrsart am meisten zu leiden 
hat. Dagegen wird es vielleicht zweckmäßig sein, das Ausgleichsabgaben", 
Aufk'Ommen des W,erknahverkehrs -- einige Aut'Oren haben dies in Vorschlag 
gebracht - für Straßenbaw und Straßenv·erkehrszwecke nutzbar zu machen. 
Auch innerhalb des Omnibusverkehrs soll nach den Vorschlägen einiger Autoren 
ein Ausgleichssystem wirksam werden. S'Ollte es zur Einfühnmg kommen, dann 
wird auch hier der überrentierende Verhhr zur v,erbesserten und verbilligten 
V,erkehrshedienung in den wIrtschaftlich besonders schwachen Abseitsgebieten 
seinen Beitrag leist,en müssen. In der Binnenschiffahrt gibt es hereits gewisse 
Ansätze des internen Ausgleichs. Sie bedürfen aber nach Meinung eines Autors 
der Modifizierung. 

Es ist ein Unterschied, 'Ob der Ausgleich mit Hilfe v'On ,echten Ausgleich5'" 
zahlungen ,oder im W'ege der Differenzierung der Beförderungssteuer erfolgen 
soll. Während bei den Ausgleichszahlungen angenommen werden kann, daß sie 
über die dafür zu bestimmenden Stellen unmittelbar v'Om Ausgleichsbelasteten 
zum Ausgleichsempfänger durchgeführt werden können, würde die Differ·en", 
zierung der Beförderungssteuer das angestrebte Ausgleichsziel nur dann zu er" 
reichen vermögen, wenn die entsprechende Zweckv,erwendung vün zusätzlichen 
Aufkommensbeträgen gesichert wäre. Ob der Bundesminister der Finanzen sich 
hier.zu, in Abweichung vün der bisherigen Uebung, .. bereit erklären würde, steht 
dahm. Man würde schließlich Sicherungen treffen konnen, daß echte Ausgleichs" 
.abgaben nicht auE die V'erkehrsnutzer, d. h. die Allgemeinheit, abgewälzt werden 
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dürften. Besteht die gleiche Möglichkeit, auch die Abwälzung erhöhter Beförde~ 
rungssteuern auf die Allgemeinheit zu verhindern? Es wäre ,ein äußerst abträg~ 
licher "Erfolg", wenn das angestrebte Ausgleichssystcm nur über eine höhere 
Verkehrskostenbelastung der Allgemeinheit verwirklicht werden würde! 

2. Org,anisatorisch'e und rechtliche Probleme 
Die weitestgehenden Vmschläge zum Ausgleichsabgaben"Pl'oblem verknüpfen 
in idealer W,eise alle v,erkehrspolitischen Erfordernisse zu einem umfass,enden 
System, die nicht so weit ausgreifenden Vmschläge dagegen nehmen da~auf 
Bedacht, daß bestimmte Ausgleichsfragen bald gelöst werden müssen und berück", 
sichtigen daher mehr als jene die gegenwärtig doch recht engen Grenz·en der 
verkehrspolitischen Realisierung. So ist bezüglich des Omnibusverkehrs darauf 
hinzuweisen, daß in ihm neben der Bundesbahn und der Bundespost in großem 
Umfang auch kommunale und gemischtwirtschaftliche sowie private Unternehmen 
tätig sind. Es sind recht verwickelte Organisationsfragen, die gelöst werden 
müßten, ·ehe an die V,erwirklichung des Ausgleichsabgaben",Systems in diesem 
Sektor gedacht werden kann. Aehnlich liegt es beim Straßengüternahverkehr 
und beim W,erknahverkehr, der v'On vielen tausend privaten Nahverkerusunf.er'" 
nehmern und v,on der unühersehbar,en Zahl v,on Wirtschaftsunternehmen be;: 
trieben wird. Auf Grund welcher Unterlagen will man den Nahverkehr zur 
Ausgleichsabgabe heranziehen? Kämen hierfür, falls ,es zur Einführung der 
Beförderungssteuer auch im Nahverkehr kommen sollte, lediglich die Beförde~ 
rungssteuerbelege in Betracht? Müßten nicht sogar, wenigstens im gewerblichen 
Güternahv.erkehr, ,eigens für Berechnung, Erhebung und V,erteilung der Aus" 
glcichsabgabe besonder,e Genossenschaften gebildet werden? Das Gesamtgebiet 
des Ausgleichsabgahen .. Systems ist weithin noch so sehr terra incognita, daß es 
sich wahrscheinlich ,empfehlen wird, 'etwa auf der Lini·e des Vorschlages von 
B r a n d t zunächst lediglich das Pr'Oblem der Ausgleichsabgabe im Verhältnis 
der Schiene zum gewerblichen und zum Werkfernv,erkehr zur Lösung zu bringen. 
Die Erfahnmgen, die hierbei gemacht werden, könnten später bei der V'crwirk .. 
lichung dnes umfassender·en Ausgleichssystems v,erwertet werden. 

Diesen l1echt unv'Ollkommenen und unvollständigen Andeutungen hinsichtlich 
der ,organisatorischen Schwierigkeiten müssen noch einige Fragen aus dem Bereich 
des Rechts angefügt werden. S ch mi d t 52) bemerkt: "Ebenso könnten die ... 
Vorschläge verfassungsrechtlichen und "politischen Bedenken begegnen", um 
dann zu fordern: "Auch hier hat aber der Vmrang v'Olkswirtschaftlicher Zweck,. 
mäßigkeit zu gelten". Verfasser hat sich in ähnlichem Sinne geäußert: "Es werden 
sich hierbei wiederum -- wie S'O 'Oft bei den Fragen des Verkehrs - komplizi:erte 
juristische Probleme im Zusammenhang auch mit dem Grundgesetz ergeben, 
deren Lösbarkeit keineswegs gesichert ,erscheint. Gegenüber den juristischen 
Bedenken werden Verkehrswissenschaft und VerkehrsP'Olitik immer wieder dar'" 
auf hinweisen müssen, daß es sich beim Verkehr um ein Teilg,ebiet der Vülks" 
wirtschaft handelt, das nicht S'O "frei" s'ein kann wie die s'Ogenannte "freie" Wirt~ 
schaft selbst. Ohne V,erwirklichung des Ausgleichsprinzips ist ein geordnetes 
Vcrkehrswesen nicht denkbar. &echtsschöpfung und Gesetzgebung werden 
hoffentlich W,ege zu finden wissen, um dem Ausgleichsprinzip zur Geltung zu 
verhelfen" f>3). V,erfasser hat am gleichen Ort die Frage gestellt, üb 'es möglich 
sein werde, ein Gesetz zU schaffen, dessen Hauptzweck die Ermöglichung und 
sogar die Erzwingung vorerst nur des internen Ausgleichs innerhalb des gleichen 
Berufsstandes sein soll, und ausgeführt: "Zweifellos wäre der Ausgleich auf frei .. 
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williger Grundlage, d. h. auf Grund einer internen Regelung innerhalb des Berufs" 
standes der gewerblichen Güt<erfernv,erkehrsunfernehmer selbst, leichter durch" 
zuführen als durch gesdzlichen Zwang, der tief in die Freiheit der betroffenen 
Unternehmer eingreifen würde." Die Zentralarbeitsgemeinschaft des Straßen" 
verkehrsg,ewerbes hat ablehnend Stellung genommen 6.1). Es bleibt also nur die 
gesetzliche Regelung übrig. 

In programmatischer Form ist die Koordinierungspflicht des Bundesministers für 
V'erkehr in § 8 AEG festgelegt: "Mit dem Ziel bester Förderung des Y,erkehrs 
hat der Bundesminister für Y'erkehr darauf hinzuwirken, daß die Interessen der 
verschiedenen Verkehrsträger ausgeglichen und ihre Leistungen und ihre Entgelte 
aufeinander abgestimmt werden" 55). Die gleiche Pflicht enthält § 14 BBG: 
,,(1) Der Bundesminister für Verkehr ,erläßt die allgemeinen Anordnungen, die 
erforderlich sind, .1) um den Grundsätzen der Politik der Bundesrepublik Deutsch" 
land, insbesondere der Y'erkehrs", Wirtschafts", Finanz" und Sozialpolitik, Geltung 
zu verschaffen, b) um die Interess'en der Deutschen Bundesbahn und der übrigen 
Verkehrsträger miteinander in Einklang zu bringen" 56). Auch das Güterkraft" 
verkehrsgesetz statuiert die Koordinierungspflicht des Bundesministers für Yer" 
kehr, denn § 7 bestimmt: "Mit dem Ziel bester Förderung des Verkehrs hat der' 
Bundesminister für Y'erkehr darauf hinzuwirken, daß die Leistungen und Entgelte 
des Straßengüterverkehrs innerhalb seiner verschiedenen Zweige und im Ver" 
hältnis zu anderen Y,erkehrsträgern aufeinander abgestimmt werden." Ru \V e 57) 

bestätigt, daß 'es sich hier um die Koordinierungspflicht des BYM in bezug auf 
den Straßengüterverkehr handelt, und daß ,eine 'entsprechende Bestimmung in 
das neue PBefG aufgenommen werden soll. Die V:orschriftenthalte lediO"lich 
einen Programmsatz. Sie weise den BYM auf seine verkehrspolitische Auf~abe 
hin und gebe ihm die "Befugnis", tätig zu werden. Die Gesetzesfassung allerdinCTs 
weist nach Auffassung des Y,erfassers ziemlich eindeutig auf die Koordinierung~" 
p f I i ch t hin und bezieht diese Pflicht auf "die Leistungen und Entgelte des 
Straßengüterv,erkehrs innerhalb seiner verschiedenen Zweige und im Verhältnis 
zu anderen Verkehrsträgern". I-lier dürfte der gesetzliche Ansatzpunkt sowohl 
für den "internen" als auch für den "externen" Ausgleich zu suchen sein. Man 
kann von der Tatsache ausgehen, daß die Bundesbahn z. B. wegen der ihr auf" 
erlegten Betriebs" und Beförderungspflicht andere "Leistungen" erbringt als der 
Straßengüterverkehr, der von diesen Pflichten fr,ei ist, und daß die ErhebunO" 
einer Ausgleichsabgabe - neben rein tariflichen Regelungen - ein geeignetc~ 
Mittel sein könnte, um die in §7 GüKG geforderte Abstimmung des Güter" 
fernverkehrs im Verhältnis zur Bahn zu bewirken. Schließlich enthält auch § 32.1 
des Gesetzes über den gewerblichen Binnenschiffahrtsverkehr die Koordinierungs" 
pflicht des Bundesverkehrsministers: "Mit dem Ziel bester Förderung des Y,er" 
kehrs hat der Bundesminister für Y,erkehr darauf hinzuwirken, daß die Leistungen 
und Entgelte der Binnenschiffahrt 'einschließlich der Flößer'ei untereinander und 
mit denen der anderen Verkehrsträg,er abgestimmt werden." In § 32 dieses Ge" 
setzes ist auch der Frachtenausgleich erneut v,erankert. Es handelt sich hier UlU 

jene von Pi r .1 t h 58) erörterte Ausgleichsabgabe, deren Modifizierung gefordert 
wurde. - Von der Heranziehung weiterer Rechtsquellen wird Abstand genommen, 
aber Verfasser möchte doch die Frage stellen: Genügen die zur Zeit vorhandenen 
Gesebesbestimmungen, um darauf die Forderung nach Einrichtung eines Aus" 
gl~ichsabgaben"Systems stützen zu können? Kann man, falls diese Frage verneint 
"':lrd, .. an die Erhebung von Zuschlägen zur Beförderungssteuer denken, und sind 
hlerfur die rechtlichen Handhaben gegeben? Es kann auch die Schaffung neuer 
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'Organisatorischer Einrichtungen ,erforderlich werden, um d~e Berechnung, Er" 
hebung und V'el'teilung der Ausgleichsabgaben durchzuführen. Wdche recht" 
lichen Möglichkeiten gibt es hierfür? Die Fragen könnten beliebig erweitert 
werden. Es wäre dankenswert, wenn die v,erkehrswiss'enschaftliche und v,erkehrs" 
politische Grundkonzeption, wie sie in den Vorschlägen der Autoren zum Aus" 
druck gela~gt ist, bald durch das Korrelat der rechtswissenschaftlichen Stellung" 
nahme erganzt werden könnte. 
Noch <einige Gesichtspunkte mögen am Schluß als offene Fragen angedeutet 
werden. Es wäre wahrscheinlich nicht richtig, wollte man die Ueberlegungen zum 
Allsgleichsprinzip s<owie zu tarifsystematischen und organisatorischen Problemen 
des Y,erkehrs lediglich unter den derzeitigen innerdeutschen Aspekten anstellen. 
Innerhalb der künftigen ,europäischen Gemeinschaft werden Volkswirtschaften 
m~~ r~lativ. geringem Y,erkehrskostenniveau günstig,elle wirtschaftliche Entfaltungs" 
moghchkelten haben als Volkswirtschaften mit hohen V'erkehrskosten. Ein Aus" 
~leichssystem, das in der Bundesrepublik Deutschland schon jetzt durch Besei" 
hgung des ruinösen Wdtbewerbs die volkswirtschaftlichen Y'erkehrskosten (Voll" 
kosten) zu senken vermöchte, würde dem deutschen Start in die europäische ZU" 
kunft 'einen bedeutsamen Dienst erweisen können. Sollte daher nicht dieser über" 
geordn~te Gesichtsimnkt schon jetzt bei allen Bemühungen, dem angestr,ebten 
Ausglelchssystem auch in den Einzelheiten 'echten Inhalt und dauernde Nutz" 
wirkung zu v'erleihen, angemessene Berücksichtigung erfordern? - Jedes Aus.­
gleichssystem im Verkehr wird unvollkommen $lein, wenn die zur Zeit immer 
noch sektorale Betrachtung der Zusammenhänge und die sektorale Planung 
von M.aßnahmen bestehen bleiben. Ein Ausgleichssystem des Verkehrs mit 
dem nicht - um nur dieses Beispiel zu nennen - eHe steuer" und investit'ions" 
politischen Erfordernisse <Organisch verknüpft werden, wird, volkswirtschafts" 
politisch gesehen, nur <einen gesclunälerten Nutzen, unter Umständen sogar 
Schaden bringen. - Das vün starker Dynamik ,erfüllte Funktionalgebilde des Ver" 
~ehrs umschließt süviele komplexe Probleme, daß ihre gedankliche und prak" 
tische Meisterung schon jetzt Höchstanforderungen an Verkehrspolitiker und 
Yerkehrswissenschaftler stellt. Um wieviel mehr noch werden die Anforderungen 
zunehmen, wenn ein wirklich funktionsfähiges Ausgleichssystem mit den wdt 
ausgreifenden Zielsetzungen mancher Autor,en geschaHen werden soll I Viel" 
leicht wären diese vielfältigen Probleme leichter zu lösen, wenn auch die Bundes" 
republik Deutschland - wie in den USA - über eine der "Int'erstate~commcrc.e" 
commission" ähnliche Institution verfügte, die in richterlicher Unabhängigkeit 
und mit bestem Sachverständnis den Streit um die Ordnung des Verkehrs aus 
der Intelless,entenebene zu lösen und Um in der höher'en Ebene volkswirtschaft" 
licher Zweckmäßigkeit ,objektiv zu entscheiden vermöchte? 
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Zur Philosophie des Verkehrs 
Von Regierungsdirektor Dr. Theodor Krebs, Wiesbaden 

Zwei beherrschende Probleme der hellenistisch"römischen PhiLosophie sind die 
menschliche Willensfrdheit und die Güte und Vollkommenheit der Wdt. In der 
stoischen Lehre wird der V,ernunft die vernunftwidrige Sinnlichkeit gegenüber" 
gestellt. 
Solange die Daseinsformen weithin gleichartig und unkompliziert sind, kann 
sich die Philosophie unmittelbar mit der gesamten Wdt der Erscheinungen aus" 
einandersetzen. Technik und Wirtschaft des Primitiven beeinflussen und diffe" 
renzieren die seelische Haltung nicht so stark, daß es einer spezifischen Unter" 
suchung der Kausalität technischer Kraftfelder und der Wirkung ihrer Phänomene 
bedürfte. 
Das ändert sich mit der seit dem 19. Jahrhundert beginnenden Technisierung. 
Die abstrakte PhilosopMe war ihr gegenüber hilflos, sie wurde "weltfremd", 
Wirtschaft und T,echnik aber unterschätzten die Folgen dner Entwicklung, in der 
die Auseinandersetzung mit der \l(i':e!t des rein Geistigen und des Ethos schon rein 
zeitlich immer mehr zu kurz kommen mußte, weil das ganze Dasein zunehmend 
unter technisch bedingte Einflüsse geriet. 
Unter ilmen stehen die durch' die M'echanisi,erung d,es V,erk,ehrs ent" 
standenen materiellen Einflüsse an wesentlicher Stelle. Denn in dem Maße, in 
dem Erscheinungen der wirtschaftlichen und technischen Entwicklung auf die 
Lebensgestaltung des M,enschen Einfluß gewinnen, wachsen sie aus der Sphäre 
der bloßen Hilfsmittel heraus, und es entsteht die Frage, ob wir noch Lenker 
oder Gelenkte dieser Entwicklung sind. 
Meist haben technische Errungenschaften dne Erleichterung für den M,enscl1en 
und Vorteile für die Menschheit bedeutet wenn das Mittel der Technik ver" 
nünftig gemeistert wird. ' 

In Gesprächen, Tagungen und Abhandlungen über das Verhältnis von Mensch 
un~ Technik hat man oft in gedank'enloser V,erallgemeinerung 'einzdne durch 
MT Ihß~rauch technischer Errung'cnschaften verursaclüc Schäden der 

'ce lllk schlechthin zur Last gelegt. 

~o falsch dies ist, s'~ notwendig !erscheint es, von Zeit zu Zeit die mit der Freil1dt 
er

h 
Nutzung techmscher Kräfte verbundenen möglichen Wirkungen zu unter" 

sucen und zu prüfen, ob diese Kräfte uns zum Besten dienen. 
So kann a.uch die Y,erkehrswissenschaft sich nicht damit begnügen, in der Ver" 
~~rsentwlcklung lediglich die ~irtschaftlichen und technischen Phänomene der 
V lttel des y,erkehrs zU sehen. SIe muß, worauf Pirath in seinen Grundlagen der 

B 
,erkehrswutschaft 1949 nachdrücklich hingewiesen hat, das Irrationale in ihre 
etrachtungen ,einbeziehen. 

~it ~olcher Ausweitung der Schau und der Verdeutlichung, wie nötig es ist, 
'ychttge Lebensfragen nicht nur aus ein e m Blickwinkel und von ein e r Diszi" 
pm aus zu untersuchen, kann auch die Verkehrswissenschaft ein Beispiel für die 
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Universitas jeder Fmschung und die Bedeutung des Denkens in größeren Z" 
sammenhängen werden. 
Mit Windelband wollen wir unter Philosophie im heutigen Sprachgebrauch die 
wissenschaftliche Behandlung der allgemeinen Fragen von Wdterkenntnis und 
L'ebensansicht v,erstehen. Wir folgen ihm, wenn wir die schon v,on den Sophisten 
und Sokrates angebahnte pr akt i sc heB e d e u tun g der Phi los 0 phi e 
in einer Lebenskunst auf wiss,enschaftlicher Grundlage sehen und als ihr,en 
wesentlichen Zweck "die Belehrung für die richtige Lebensführung". Auf dies,er 
Grundlage bedeutet Phi los '0 phi e des Ver k ,e h r s das Forschen nach 
der Gesamtheit seiner Einflüsse und dem Gesetz seiner Wirkungen. 
Damit ergibt sich die Frage, welche Elemente und Teilgeb1ete der allgemeinen 
Philos'Üphie in ihren speziellen Beziehungen zu den Problemen des V:erkehrs 
einer Untersuchung wert sind. 
Dürfen wir von ,einer L'Ogik des Y,erkehrs, 'einer Y,erkehrsethik, dner Y,erhhrs,:: 
ästhetik, ,einer Verkehrspsychol'Ogie und nicht zuletzt einer Verkehrspädagogik 
sprechen? 
W,enn Log i k die Lehre v'On dem richtigen Denken, der methodischen Ord" 
nung ist, so zeigt das heute viel gebrauchte Wort von dem Verkehrschaos, w1e 
n'Ütwendig dieser Bereich der menschlichen Beziehungen dner methodologischen, 
von wirtschaftlichen Sonderinteress,en und politischen Einflüssen unabhängigen 
Untersuchung bedarf. 
V'erk,ehrspädag'Ügik mag als ICin Weg der Erziehung zu dner Yer" 
k ehr s ,e t h i k betrachtet werden, ohne daß deren Bereich mit dem von der Seite 
der praktischen Erziehung her Erreichbaren erschöpft wäre. 
V ,e r k ehr s äst h le t i k umfaßt dnen weiten Bezirk von der formgebung der 
V,erk'ehrsmittel und ihr,er Ausstattung bis zu Frag,cn des Naturschutzes und der 
Gestaltung der VIerkehrswege und ihrer Umgebung. 
Ye r k ehr s p s y eh 0 1'0 g i 'e als T,eilgebid der \'Viss'enschaft von den Gesetzen 
des geistigen Lehens wird ihr Fdd in den Bereichen der allgemeinen M ass e n " 
und V,ölker p s y c hol '0 g i ,e 1) und der in d i v i du <Cl 1 e n Erle b ni s w el t 
zu suchen haben. Indem sie zur Frage der Abhängigkeit psychischer funkti" 
'Onen v'0n körperlich konstitutiven Merkmalen oder von äußeren Einwirkungen 
Stellung niml?t, ergeben sich Querverbindungen zur Physiol'Ogie, zur Ncurolog1e 
und u. U. Postulate auf Gebieten medizinischer und psych'Otherapeutischer Unter" 
suchung und der Hygiene. 
Beginnen wir mit den allgemeinsten Fragestellungen der Philosophie, so sehen 
wir, daß die Antwort auf die Fra g 'e na eh Si n nun d Z we c k de s Ver" 
ke h r s ,einfach ,erscheinen könnt,e, wenn man sich damit begnügen wollt,e, beides 
in der Befriedigung wirtschaftlicher und kultur,eUer Bedürfnisse erfüllt zu sehen. 
Aber schon in dieser Beschränkung wird die Relativität sichtbar. W,eder d1e wirt" 
schaftlichen noch die kulturellen Bedürfnisse sind welteinheitliche 'Oder auch nur 
volkseinheitliche, ja nicht dnmal zeitdnheitliche BegriHe. Sie sind abhängig von 
dem Lebensstandard der V,ölker, sie sind unterschiedlich nacll den Sehnsüchten 
und Begierden des ,einzelnen und wandelbar nach den L'ebensaltern. Aristoteles 
sagte: "Di:e z w ,e c k t ä t i g ,e E i gen b ,e w ,e gun g geht aus dem Begehren her" 

*) Le Bon: Psychologie der Masse; IIagcmunn: Mythos uer Musse; Levy,ßruhl: Psychologio 
,ues Primitiven; Wundt: Völkerpsychologie. 
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vor, das in der Form des Erstrebens aus den Gefühlen von Lust und Unlust ent" 
springt." Der Trieb in die Ferne, nach dem Erleben fremder Landschaften und 
Erdf.eile,dIe Unrast, die Lust am Wechsel der Umgebung sind im kleinen Kind 
nicht entwickelt, sie ·entfalten sich mit zunehmender Reife und werden wieder 
geringer im hohen Alter. SIe sind bei dem Städter und in hochentwickelter Zivili" 
saHon meist stärker vorhanden, als bei dem enger mit der Scholle verbundenen 
Menschen. Sie sind auch eine Funktion der Temperamente. Der Sanguiniker 
wird meist mehr Lust am R'eisen haben, als der Phlegmatiker. Der Stubengelehrte, 
der besinnliche Bastler, der Typus des Spitzweg'schen Kaktusfreundes wird 
weniger reiselustig sein, als der Geograph, der Mineraloge, der Botaniker und 
Zoologe, der Spießer weniger als der Sportler, der von schwerer körp,erllcher 
Berufsarbeit im Freien Ermüdete weniger als derjenige, der nach mechanischer 
oder geistiger Arbeit in geschlossenen Räumen einen Ausgleich sucht. 

Aber auch die Ansprüche, die der einzelne als Konsument an die Güter der Welt 
stellt, sind verschieden. Dem Bauern genügen meist die Erzeugnisse seines Fddes, 
seines Gartens, seiner Tierzucht und ,evtl. seiner Jagd zur Ernährung. Er .hat 
weniger Y'erlangen nach Seefischen, er hat bis vor nicht zu langer Zeit Süd" 
früchte, wenn man von Orange oder Zitr,one absieht, kaum gekannt. Noch heute 
sind Ananas, Datteln, F,eigen, Kokosnüss'e, Erdnüsse, Oliven nur von einem 
kleineren Teil der Bevölkerung gefragte Genüsse. SIe haben auch in den Städten 
des gemäßigten Klimas nur ,einen begrenzten Abnehmerkreis. Die Verwertung der 
Colanuß, vor allem Coca"Cola, war bis vor einigen Jahren in Europa wenig 
bekannt, jedenfalls nicht als Massengetränk. 
Wo der Mensch noch nach dem alten Grundsatz seßhafter, sparsamer Yorväkr 
lebt: Ern ähre dich u n t·e r deinen Einkommensverhältniss,en, k lei d e dich 
na eh deinen Einkommensverhältnissen und wo h ne übe r deine Verhältnisse 
hat der Güterverkehr pro Kopf der Bevölkerung weniger to K'Onsumgüter übel: 
weite Entfernungen, haben di,e Personenv,erkehrsmittel weniger Menschen außer" 
beruflich zu befördern als dort, wo etwa gut essen und trinken und "zeitgemäßes" 
Miterleben dessen, "wovon man spricht", bei der Mehrheit der Bevölkerung im 
Mittelpunkt des Lebensgenießens stehen. 
So bestimmt die Fähigkeit der Selektion das Maß, das V'Olumen und die Qualität 
der Bedürfnisse. Diese Fähigkeit einer Selektion im Sinne der W,eis'en wird aber 
auch dort, wo Vernunft und Verstand sie zu fördern v.ermöchten, zum Teil ge" 
hemmt durch die Y,ersuchung, die das Angebot zahlloser nicht lehensnotwendiger, 
aber als angenehm empfundener und schließlich im Gebrauch zur Gewohnheit 
oder gar zur Sucht werdender Güter und Leistungen erzeugt. (KaHe,e, Zigaretten, 
Coca"Cola, Kino, Massenveranstaltungen sportlicher oder als "Sport" bezeich~ 
neter Art.) 

In Jeder neuen Phase der Verkehrstechnik 'e~weitert sich der Raum ähnlichen 
Le?ensstils, v'erändert und vergrößert sich die Gruppe der Menschen, die gI~ich" 
brhges ~~rlangen ~ach immer mannigfaltiger werdenden YerbJ;auchs" und Ge" 

rauchsgutern verbmdet. Von der Kartoffel bis zum Kaviar, von dem selbst" 
gestrickten Strumpf aus selbstgesponnener Wolle bis zum Nylon, vom Keller bis 
b~m Kühlschra~k, von der. Blockflöte bis zum Radio und Ferns,ehen, vom Stampfer 

15 zum StarrnIX, vom Fahrrad bis zur Kompress'Ormaschine wandeln sich Süchte 
und Verlangen des Verbrauchers in dem Maße, in dem der Verkehr ihm Güter, 
don de~en er früher nichts wußte, nach denen er nicht fragte, nahebringt und mit: 

cn Mltteln des Nachrichtenwesens für sie wirbt. 
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Indem der Yrerkehr Y,ergleichsmöglichkeit·en schafft, ,erweckt ,er Wünsche in den 
Menschen nach Dingen, die sie im Besitz.e andel'er sehen, deren L'ebensführung 
sie nachzuahmen streben. 
Aher auch die Frage der Stellung des Menschen zum Y,erk'ehrsmittel selbst ist 
nicht nur dne solche der Wirtschaft und der Technik. Sie führt in die Bezirke 
der körperlichen und der s,eelischen Hygiene. 

Wie nutzt der Mensch seine Zeit? 
B'edeutet 'eine durch Verkehrsmittel gewonnene Zeitersparnis g1eichz,eitig eine 
hygLenisch positiv bewerthare Schonung oder Förderung körperlicher und geistiger 
Kräfte oder sind damit auch irgendwelche für die Körperfunkti'Onen oder die 
seelische Y,erfassung schädliche Einwirkungen verbunden? Wird dem Menschen 
die Technik der Verkehrsmittel zur QueUe des Erlebens, zur Steigerung der Auf" 
nahmefähigkeit, zur Erholung, oder bewirkt sie eine nicht zu bewältigende Fülle 
von Eindrücken? Zerstreut sie, führt sie zu einer Spaltung des Empfindens? Ist 
Zdtgewinn durch Y,erkehr in jedem Fall wirklich G'ewinn an 
Ze i tal s Leb ,e n s s pan n ,e, 'Oder Verlust an Konz,entrationsfähigkeit, an 
körperlich zuträglicher und nach Maßgabe der Umstände möglicher Eigen" 
bewegung in frischer Luft, an seelisch .ausgleichender Kontemplation? Dient 
Y,erkehr der Entfaltung des produktiven, des aufg,eschl'Ossenen Menschen, der 
Eindrücke umzusetz,en und schöpferisch zu verwerten vermag? Tötet di,e Vielfalt 
der Eindrücke des Schnellverkehrs die Rezeptionsfähigk,eit, beeinflußt er den 
einem M'enschen bestimmten Alters und bestimmter Konstitution g,emäßen und 
für ihn gesunden L'ebensrhythmus, trägt der Y,erkehr zur Y,ennassung bei oder 
erzeugt 'er geradezu den Massemenschen, z·erstört er die Individualität? 
In dieser Zuspitzung wird ,erkennbar, daß sich di'e Frage, "wie wirken sich 
Yerkehrserleichterungen, Yerkehrsbeschleunigungen, Yerkehrsv·erbilligungen und 
Yerkehrswerbung aus", nicht eindeutig für jeden Menschen gleichartig beant~ 
worten läßt. 
Wir sehen, daß der Y,erkehr durch die ErLeichterung der Ortsveränderung, durch 
die Verbilligung des Ang,ehots ferner Güter, durch Vermindel'Ung der Transport" 
kosten, durch Y,erdnfachung der Verpackungen oder der Transportgefäßsysteme 
dem Menschen in immer zunehmender Vielfalt die Möglichkeit gibt, unter vielem, 
was sich ihm bietet, auszuwähLen. 
Die Anforderung,en an di,e kritische Selektions fähigkeit wachs'en mit dic:sen Mög" 
lichkeiten. Si,e umschließen auch das Vermögen, unter viden Varianten der Zeit" 
nutzung die besten, die gesündesten, die vernünftigSfep. zu wäMen, sich für oder 
gegen häufige Ortsveränderungen, für schnellste 'Oder langsamer'e Verkehrsmittel, 
für Zeit sparendes 'Oder beschauliches Reis'en zu entscheiden. 
Darüber hinaus wird die g.esamte L,ehensgestaltung hestimmt von der Fähigkeit 
bei der Auswahl der sich in unbegrenzter Fülle anbietenden Y,erbrauchs", Ge" 
brauchs" und Genußgüter und L'eistungen Herr und nicht Sklave der Ding~ zu 
sein. Hier zeigt also der Y,erkehr seinen Januskopf, indem ,er nicht nur die Mög" 
lichk'eiten v'ervielfältigt, das Gute, das Zweckmäßige, das Lehensfördernde zu 
wählen, sondern indem er ebenso als Versucher zur F,ehlwahl in Erscheinung 
tritt, zur Z'ersplitterung, zur Unrast, zu übermäßigem Konsum, zur Schnelligkeit 
nicht nur als Mittel zu opportunem Zweck, sondern als ~eizmittel schlechthin. 
Heben wir so 'die Frage nach Sinn und Zweck des Verkehrs aus der volkswirt" 
schaftlichen Ebene heraus, in der sich Maß und Art vorwiegend nach dem Umfang 
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von Angebot und Nachfrage bestimmen und rechtfertigcn lassen, gebcn wir eincr 
kritischen Betrachtung im Sinne der praktischen Philosophie Raum, so fragen 
wir nicht nur nach der rein geldlichen Rentabilität einer bestimmten V'erkehrSo' 
bedienung - <etwa v,erglichen mit ander,en Möglichkeiten -, sondern wir fragen, 
ob der mit dem Vier kehr bewirkte Effekt mit einer "Lebenskunst auf wissenschaft" 
lieh er Grundlage" im Sinne von Winde!band oder mit den Fordenmgen eines 
"W,eges zur rechten Lebensführung" im Sinne von Bertrand Russe! übereinstimmt. 
Das mögen einige Beispiele zeigen: 
Herr Müller ist bis zu seinem 40. Lebensjahr täglich zu Fuß zu seiner Arbeitsstelle 
gegangen; bei geteilter Arbeitsz,eit war ,er viermal -eine halbe Stunde unter'wegs. 
Die Bewegung in frischer Luft bekam ihm bei seiner "sitz,enden Lebenswdse" 
gut. Dann schaffte ,er sich dn Fahrrad an. Mit 10 Minuten Hinfahrt und 
15 Minuten Rückfahrt - etwas Steigung - hatte er eine Stunde Z'eit gewonnen. 
Die Differenz gegenüber der reinen Fahrzeit von 10 Minuten wird für die tech" 
nisch bedingten Aufenthalte - Holen des Fahrrads aus dem Ständer, Luftauf" 
pumpen usw. - verbraucht. Der Zeitgewinn von einer Stunde verteilt sich auf 
etwas längeJ.1es Schlafen am Morg,en, Ausdehnen des Mittagsschlafs und et"ras 
'Arbeiten im Garten am Abend. Als eine Omnibuslinie seinen Stadtteil mit der 
ArbeitsstelLe verbindet, geht Müller zur Monatskarte über. Denn das Bergauf" 
fahren mit dem Rad auf dem Heimweg hat sein Herz etwas angestr,engLEr glaubt 
auch noch einmal Zeit zu "g,ewinnen". Das ist freilich eine kleine Selbsttäuschung; 
die reine Fahrzeit ist zwar 71/2 Minuten, aber die W'ege von und zu den Halte" 
stellen kommen mit je 2-3 Minuten hinzu und die üblichen kleinen Ungenauig" 
keiten im starren Fahrplan zwingen dazu, durchschnittlich 2 Minuten vor der 
'Abfahrt an der Haltcstelle zu sein, zuweilen versäumt man auch den \'\1agen. 
Müller klagt übcr zunehmende Erkältungskrankheiten (steht in seiner Kranken" 
geschichtc). Er stcht oft bei Regen an einer zugigen Straßenecke, wartct auf dcn 
verspätcten Omnibus und steht dann auf überfüllter Plattform zwischen hustenden 
und nicßenden Menschcn. So freut ,er sich, als ihm mit 50 Jahren der Chef an" 
bietet, ihn als ältcsten Prokuristen mit dem Wagen abholen und nach Hause 
bringcn zu lassen. Die Erkältungskrankheiten gehen zurück, der Bauch nimmt zu. 
Mit 54 Jahren ist Müller arriviert. Er hat eine Gehaltsstufe ,erreicht, von der 
ab wcitere Erhöhungen das Finanzamt mehr interessieren als ihn und die Firma. 
Diese will aber seine Vcrdienste würdigen. Er selbst wünscht sich dnen \'\1 agen, 
dcn er von der NeUogehaltserhöhung nicht halten könnte. So wird ein weiterer 
Firmenwagen angeschafft, selbstv,erständlich für Geschäftszwecke. Müller fährt 
den Wagen und v,erbindet Geschäftsreisen mit "Erholung". Man berechnet ilun 
eine Pauschale für private Kilometer (1000 km im Jahr zu 15 Pf.), die Frau Müller 
ausgenutzt sehen möchte. Nun ist man keinen Sonntag mehr zu Hause. Man 
fährt an den Rhein in den Schwarzwald, die Eifel, das fränkische Barrok, die 
Mosel, den Bodense~ - überall sitz,en Kunden der Firma, die man auch besucl;en 
kann -. Man fährt 200, 300, 500 km übers Wochenende und der Bauch nimmt 
zu, und keine Stunde der Selbstbesinnung, der Möglichkeit erzieherischer Ein" 
wirkung auf die Kinder - es sei denn vielleicht in Geographie - und der eigenen 
geistigen F,ortbildung bleibt übrig. 
Aber ,auch in dem Leben des Herrn Schulz'e hat der V,erkehr ,einen ,entscheidenden 
Wandel vollzogen. Früher reiste ,er mit Frau und zwei Kindern alljährlich zwei 
bis :drei Wochen an die See oder ins Gebirge, badete oder wanderte und gab sich 
einem dolce far niente, ,einem nerv,enentspannenden Nichtstun hin. Seit die Pro,,: 
gramme der Omnibusgesellschaften in alle Welt locken, findet Familie Schulze, 
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daß ,es kaum kostspieliger sei, wenn man sechs bis acht Wochenendfahrten und 
eine Frankreich-Italien-Oesterreich-Schweiz"Rundfahrt von fünf bis sechs 
T,ag,en mache. So werden viele Kilometer und Stunden in Omnibussen zugebracht, 
die Eindrücke überstürz·en sich, sie lassen sich von dem übermüdeten Gehirn 
nicht mehr v,erarbeiten, von ,einer Ausspannung, <einer kontemplativen Ruhc oder 
gar ,einer Erholung ist nicht mehr dic R,ede, ja ,es zeigen sich depressive Er" 
scheinungen, Minderwertigkeitskomplexe. Frau Schube v,ermutet vorz'eitige 
Alterserscheinungen, weil sie sich nicht mehr an alles 'erinnern kann u,nd das Ge" 
sehene durcheinander wirft. Damit soll nichts gegen die r·eizvoUen Möglichkeiten 
gesagt werden, die ,ein verständig dosierter Omnibusreiseverkehr v,ermitteln kann. 
Wenn hier die Frage gestellt wird, ob Zeitgewinn durch V,erkehr unbedingt Ge" 
w in n an Zeit als Lebensspanne sei, so sieht man, daß nicht der Verkehr an sich, 
sondern die Art, wi'e der einz'elne seine Möglichkeiten nutzt, ob er sie beherrscht 
oder sich von ihnen treiben läßt, ,entscheidend für sein subjektives Wohlbefinden 
und objektiv für den Wert seiner Lebensg<!staltung sind. Nicht der Kraftwag,en 
ist schuld daran, wenn dn Mensch die Möglichkeiten, die 'er ihm bi:etet, nicht 
sinnvoll nutzt. 

Man sieht, daß die Frage nach dem rechten Sinn der Philosophie des ,V,erkehrs 
katexochen schon diej enige nach der Log i k de s Y ,e r k ehr s zum Teil ein" 
schließt. Denn wer richtig denken gelernt hat, wird nicht erst der BeLehrung durch 
die schlechte Erfahrung bedürfen. Zum Bereich der Logik des Y,erkehrs gehört 
aber' nicht nur das Y,erhaltcn des 'einzdnen in seinen täglichen und s,einen 
R'eisegewohnheiten und damit auch' sein V,erhalten gegenüber den Gefahren des 
Y,erkehrs. Es g,ehört dazu auch die Lehr,e von ,ciner v,ermmftgemäßen T'cilung der 
Y'erkehrsaufgaben unter die v,erschiedenen Verkehrsträger und "mittel und von den 
Möglichkeiten und dem Wert der Y'e r m eid u n g von V,erkehr. Den rcchten 
Impuls zu vernunftgemäßem Verhalten und Denken wird dne solche Logik von 
dem sittlichen V,erantwortungsbereich her empfangen, also aus der Y 'e r k ,e 11 r s .­
e t h i k. Sie ist gewissermaßen das Lai,enbrevier des guten Tons in aUen Ycrkdus" 
lagen. Sie sollte das Y ,e r h .1 1 t ,e n des ,e i n z eIn e n im Y e r k ehr ebenso 
bestimmen, wie das Y 'e r haI t 'e n der 'e r, die Ver k 'e h r .1 n b i c t c n, und 
sie muß zugleich Maß und Richtschnur allen Yerkehrsrechts sein. 

Ein Mittel das Recht und die Ethik des Verkehrs praktisch zu realisier,cn, sollte 
dabei eine 'von beiden getragene Y 'e r k ,e h r s p ä da go gi k sein. 

Wie allem Wahren und Guten, dem Ethik und Rccht dienen wollen, als ,Drittes 
das Schöne beigesellt zu werden pflegt, so bietet sich auch im Wirkungsbel'eich 
des Verkehrs der A ,e s t h ,e t i kein dankbares Fdd. Wenn schon früher der 
Naturschutz sich der Schonung des Landschaftsbildes besonders markanter Ver" 
kehrswege, wieetw,a des Rheins annahm, so hat die Mitwirkung von Landschafts" 
gestaltern bei der Trassierung und Anpflanzung der Reichsautobahnen gez,eigt, 
welche Möglichkeiten hier, wie überhaupt beim Straßen", Brück,en" und Eisen" 
hahnbau bestehen. Dabei werden der \A,esthetik des V,erkehrs zuweiLen ZU" 
geständnisse zu Lasten der te c h n i s c h 0 P tim .1 I e n Lösung gemacht werden 
müssen. Anders bei dem Y,erkehrsmittel selbst; hier pHegtdie tcchnisch vollendete 
Form, 'etwa der Stromlinienlokomotive, des windschnittigen Triebwagens ,oder 
Kraftfahrz,eugs auch die ästhetisch befriedigendste Lösung zu sein. Daß die 
A'esthetik der inneren Umgebung des Y'crkehrsmittels für seine Anziehungs" und 
W,erbekraft im Verhältnis zu konkurrierenden Ausstattungen gleichartiger oder 
anderer V,erkehrsmitt,el von erheblicher Bedeutung ist, haben Eisenbahnen 
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und SchiffahrtsgeseIIschaften, Luftverkehrsunternehmung,en und Kraftfahrzeug~ 
fabriken längst erkannt. Es liegt durchaus im Bereich des Möglichen, daß in Zll~ 
nehmendem Maße die Aesthetik (die Schönheit und Bequemlichkeit) des Reisens 
gegenüher der absoluten Geschwindigkeit an W'erbekraft gewinnen wh,d. Sch'On 
heute g,enießen unter gewissen Voraussetzungen in USA, aber auch in Deutsch~ 
land und anderen Ländern komf'Ortable F,ernschnellzüge und Schiff,e den Vorzug 
vor Flugzeug und Aut'O_ - Und hier berühren sich nun bereits V,erkehrsästhetik 
und Y,erkehrspsych'Ol'Ogie_ Wir sehen ihr unmittelbares Wirkungsfeld in der 
Bewertung der v,om Verkehr ausgehenden Kräfte und Ein~lüsse für ~ie individuelle 
Erlebniswelt und für ihr Y,erhältnis zu massenpsych'Ol'Oglschen Phanomenen. 
MüUer",Freienfels spricht von sieben Urgesten des Trieblebens. Aus diesen Ur" 
trieben werden zahlr,eiche Verhaltensweisen abgeleitet. Unter ihnen interessieren 
Mer nur: Der Fluchtinstinkt und der Trieb nach Lebens,erweiterung und "steige~ 
rung, die Freude an der Bewegung, am sportlichen Wettstreit und das Handeln 
aus Gewohnheit. 
Hier sehen wir Triebkräfte, die im Bereich der individuellen Erlebniswelt ver" 
kehrsfördernden 'Oder ",hemmenden Einfluß haben. 
Anders geartet sind die Kräfte, die unter dem m ass e n p s y eh '010 gis ehe n 
Asp le k t Verkehr auslösen und die umgekehrt durch Verkehr entwickelt werden, 
sogenannte flüssige S'Ozialgebilde, Gemeinschaften, die sich zu dnem bestimmten 
Zweck bilden dwa um ,einer Fußballmannschaft durch ihr,en aufmunternden Bei" 
fall zum Sieg ~u ver~elfen ,oder um gemeinsam~ Reis,en zu unternehmen, wie etwa 
mit Sambazügen, Yülkshochschulfahrten, Pilgerfahrten, Fahrten zu Großtagungel1 
'Oder Festen, wie dem Münchener Okt'Oberfest. Sie sind massenpsychologisdi 
bedingt. 
Der Katalysator, der sülche Massen sich bilden läßt, ist der Verkehr. Er ermöglicht 
die Entwicklung besonderer F'Ormen der Erholung en masse 'Oder dessen, was 
für Erholung gehalten wurde (KdF"Fahrten). Aber auch die Schmetterlil1gsfahrten 
der Bundesbahn, die die Synthese zwischen der Verbilligung durch Massen" 
beförderung und der Erholung durch individuelle Freizeit am Zielort glücklich 
gefunden haben, leben von der massenpsychologischen Wirkung der Gemeinsam" 
keit des Ziels und des Abzeichens. 

Der Personenverkehr ist das Mittel, das die Entstehung neuer Gruppienmgen 
und z'eitlicher oder dauernder Zusammenschlüsse ermöglicht. Eine ähnliche \'(1ir", 
kung hat der Nachrichtenverkehr, dessen besonderer Reiz in der Neuwertigkeit 
Hegt, wie ihn Rundfunk und Fernsehen vermitteln. Berichterstattung, Reportage 
und W,erbung und hier insbesondere die Fremdenv1erkehrswerbung, die sich 
dieser Mittel bedient, gehöre!l hierher. 

Hag,emann sagt im Mythos der Masse: 

"Darum sind die Demagogen s'O lebhaft bemüht, die Menschen auf die Straße zu 
bringen, um die atomisierten Individuen leichter neuen Gruppierungen zuführen 
zu können. Die Urteilsfähigkeit des Individuums verschwindet hinter der Primi" 
tivität und Emotionalität der Masse." 

Die magnetischen Kräfte, die den einzelnen zur Teilnahme an bestimmten Ver" 
anstaltungen verleiten, auch wenn 'er bei vernünftiger kritischer Ueberlegung gar 
nicht überzeugt ist, seine Zeit und seine Kräfte in einer s'Olchen Veranstaltung 
nützlich zu verwenden, erwachsen dabei nicht selten aus einem Minderwertigkeits" 
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komplex. Der kleine Mann glaubt das seiner Reputation schuldig zu sein; sein 
GeltungsbedürfnL<; verlangt ,es. 
Diese Kräfte wären aber gegenüber dem natürlichen Beharrungsvermögen und 
der Trägheit des Menschen nicht stark genug, wenn nicht die Bequemlich~eit und 
Schnelligkeit des Y,erkehrs die hemmenden Einflüsse überwinden würde. 
Wilhelm Michel spricht in seinem "Be~enntnis zur Kirche" davon, daß die v'er" 
kehrstechnik zu den Kräften g,ehöre, "die ihrer unaufhebbarlen Natur nach an der 
,Behaustheit' des M'enschen rütteln", "an seinen seinsmäßigen Zusammenhängen" 
und seinen Lebensbedingungen. "Kraft und Bestimmtheit der alten Lebens;,: 
gestaltung" in den Zeitaltern vor der Eisenbahn, "mit denen die Charaktere von 
Bauten, Dörfern und Menschen durchgebildet" wurden, seien an jenes andere 
Tempo gebunden gewesen. 
Bewußt wird uns dies ,erst, seit der moderne Kraftv,erkehr diese Probleme mitten 
in die Dörfer und Stadtkerne hineingetragen hat. Es wäre aber falsch, aus den 
Gefahren ,einer "Ortlosig~eit", wie es Wilhelm Michel nennt, auf "Ausweglosig" 
keif' zu schließen. 
Indem die v1erkehrspsycholügische Analyse der treibenden Kräfte zur Erkenntnis 
pathologischer Ueherbewertungen oder eines Mißbrauchs von Y,erkehrsenergien 
führt, z'eigt sie zugLeich. W,ege zu psychotherapeutischer Beeinflussung und zu 
einer Y,erkehrshygiene. 
So v,ermag -eine richtig verstandene Phil'Osophie des Ver~ehrs im umfassendsten 
Sinn zur Erkenntnis und damit zur Ueberwindung der negativen Komponenten 
einer modernen Y,erkehrsentwicklung beizutragen. Die p'Ositiven, deren segens" 
reiche Einflüsse so offen zu Tage liegen und sich in vielfältigster Bewährung 
selbst vortragen, bedürfen keiner wissenschaftlichen Fundierung. 
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Buchbesprechungen 
Prof. Dr. Wal te r T horn s : Handbuch 

für Fremdenverkehrsbetriebe. fach~ 
buchhandlung Dr. Pfanneberg & 0;,., 
Gießen 1952. 1091 Seiten, 270 Abbildun­
gen, 98 Fmmulare und 112 Tabellen. 
Ganzleinen DM 58,-. 

Das im letzten Jahr v,on Prof. W. Thoms 
herausg'egebene Handbuch für Fremden­
verkehrsbetriebe ist das ,einzige Werk auf 
dem Weltbüchermarkt, uuf dem das g,e­
samte Gebiet des Hotel- und Gaststätt~n­
g'ewerbes von Praktikern wie auch von 
Theoretikern erschöpfend behandelt wor­
den ist. 
Das Werk gliedert sich in zehn Hauptteile, 
in denen die Geschichte, die Eigenart, der 
L,ebcnsverlauf. die Organisation, die Wirt­
s,chaft und die Wirtschaftsrechnrung des 
I'remdenverkehrsbctriebes, slOwie die Be­
trIebs- und Wurenkunde, das Recht und 
dic Technik im Fl'emdenverkehrsbetri-.:be 
dargcstellt sind. 
Vicle Gebicte lHescs Faches sind in dem 
vorlicgendcn Handbuch vollkommen neu, 
SIO z. B. die Wirtschaftsgeschichte der Be­
tricbe, die betriebswirtschaftlichen Grund­
lag'cn der V.olksreise, die Kennzeichnung 
des Charakters dieser Betriebe, dh~ Neu­
g'estaltung der Wirtschaftsrechnung. 
Aysführlich sind besonders wichtige, aber 
bIsher wenig behandelte Gebiek darge­
stellt, so das Reisebüro, die internationa­
len Reiseabk'ommen. Gastlichkeit und 
9iistekultur, die Pacht, die Gründung, der 
Standort; die Betdebsgröße, das Betriebs­
ende, die Betriebsführung, die Betrkbs­
~rganisati.on, die Privatversicherung, das 
Steuer- und das Lebensmittelrecht. 
Einen beslOnders großen Umfang nehmen 
ein die Betriebskunde des Hotels, der 
Gaststätt:e, des Kaffees und der Bar, die 
Behandlung der Küche, des Wein- und 
Bi.~rkellers, die Nahrungsmittel- und Ge­
t~ankekunde und v.or allen Dingen auch 
dIe Techni~, die allein mit einem Umfang 
v.on 2(17 Selten vertreten ist. 
Das Handbuch ist die Enzyklopädie der 
Fremdenv'erkehrsbetdebe die nicht v,er­
sagt, weil alle Sparten 'des Hotel- und 
Gaststätt'engewerbes eine Behandlung er­
fahren haben. Eine ausführliche Gliede­
rung V!on 21 Seiten und ein vollständiges 
Sachregister 'erleichtern den Gebrauch des 
umfassenden Werkes. 

Das Handbuch, das auf allen Seiten die 
Hand des erfahrenen Sachkenners verrät, 
ist als dn gdungenes Werk zu bezeich­
nen, dem weite Beachtung und Verbrei­
tung zu wünschen ist. 

K. O. Hördemann. 

ßiillin:e!llschiffahrtsnachrichten. Herausge­
geben vom Z,entralallsschllß der Deut­
schen Binnenschiffahrt e. V. und \nom 
Zentral-Ver'ein für Deutsche Binnen­
schiffahrt e. V., Verlag für Wirtschafts­
schriftflUm Otto Krallßkopf, Wiesbaden; 
Bezugspreis: Ausgabe A DM 2,40 j~ M>J­
nat; Ausgabe B mit FTB-Frachten- und 
Tarifanzeiger. Grllndg,ebühr DM 2,40 zu­
züglich DM 0,10 je FTB-B1att. 

Die BinnenschiHahrtsnachrichten sind das 
,offizielle Mitteilungsblatt der Spitzenver­
biinde der deutschen Binnenschiffahrt. 
WlCiterhin sind die Billnenschiffahrtsnach­
richten das alleinige umtliche Organ für 
die Veröffentlichungen der Frachtenaus­
schußbeschlüsse aller Stromgebiete und 
der Tarife für die Hafenabguben und die 
Hafen<lebühren in den Binnenhiifen. Alle 
wichtigen Ereignisse. die die Binnenschiff­
fahrt,' die Wasserstraßenbehörden wie 
auch die verladende Wirtschaft interes3ie­
l'en, werden hier rasch, sachlich und 
gründlich behandelt. 
Die Binnenschiffahrtsnachrichten erschei­
nen wöchentlich in zwei Ausgaben: der 
Ausgabe A, der die amtlichen Bekannt­
machungen für den Schiffahrtsdienst bei­
liegen, und der Ausgabe B. in der neben 
den Bekanntmachungen für den Schiff­
fahrtsdienst die amtlichen Veröffentli­
chungen der Binnenschiffuhrtstarife im 
"FTB"-Frachten- und Turifanzdger erf,ol­
gen. Sowohl die Bekanntmachungen für 
den Schiffahrtsdienst als auch der Frach­
ten- und Tarifanzeiger, der die Frachten­
ausschußbeschlüsse beka1111t gibt, erschei­
nen in Loseblatt-Form und können in Spe­
zialordnem stets griffbereit eingeordnet 
werden. 
In den Binnenschiffahrtsnachrichten er­
scheinen stiindig f,olg'ende Artikel und 
Rubriken, deren Inhalt und 'f.ext stets auf 
Grund amtlicher Nachrichten und Ver­
öHentlichungen gestaltet und überpriift 
wird: L'Citartikel ü1>er fachliche, wirtschaft­
liche, v,erkehrsIJ'olitische u. u. Probleme 
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der Binnenschiffahrt, aktuelle Nachrichten 
aus Deutschland und der ganzen Wdt, 
Gesetze und Vellordnungen, Mitteihmgen 
aus Verbänden und Vereinen, Rechts­
fragen, Fragen des Schiffsbaues, Verk'ehrs­
berichte, W,asserstandsmeldungen und vie­
les andere. 
Die Binnenschiffahrtsnachricht,en werden 
aUen an der Binnenschiffahrt interessier­
t'en Kreisen, \nor allem den Binnenschiff­
tahrtsbetrieben selbst, den Schiffsbe­
satzung'en, den V,erladern, den Wasser­
str,aßenbehörden und Hafenbetdeben, SIO­

wie auch den Spediteuren und Ums,chlags­
betrieben von großem Nutzen sein. 

Juliane Linden 

Leitfade!ll für das Kraftwag.en. Güterfern­
verkehrswese!ll. Bearbeif.et v. Dipl.-Kfm. 
W. Herz, Deutscher Verkehrs-V,~rllg 
G. m. b. H. Heidelberg, 192 S. DM 4,90. 

Als Heft 2 der "Verkehrswissenschaft­
lichen Schriftenreihe der DVZ/Demsche 
Verkehrs-Zei1:ung" erschien sloeben ein 
Leitfaden für das Kraftwagen-Güterfern­
verkehrswesen. Obwohl die Verkehrs­
literatur bereits über eine stattliche R·eihe 
v'on Schriften über das Kraftverkehrs­
wesen verfügt, fehlte es bislang immer an 
einem W,erk, das die gesamte Materie des 
Güterkraftverk,ehrs, sei 'es die organisato­
rische Entwicklung, die ges,etzliche Rege­
lung des Güferfem- und -nahverkehrs, die 
Kmftverkehrsordnung. das Tarifwesen 
usw., in geschlossener Form darstellt. Der 

Bearbeiter, Dipl.-Kfm. Herz, Geschäfts­
führ'er der Giiterfernverkehrs-Genossen­
schaft Nord-W,est e. G. m. 1>. H., geht von 
der Entwicklung des Gütedernw.:rkehrs 
aus, schildert die gesetzlichen Gmndlagen 
des einstigen RKB. tim dann den Güf'er­
fernverkehr nach 1945 mit seinen organi­
satorischen Formen darzustellen. In den 
darauftiolgenden Kapiteln behandelt der 
V,erfasser die Nutzlast, den Laderaum und 
die Auslastungsfiihigkeit der Lastkraft­
wagen slowie die Leistungen des gewerb­
lichen Güterfernverkehrs. 
Die nun folgenden drei Hauptteile geben 
das neue Güterkraftverkehrsg,esetz. dIe 
Kraftverkehrslordnung sowie den Ueichs­
kraftwagen tarif wieder. Ein besonderer 
Vorzug dieses Buches Hegt darin, daß das 
umfangreiche Material leicht faßlich und 
außemrdentlich übersichtlich dargestellt 
ist. In besonders tiefschürfender Form 
werden die tariflichen Fragen, die durch 
zahlreiche Frachtberechnungsbeispide er­
läutert werden, behandelt. In <einem 
ScMußkapitel werden dann noch: alle den 
internat~onaJ,en Strußengüterverkehr be-
trdfenden Fragen uufgc~eigt.. .. 
Das W,erk, dus aus Sc1m!rungsvlOrtrngen 
entstanden ist. ist nicht nur für den Nach­
wuchs dn wertV'ol1es SChU!'l111gswerk, slOn­
dern wird mIch dem Praktiker ein g,e­
schiitzter Uatg'eber in allen Zweifclsfragen 
der Auslegung der gesetzlichen Bestim­
mungen, des Frachtrechtes und der Huft­
pflicht sein. Hördemunn 
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